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Südkoreas KPD-Verbot 

Beim Verbot der Vereinigten Fortschrittspartei 
(UPP) berufen sich die Richter auf das KPD-Verbot 
von 1956. Feinde der Militarisierung im Visier. 
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Kleine Schritte 

Jeder ist gegen Krieg. Wer wird aktiv? Die SDAJ 
macht mit ihrer Kampagne Angebote - für erste 
Schritte zum Widerstand. 
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Wendepunkt für syrische Kurden 

Türkischer Einmarsch stört Kooperation der YPG mit den USA 



Schießtraining bei den kurdischen Volksverteidigungseinheiten 


U S-Vizepräsident Joe Biden hat 
während seines Türkei-Besu¬ 
ches in der vorigen Woche die 
kurdischen Volksverteidigungseinhei¬ 
ten (YPG) in Nordsyrien aufgefordert, 
sich auf das östliche Ufer des Euphrat 
zurückzuziehen. Am gleichen Tag hatte 
in den frühen Morgenstunden die tür¬ 
kische Armee zusammen mit Einheiten 
der Freien Syrischen Armee (FSA) die 
nordsyrische Grenzstadt Dscharablus 
angegriffen. Zwei Tage später erklärte 
US-Außenminister John Kerry, dass die 
Vereinigten Staaten einen eigenständi¬ 
gen kurdischen Staat ablehnen. 

Diese Erklärungen markieren ei¬ 
nen Wendepunkt in den Beziehungen 
zwischen den USA und den kurdischen 
Kräften in Syrien. Bisher stützten sich 
die USA im Kampf gegen den IS ne¬ 
ben angeblich „moderaten“ arabischen 
Aufständischen, die mehr gegen die sy¬ 
rische Regierung als gegen die IS-Ter- 
roristen kämpfen, hauptsächlich auf die 
weitaus kampfstärkere kurdische Mi¬ 
liz. Mit dem Angriff türkischer Trup¬ 
pen, die eine sichere Zone in Nordsyri¬ 
en für FSA-Rebellen schaffen, sind die 
USA deutlich weniger auf die YPG an¬ 
gewiesen. 

Schon im Juli hatte ein Mitarbeiter 
einer US-amerikanische Denkfabrik 
gefordert, arabische Rebellen stärker 
aufzurüsten, um die YPG auszubalan¬ 
cieren. Fabrice Balanche, der regelmä¬ 
ßig Analysen für das „Washington In¬ 
stitute for Near East Policy“ schreibt, 
warf der YPG vor, mit der syrischen 
Regierung und Russland zu kooperie¬ 
ren. Die Haltung der YPG im Kampf 
um Aleppo - dort ermöglichte sie den 
Assad-Truppen, einen Ring um den von 
Rebellen besetzten Ostteil der Stadt zu 
bilden - sowie einige weitere Beispiele 
würden zeigen, dass sich die YPG eher 
auf die von Russland getragene Alli¬ 
anz statt auf das westliche Bündnis zu¬ 
bewegen würde. Wenn die YPG nach 
der Eroberung von Manbidsch weiter 
westlich vorrückt, ist dies ein Zeichen 
dafür, dass die YPG sich endgültig auf 


die Seite der „Assad-Putin-Allianz“ 
stellt, schrieb Balanche damals. Sollte 
sie aber gegen die vom IS kontrollierte 
Stadt Rakka marschieren, sei eine wei¬ 
tere Zusammenarbeit mit ihr aus west¬ 
licher Sicht möglich. 

Eingetreten ist das erste Szenario. 
Nach der Vertreibung des IS aus Man¬ 
bidsch vor zwei Wochen gründeten die 
Demokratischen Kräfte Syriens (SDF - 
ein multiethnisches Bündnis, das haupt¬ 
sächlich von der YPG getragen wird) 
weitere Militärräte, um Städte westlich 
und nördlich von Manbidsch zu befrei¬ 
en. 

Allerdings lieferten sich regierungs¬ 
nahe Milizen und die YPG tagelange 
Gefechte in Hasakah. Obwohl die Stadt 
überwiegend von kurdischen Kräften 
kontrolliert wird, sind regierungsnahe 
Kräfte noch in einigen Vierteln präsent. 
Ein Waffenstillstand konnte erst dank 


russischer Vermittler erreicht werden. 
Aber diese Kämpfe könnten parado¬ 
xerweise auch Anzeichen einer kur¬ 
disch-russischen Annäherung sein: ei¬ 
nige Beobachter bemerkten, dass die 
Kämpfe in dem Gebiet stattfanden, wo 
sich die für auswärtige Beziehungen 
verantwortliche kurdische Behörde be¬ 
findet. Während die Kontakte zwischen 
den syrischen Kurden und Moskau bis 
dahin meist über syrische Kanäle ge¬ 
laufen seien, hätte die YPG vor den 
Kämpfen das erste Mal versucht, direk¬ 
te Kontakte zu Russland zu knüpfen. 

Derweil toben die Kämpfe im sy¬ 
risch-türkischen Grenzgebiet weiter. 
Unbestätigten Berichten kurdischer 
Quellen zufolge setzten protürkische 
Rebellen Giftgas gegen die dort an¬ 
sässigen Dorfbewohner ein. Den tür¬ 
kischen Angriffen seien dutzende Zi¬ 
vilisten zum Opfer gefallen. 


Entgegen ersten Meldungen er¬ 
klärten die SDF-Kämpfer, dass sie sich 
nicht zurückziehen würden, und eine 
YPG-Sprecherin sagte, dass ihre Or¬ 
ganisation nicht auf die USA angewie¬ 
sen sei. 

Damaskus und Moskau kritisier¬ 
ten die türkische Militärintervention. 
Das russische Außenministerium er¬ 
klärte, dass eine politische Lösung des 
Syrien-Konfliktes nur unter Beteiligung 
aller religiösen und ethnischen Grup¬ 
pen - einschließlich der Kurden - mög¬ 
lich sei. Leonid Iwaschow, Vorsitzender 
der russischen Akademie für geopoli- 
tische Fragen, dementierte Meldungen 
türkischer Medien, wonach der türki¬ 
sche Angriff mit Moskau abgestimmt 
gewesen sei. Russland bestehe auf in¬ 
ternationalem Recht, das die Türkei 
nicht beachte. 

Isaak Funke 


Pläne gegen das Streikrecht 

Im Verkehrsministerium wird über Beschränkungen des Grundrechts nachgedacht 


Bei der Bahn stehen Tarifverhand¬ 
lungen an und die Vorsitzenden der 
Gewerkschaften Eisenbahn- und 
Verkehrsgewerkschaft EVG und die 
Lokführergewerkschaft GDL haben 
eine harte Tarifauseinandersetzung 
angekündigt. 

Das wird dem Verkehrsministe¬ 
rium nicht passen. Dort gibt es be¬ 
reits seit längerem Pläne, das Streik¬ 
recht im Verkehrswesen massiv einzu¬ 
schränken, denn es gebe viel zu viele 
Streiks und davon seien viel zu viele 
Menschen und Unternehmen betrof¬ 
fen. Streiks gingen sogar mit „großen 
Gefahren für die öffentliche Sicher¬ 
heit und Ordnung einher“, wie es in 
einem Bericht des Beirats des Minis¬ 
teriums heißt. 

Die „substantiellen gesamtwirt¬ 
schaftlichen Kosten“ kann die Ver¬ 
sammlung von Professoren allerdings 
nicht nachweisen, wie eine Studie der 
Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) kriti¬ 
siert. Die tatsächliche Höhe der Kos¬ 
ten durch Streiks im Verkehrswesen 


sei schwer zu beziffern. Die Berech¬ 
nungen von Unternehmen seien kaum 
nachvollziehbar und es sei unklar, 
welche bzw. wessen Kosten eigentlich 
gemeint seien, da nicht zwischen pri¬ 
vaten und öffentlichen Kosten unter¬ 
schieden werde. 

Dem Bericht des Verkehrsministe¬ 
riums mangelt es daher auch an Zah¬ 
len. Er verlegt sich deshalb lieber auf 
derbe Vokabeln und absurde Verglei¬ 
che- so werden Passagiere und Un¬ 
ternehmen durch Streiks angeblich 
„in Geiselhaft“ genommen. Denn 
was passiert, wenn der Bahnreisende 
plötzlich Auto fahren muss? Das sta¬ 
tistische Todesrisiko für PKW-Nutzer 
je Milliarden Personenkilometer liege 
um den Faktor 42 höher als für einen 
Bahnreisenden. Zitat: „Aus verfas¬ 
sungsrechtlicher Sicht ergibt sich dar¬ 
aus ein latenter Konflikt zwischen der 
Ausübung des Grundrechts der Koali¬ 
tionsfreiheit einerseits und den poten¬ 
ziellen Gefährdungen des Schutzgu¬ 
tes Recht auf Leben und körperliche 


Unversehrtheit andererseits.“ Streiks 
bei der Bahn können tödliche Folgen 
haben, deshalb muss das Streikrecht 
eingeschränkt werden - das ist kein 
Scherz, sondern bitterer Ernst. 

Das Problem der Regierung sei 
nämlich, dass durch den hohen Or¬ 
ganisationsgrad von „Spezialisten“ 
wie Lokführern und ihrer offensiven 
Streiktaktik ein Konkurrenzkampf un¬ 
ter den Gewerkschaften entbrannt sei, 
der dazu führe, dass „die Arbeitskampf¬ 
und Tarifstrategien der Spartengewerk¬ 
schaften immer häufiger auch von den 
Großgewerkschaften nachgeahmt wer¬ 
den“, wie es im Bericht heißt. 

Wer sich an die unglaubliche Het¬ 
ze gegen GDL-Chef Weselsky erin¬ 
nert, weiß, dass es hier um politische 
Fragen geht. Lokführer, Piloten und 
Kabinenpersonal führten neben den 
Erziehern Aufsehen erregende Ar¬ 
beitskämpfe und stießen keineswegs 
auf Ablehnung in der Bevölkerung, 
sondern auf Akzeptanz bis Solidari¬ 
tät. 


Die „Experten“ des Ministeri¬ 
ums sammeln in ihrem Bericht die 
Einschränkungen des Streikrechts 
in anderen Ländern und fordern 
dann neben Notfallplänen und län¬ 
geren Ankündigungsfristen vor allem 
eine Zwangsschlichtung, die vor Be¬ 
ginn eines Streiks eingeleitet werden 
soll. Bei Nichteinigung muss sich der 
Schlichter für das letzte Angebot ei¬ 
ner der beiden Seiten entscheiden. 
Das soll den „Druck auf beide Seiten 
erhöhen, eine Einigung im Vorfeld zu 
erzielen“. Außerdem solle Streik nicht 
mehr als „höhere Gewalt“ klassifi¬ 
ziert und Kundenrechte bis zu Scha¬ 
densersatzforderungen ausgeweitet 
werden, damit Streiks richtig teuer 
werden. 

Die FES-Studie meint, diese Ein¬ 
griffe seien nicht zu rechtfertigen und 
eine „Gefährdung des Gemeinwohls“ 
zu verneinen. Die BRD sei nie eine 
Streikrepublik gewesen und sei auch 
jetzt keine. 

Philipp Kissel 


Thema der Woche 


Wessen Interessen? 

Willkommenskultur mit Merkel? Gegen Flucht¬ 
ursachen, aber für ein schärferes Asylrecht? 
Linke Kräfte streiten über ihre Haltung zur 
Flüchtlingsfrage - der DKP-Vorsitzende Patrik 
Köbele umreißt, wie er die Aufgaben der Kom¬ 
munisten sieht: „Dürfen wir die Frage stellen: 
Was kann unser Land an Flüchtlingen aufneh¬ 
men?“ Seine Antwort: Nein, denn wir würden 
sie gemeinsam mit den Herrschenden stellen. 

Mit Fragen des Umgangs mit der Einwande¬ 
rung beschäftigt sich auch das neue Heft der 
Marxistischen Blätter. 
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Theater um TTIP 

Kampf gegen CETA 

Sigmar Gabriel erklärt TTIP für 
„praktisch gescheitert“. Seine Che¬ 
fin, Kanzlerin Angela Merkel wider¬ 
spricht. Der Sprecher der EU-Kom- 
mission hält Gabriels Meinung für 
eine „Äußerung, wie sie im Sommer 
öfter vorkommt“. Die französische Re¬ 
gierung dagegen gibt Gabriel Recht. 
Sie werde die EU-Kommission im 
September auffordern, die Verhand¬ 
lungen mit den USA zu beenden. Wie 
um diesen Politikwechsel zu unter¬ 
streichen, gab zugleich der erklärte 
Neoliberale, Wirtschaftsminister Em¬ 
manuel Macron seinen Rücktritt be¬ 
kannt. 

Der deutsche Wirtschaftsminister 
und SPD-Vorsitzende Gabriel ist sich 
dagegen sicher, dass das mit Kanada 
schon fertig verhandelte Handels¬ 
abkommen CETA beschlossen wird 
und dass seine Partei ihm dabei fol¬ 
gen wird. Mit Ceta werde niemandem 
etwas aufgezwungen, kein Land sei 
gehindert, höhere Standards zu entwi¬ 
ckeln. Als Erfolg wertete er es erneut, 
dass es einen öffentlichen Handelsge¬ 
richtshof statt der bisher vorgesehe¬ 
nen privaten Schiedsgerichte geben 
sollte. Frank Bsirske, Vorsitzender 
der Dienstleistungsgewerkschaft ver. 
di, hatte Tage zuvor gewarnt, dass die 
Richter ein materielles Interesse da¬ 
ran hätten, Verfahren privater Inves¬ 
toren gegen öffentliche Institutionen 
einzuleiten. Immerhin würden sie ein 
Grundgehalt von 2 000 Euro pro Mo¬ 
nat bekommen, dagegen aber 3 000 
US-Dollar pro Verhandlungstag, soll¬ 
te ein Prozess stattfinden. 

Der SPD-Vorsitzende betonte, 
CETA dürfe nicht mit den Verhand¬ 
lungen über das Handelsabkom¬ 
men zwischen der EU und den USA 
(TTIP) verwechselt werden. „Nach 
meiner Einschätzung sind die Ver¬ 
handlungen mit den Vereinigten Staa¬ 
ten de facto gescheitert, auch wenn es 
keiner so richtig zugibt.“ In 14 Ver¬ 
handlungsrunden habe man nicht zu 
einem einzigen der 27 Kapitel einen 
gemeinsamen Text hinbekommen. 
„Wir dürfen uns den amerikanischen 
Vorschlägen nicht unterwerfen“, sag¬ 
te Gabriel. 

Aus allen Teilen der Union kam 
Kritik an Gabriel. CDU/CSU-Frak- 
tionsgeschäftsführer Michael Grosse- 
Brömer schrieb bei Twitter zu Gabri¬ 
els Abwenden von TTIP: „Schätze, der 
wichtigste Grund für diese Einschät¬ 
zung sind die Parteilinken in der SPD.“ 

Abwegig ist die Einschätzung von 
Grosse-Brömer nicht, wenn sie auch 
Gabriel zu Unrecht unterstellt, er wür¬ 
de nicht im Interesse der deutschen 
Wirtschaft handeln. Die Verbrau¬ 
cherorganisation Foodwatch hatte 
ihm nicht umsonst Trickserei vorge¬ 
worfen. Gabriel wolle das CETA-Ab¬ 
kommen mit Kanada nur durchpeit¬ 
schen, um den Weg für TTIP zu ebnen, 
hatte Foodwatch-Chef Thilo Bode ge¬ 
sagt. Das sei dessen Strategie: Gabriel 
rede CETA schön, weil er TTIP haben 
wolle. 

Eine 70 Jahre alte Musiklehrerin aus 
Nordrhein-Westfalen hatte am Sams¬ 
tag eine der größten Bürgerklagen 
in der Geschichte des Bundesver¬ 
fassungsgerichts eingereicht. Gegen 
CETA gibt es schon mehrere Verfas¬ 
sungsbeschwerden. Am 17 Septem¬ 
ber sind zudem in mehreren deut¬ 
schen Städten Demonstrationen ge¬ 
gen CETA und TTIP angekündigt. 

Bernd Müller 
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Georg Fülberth zur Rente mit 6g 

Vielen wird es egal sein 



Unsere Oligarchen - Die Spitzen des deutschen Finanzkapitals - Folge 6 

Zusammengehörigkeitsgedanken 

Bosch - führende Rolle im deutschen Monopolkapital 


Die Bundesbank schlägt vor, das 
Renteneintrittsalter auf 69 Jahre zu 
erhöhen. Die SPD ist dagegen und 
hält die Anhebung auf 67, die sie un¬ 
ter Schröder durchsetzte, für ausrei¬ 
chend. Sie rechnet es sich als Ver¬ 
dienst an, dass neuerdings Menschen 
mit 45 Beitragsjahren sich schon mit 
63 zur Ruhe setzen könnten. So rich¬ 
tig will der Streit nicht in Gang kom¬ 
men. Zu bekannt sind mittlerweile 
die Argumente für und wider. 

Für: Die Menschen werden älter, 
die Geburtenrate ist niedrig, abseh¬ 
bar müssten immer mehr Alte durch 
immer mehr Junge unterhalten wer¬ 
den. Bei längerer Lebensarbeitszeit 
könne ein paar Jahre länger in die 
Rentenkasse ein- und müsse später 
daraus ausgezahlt werden. 

Wider: Setzen sich die Alten spä¬ 
ter zur Ruhe, bleiben Arbeitsplätze 
für die Jungen blockiert, und Letztere 
zahlen dann auch noch nicht ein. Das 
demografische Problem kann durch 
Zuwanderung entschärft werden. Au¬ 
ßerdem erlaube es die steigende Ar¬ 
beitsproduktivität, dass auch bei ge¬ 
ringerer Erwerbstätigenzahl immer 
mehr Rentner(innen) versorgt wer¬ 
den können. Sinnvoll wäre es, wenn 
künftig alle Einkommensarten - nicht 
nur die bisher Sozialversicherungs¬ 
pflichtigen, sondern auch Beamte, 


Arbeit in der Industrie 4.0 - Chance 
für den Standort? Unter dieser Fra¬ 
gestellung laden die IG-Metall-Be- 
zirksleitung Mitte und der Arbeitge¬ 
berverband HESSENMETALL ihre 
Funktionäre zu einem gemeinsamen 
Zukunftskongress am 27. September 
2016. In der Union Halle in Frankfurt 
sollen unsere Gewerkschafter mit den 
Kapitalvertretern in einer angeneh¬ 
men Atmosphäre darüber beraten, 
wie man in einer neuen, noch besseren 
Sozialpartnerschaft „unseren“ Stand¬ 
ort wettbewerbsfähiger machen und 
die Innovation beschleunigen kann. 
Im Mittelpunkt der Debatte steht, wie 
Rationalisierungserfolge gemeinsam 
von den Betriebspartnern erzielt wer¬ 
den können. Durch einen moderier¬ 
ten Dialog von Arbeitgeber-Arbeit¬ 
nehmer-Paaren werden aus drei Un¬ 
ternehmen Geschäftsführer und ihre 
Betriebsrats Vorsitzenden darstellen, 
wie sie ihre Gestaltungsaufgaben ge¬ 
meinsam wahrgenommen haben. In 
einem Mitmach-Teil können dann 
auch weitere „Geschichten“ aus dem 
Teilnehmerkreis eingebracht werden. 
Damit nicht der Eindruck entsteht, 
dass diese Veranstaltung nur eine re¬ 
gionale Entgleisung von uns blinden 
Hessen ist, sollte man beachten, dass 
durch die Teilnahme der stellvertre¬ 
tenden Vorsitzenden der IG Metall, 
Vertreter von DGB, von Gesamtme¬ 
tall und einem Wirtschaftsminister 
der wegweisende Charakter hervor¬ 
gehoben wird. 

Die Arbeitgeber fordern ihre Mitglie¬ 
der auf, sich in dem neuen Format, die¬ 
ses Sozialpartnerkongresses über das 
Thema Arbeit 4.0 in offenen Gesprä¬ 
chen auszutauschen und eigene Beiträ¬ 
ge zur Meinungsbildung einzubringen. 
Sie wollen Gemeinsamkeiten auslo¬ 
ten und mit „der Politik“ die richtigen 
Rahmenbedingungen schaffen. 

Der Charakter dieser Veranstaltung 
zeigt ungeschminkt, dass wir uns in 
einer Hochphase des sozialpartner¬ 
schaftlichen Verhaltens unserer Ge¬ 
werkschaften in Deutschland befinden. 
Leider prägen nicht die dramatischen 
Entwicklungen im Arbeitsalltag oder 
der Kampfgeist der arbeitenden Men¬ 
schen in den Tarifrunden und in den 
vielen betrieblichen Abwehrkämpfen 
die maßgeblichen Entscheidungen der 
Gewerkschaften für bessere Arbeits¬ 
und Lebensbedingungen. Es sind eher 
diese Debatten und Verabredungen 


Selbstständige, Bezieher (innen) von 
Mieten und sonstigen Einkünften von 
Vermögen je nach Leistungsfähigkeit 
einzahlen und gemäß ihrem Bedarf 
Leistungen empfangen. 

Das wäre Umverteilung von oben 
nach unten, und die ist aufgrund der 
bestehenden Machtverhältnisse tabu. 
Wer lange genug mit dem Kopf an 
die Wand gerannt ist, lässt es irgend¬ 
wann bleiben und resigniert. Der po¬ 
litische Druck ist aus zwei Gründen 
gering. Für nicht wenige der jetzigen 
Rentner(innen) ist die Lage erträglich. 
Es reicht noch. Viele Junge kümmern 
sich nicht um ihre künftigen Altersein¬ 
künfte, denn bis dahin wird es lange 
dauern. Ein Blick auf ihre aktuellen 
Lohn- und Gehaltskonten zeigt ihnen, 
dass es ihnen ziemlich egal sein kann, 
wie hoch das gesetzliche Rentenein¬ 
trittsalter sein wird. Das Erwerbsein¬ 
kommen der jetzigen beruflich aktiven 
Generation ist deutlich niedriger als 
das ihrer Vorgängerinnen. Dement¬ 
sprechend niedrig werden auch ihre 
Rentenanwartschaften sein. Deshalb 
wird seit Langem für private Zusatz¬ 
versicherungen geworben. Wer aber 
nicht genug verdient, kann sich auch 
diese nicht leisten und wird im Alter 
arbeiten müssen, bis er oder sie um¬ 
fällt, gleichgültig, wie hoch das offiziel¬ 
le Renteneintrittsalter sein wird. 


von Rahmenbedingungen mit dem Ar¬ 
beitgeberlager, von denen unsere Ar¬ 
beitswelt schlimm geprägt wird. 

Es geht nach wie vor um die Forderun¬ 
gen der Arbeitgeber an die Regierung 
und an eine willfährige IG Metall, die, 
statt für Verteilungsfragen einzutreten, 
mithelfen soll, den Standort Deutsch¬ 
land im Sinne der Konzerne zu gestal¬ 
ten. Für das Kapital ist Industrie 4.0 
ein ideales Argumentationsfeld für 
sozialpartnerschaftliches Handeln und 
Verabredungen. Das wird verstärkt in 
gewerkschaftliche Gremien hineinge¬ 
tragen, um Entscheidungen und Spiel¬ 
regeln zu gestalten. 

Deshalb brauchen wir mehr Gewerk¬ 
schafter, die unsere Erfahrungen mit 
den Auswirkungen der Sozialpartner¬ 
schaft in die Argumentation einbrin- 
gen. Denn die Erfahrungen der letzten 
20 Jahre werden in den innergewerk¬ 
schaftlichen Debatten zunehmend 
verdrängt. Die Ergebnisse des Bünd¬ 
nisses für Arbeit und „unserer Schrö¬ 
der-Regierung“ waren prägend für das 
gesellschaftliche Auseinanderdriften 
von Arm und Reich und die Spaltung 
der Arbeiterschaft in Deutschland und 
Europa. In der Sozialpartnerkonferenz 
wird es zu keinen Debatten über die 
Ursachen für die Zerfledderung der 
Tarife, die hohe Zahl von vier Millio¬ 
nen Mindestlöhnern oder die unsägli¬ 
che Entwicklung der Leiharbeit und 
Arbeitslosigkeit kommen. 

Immer wieder agieren die Gewerk¬ 
schaften mit dem Appell ans Wir-Ge- 
fühl, wie aktuell zum Beispiel „Wir 
sind Bosch“ im Kampf um den Er¬ 
halt vieler Arbeitsplätze im Saarland. 
Obwohl wir weder Bosch sind noch 
Bosch besitzen und deshalb auch die 
Konzernentscheider nicht von ihren 
Plänen abbringen können, lassen Ge¬ 
werkschafter keine Gelegenheit aus 
„ihre“ Unternehmer zu ermahnen, dass 
wir doch in einem Boot sitzen. Der In¬ 
teressengegensatz wird bei allen be¬ 
trieblichen Konflikten offenkundig. 
Aber es wird immer um den einzelnen 
Arbeitsplatz gekämpft, statt sich kon¬ 
sequent für die 30-Stunden-Woche und 
Arbeit für alle einzusetzen. Mit der 
Mitmacherei bei Industrie 4.0 und mit 
dem Appell an das Wir-Gefühl fördert 
die IG Metall in betrieblichen Konflik¬ 
ten bei Funktionären und Mitgliedern 
die Illusion, dass man aus einem Fuchs 
einen Vegetarier machen kann. Aber 
das hat bisher noch keiner geschafft. 


Wer Bosch nur mit Zündkerzen und 
Schlagbohrmaschine in Verbindung 
bringt, kennt nur ein Zipfelchen des 
Ganzen. Bosch ist der größte Autozu¬ 
lieferer der Welt und greift jetzt buch¬ 
stäblich nach den Wolken: „Bosch 
steigt in das Cloud-Geschäft ein und 
bietet damit alles aus einer Hand für 
das Internet der Dinge“, hieß es im 
März in der deutschen Wirtschafts¬ 
presse. „Cloud“ (deutsch: Wolke) steht 
dabei für ein rechner-, unternehmens- 
und länderübergreifend zur Verfügung 
stehendes Riesenrechenzentrum (hin¬ 
ter dem wieder viele einzelne Rechen¬ 
zentren stehen können), in dem Daten 
und Programme (Apps) Informationen 
liefern, entsprechend den Bedürfnis¬ 
sen der Benutzer. Die automatisierte 
Parkplatzsuche z.B. wird als mögliche 
Wunderanwendung angepriesen. Was 
auch immer davon letztlich realisiert 
wird, Bosch begibt sich in Konkurrenz 
zu Amazon, Apple, Google, Microsoft 
und auch SAP, die schon um die Größe 
des Abteils in der Wolke kämpfen. Das 
kostet Geld und das hat Bosch. Auf 15 
Mrd. Euro wird die zu Recht als Kriegs¬ 
kasse bezeichnete Finanzreserve bezif¬ 
fert. 

Wie ist Bosch in die Position ge¬ 
langt, dass ein einzelnes Unternehmen 
über solche Mittel und über solche 
Macht verfügt, Vorzeigemonopole des 
US-Finanzkapitals herauszufordern? 

Der 25-jährige Robert Bosch grün¬ 
det 1886 die Werkstätte für Feinmecha¬ 
nik und Elektrotechnik. Der Aufstieg 
ist entscheidend mit den Verbesserun¬ 
gen der Zündkerze verbunden, die von 
Mitarbeitern Boschs erfunden wurden. 
Der Aufstieg ist so rasant und eng ver¬ 
bunden mit der Entwicklung der deut¬ 
schen Automobilindustrie nicht zuletzt 
in Konkurrenz zu Ford, dass Bosch 
schon 1913 Niederlassungen auf allen 
fünf Kontinenten hatte und über 80 
Prozent des Umsatzes im Ausland er¬ 
zielt wurden. Und: Bei Kriegsbeginn ist 
fast alles motorisierte Kriegsgerät al¬ 
ler kriegführenden Länder mit Bosch- 
Zündkerzen ausgerüstet. Bosch galt 
bis dahin als dem demokratischen und 
sozialen Fortschritt zugetaner Kapita¬ 
list. Kautsky wohnte nach Aufhebung 
des Sozialistengesetzes bei ihm, Cla¬ 
ra Zetkin hatte Verbindung ins Haus 
Bosch. Die Bosch-Tochter Paula wurde 
von Claras Mann, dem Maler Friedrich 
Zundel, porträtiert (und später gehei¬ 
ratet). Doch 1913 ist Krise auch beim 
Bosch. Es wird im Werk Feuerbach 
mit Lohnkürzungen, Verlängerung der 
Arbeitszeit, Entlassungen gedroht. Die 
Gewerkschaft (DMV) ruft zum Streik 
auf. Bosch sperrt aus und legt das Werk 
vorübergehend still. Hatte es bisher ge¬ 
heißen: Man muss auch den Arbeiter 
mitkommen lassen, damit er mehr zum 
„Gedeihen des Unternehmens“ (Profit 
für den Kapitalisten) beitragen kann, 
lernen die Arbeiter nun auch die Knu¬ 
te kennen. 

1936 in der Festschrift „50 Jahre 
Bosch“ wird dieses „neue“ Gesicht von 


Bosch umkränzt und seiner faschisti¬ 
schen Bestimmung zugeführt: „Damit 
war entgegen dem bis dahin von R. 
Bosch gepflegten Zusammengehörig¬ 
keitsgedanken eine Kluft entstanden. 
Ihre jeweilige Überbrückung hat in 
den folgenden Jahrzehnten mitunter 
viel Geschick und guten Willen erfor¬ 
dert, bis schließlich der Nationalsozia¬ 
lismus wiederum dem Gedanken der 
Betriebsgemeinschaft zum Durchbruch 
verhalf.“ 

Bosch gehörte nicht zu jenem „all¬ 
deutschen Flügel“, dem schwerindus¬ 
triellen, besonders aggressiven Teil des 
deutschen Finanzkapitals, der etwa mit 
der Industrielleneingabe vom 19. No¬ 
vember 1932 die Machtübertragung an 
Hitler gefordert hatte. Aber er wusste 
nach dem Machtantritt des Faschismus 
auch gut auf der Nazi-Pfeife zu blasen. 
Sein Vertrauter Hans Walz wurde zum 
Betriebsführer, war Wehrwirtschafts¬ 
führer, war im „Freundeskreis Reichs¬ 
führer SS“ mit ausgesuchten Spitzen 
der deutschen Wirtschaft verbunden. 
Schließlich waren der Krieg und sei¬ 
ne Vorbereitungen wie eine Profit¬ 
maschine für Bosch. Im Krieg selber 
wurde nicht nur Stuttgart mit Zwangs¬ 
arbeiterlagern auch für Bosch überzo¬ 
gen. Mindestens 20 000 Zwangsarbei¬ 
ter insgesamt mussten gnadenlos für 
Bosch schuften. Vom Walz-Nachfolger 
Hans L. Merkle (der als der „Pate“ der 
„Deutschland AG“ galt und in der Un¬ 
ternehmerpresse gern als „Gottvater“ 
tituliert wurde) stammt denn auch die 
infame Formel zu den erbärmlichen 
Entschädigungszahlungen, um die man 
nach über 60 Jahren nicht mehr umhin 
kam: Man sehe „in der Beschäftigung 
von Zwangsarbeitern keine moralische 
Schuld, wenn auch eine materielle Ver¬ 
pflichtung der deutschen Wirtschaft“. 
Es war dem Druck der Sammelklagen 
aus den USA, aber auch dem uner¬ 
müdlichen Einsatz so hervorragender 
Stuttgarter Widerstandskämpfer und 
Kommunisten wie Gertrud Müller 

Aktionstag bei 
Bosch Saarland 

Bei Bosch im Saarland sind mehrere 
Hundert Arbeitsplätze akut bedroht. 
Die IG Metall führte deshalb am 
31. August einen Aktionstag durch. 
Das Ziel ist der Erhalt aller derzeit 
5640 Bosch-Arbeitsplätze in der 
Region. Es sollte deutlich gemacht 
werden, dass die „unternehmeri¬ 
schen Fehlentscheidungen“ nicht 
hingenommen werden. 

In Homburg bei Bosch Rexroth sol¬ 
len 210 der 700 Arbeitsplätze weg¬ 
fallen, das Tochterwerk BESG in 
Neunkirchen soll komplett geschlos¬ 
sen und somit 200 Beschäftigte auf 
die Straße gesetzt werden. Bei der 
Robert Bosch GmbH in Homburg fin¬ 
det seit längerem ein schleichender 
Abbau von Arbeitsplätzen statt. 


und Alfred Hausser zu verdanken, dass 
die kapitalistischen Unterstützer und 
Nutznießer des deutschen Faschismus, 
die Menschenschinderfirmen, doch 
noch bezahlen mussten. 

Hans Walz überdauerte nicht nur 
das 1000-jährige Reich. Er sorgte auch 
gleich für die publizistische Weißwä¬ 
sche nach dem Krieg. Als ersten Bio¬ 
graphen (1946) und Legendenbildner 
Robert Boschs konnte er Theodor 
Heuss gewinnen, den „Liberalen“, der 
1933 für das Ermächtigungsgesetz ge¬ 
stimmt hatte und 1949 erster Präsident 
der Spalterrepublik BRD wurde. Seit¬ 
her gelten Bosch und natürlich Walz als 
Widerständler. Carl Goerdeler, der von 
den Nazis gehenkt wurde, gilt als der 
Mann von Bosch und Walz. Goerdeler 
aber, muss man wissen, steht für anti¬ 
kommunistische Diktatur ohne Hitler 
und für „die unerklärte bedingungslose 
Kapitulation den Westmächten gegen¬ 
über, bei verstärkterWeiterführung des 
Krieges gegen die Sowjetunion.“ 

Der Wiederaufstieg nach 1945 mit 
Hans Walz an der Spitze (bis 1963 und 
gekrönt mit dem großen Bundesver¬ 
dienstkreuz mit Stern) sieht Bosch auf 
vielen Geschäftsfeldern aktiv. Mit der 
wieder einsetzenden westdeutschen 
Rüstung ist Bosch gleich wieder bei der 
Elektroausrüstung des berüchtigten 
Schützenpanzers HS-30 unter Kriegs¬ 
minister Franz J. Strauß mit dabei. 
Und ohne Zündkerzen, Antriebssyste¬ 
me, Einspritztechnik und damit ohne 
Bosch bewegen sich eben auch mörde¬ 
rische Dinge wie Panzer, Kriegsschiffe 
und Fluggeräte nicht. 

Gut vernetzt ist Bosch allein schon 
durch die weltweiten Beziehungen zu 
Kunden, Lieferanten und Kreditge¬ 
bern. Aber es ist auch die Einbettung in 
das Milieu der Finanzoligarchie. Etwa 
durch Heirat der Bosch-Erbin Eva 
mit Gero Madelung, dem langjähri¬ 
gen Chef der Rüstungsschmiede MBB, 
heute Herzstück von Airbus. Ein ent¬ 
scheidendes Wort redet Bosch im VDA 
(Verband der Automobilindustrie), im 
BDI (Bundesverband der Deutschen 
Industrie), im Asien-Pazifik-Ausschuss 
der deutschen Wirtschaft, in Aufsichts¬ 
räten wie z.B. der BASF, aber auch in 
der Forschung bei der Max-Planck- 
Gesellschaft oder Fraunhofer-Gesell¬ 
schaft. 

Die Robert Bosch GmbH erzielt 
heute mit fast 375 000 Beschäftig¬ 
ten (1970: 120 000), etwa 71 Milliar¬ 
den Euro Umsatz, fast drei Mrd. Euro 
Profit. Bosch hat Standorte in über 50 
Ländern der Welt und ist ein führen¬ 
des Glied in der Kette des deutschen 
Monopolkapitalismus. Das Schuften 
der Kollegen lohnt sich für die Boschs: 
Das Vermögen der Bosch-Erben wird 
auf ca. 3,2 Mrd. Euro taxiert. Den we¬ 
nigen Kindern und Enkeln des alten 
Bosch gehören unmittelbar 8 Prozent 
der GmbH, aber sie mischen tatkräf¬ 
tig in der Robert Bosch Stiftung mit. 
Dieser Stiftung gehören 92 Prozent der 
GmbH. Richard Corell und Stephan Müller 


Richard Pf aff zu „Industrie 4.0“ 
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Wohnungsnot in Hamburg 

Bezahlbare Mieten ließen sich durch kommunalen Bau gut finanzieren 



W ohnungsmangel ist in Ham¬ 
burg umgeschlagen in Woh¬ 
nungsnot. Längst auch in 
Eimsbüttel. Wer normal verdient, muss 
schon außerordentliches Glück ha¬ 
ben, um etwas Bezahlbares zu finden. 
Für Geringverdiener ist es aussichtslos. 
Lokstedt verliert fast alle Sozialwohnun¬ 
gen. Und bevor eine einzige neu errich¬ 
tet wird, werden bereits 60 Einfach Woh¬ 
nungen an der Hagenbeck- und Julius- 
Vosseler-Straße entmietet und für den 
Abriss vorbereitet. Die Lage im Kernge¬ 
biet Eimsbüttel/Lokstedt ist dabei keine 
Ausnahme, sondern eher die Regel. 

Laut Senatsanfrage der Linken 
hatten bereits im Jahre 2012 über 
367000 Hamburger Haushalte An¬ 
spruch auf eine Sozialwohnung und 
die Anzahl der Bedürftigen ist seit¬ 
her nicht gefallen. Im Gegenteil: Zu¬ 
wanderung, unbezahlbare Mieten und 
Altersarmut machen den Bau bezahl¬ 
baren Wohnraums immer dringlicher. 
Trotzdem wird in den nächsten zehn 
Jahren jede zweite (ungefähr 45 000) 
der noch verbliebenen Sozialwohnun¬ 
gen aus der Sozialbindung fallen. Das 
Hamburger Wohnungsbauprogramm, 
vom Senat (der nach seinem ersten 
Bürgermeister Olaf Scholz und in 
Anlehnung an die gleichnamige Wer¬ 
beagentur gern „Scholz & Friends“ 
genannt wird) zum sozialpolitischen 


Glanzpunkt aufpoliert, bremst aber 
bestenfalls den freien Fall der Sozial¬ 
mieter. Beim jetzigen Bautempo wür¬ 
de es Generationen dauern, um den 
Hamburger Bedarf an Sozialwohnun¬ 
gen zu decken. 


Das konnte man 
schon mal besser 

In den Zwanzigerjahren wurden bis zu 90 
Prozent aller Neubauten mit öffentlicher 
Förderung hochgezogen und es wurden 
Projekte realisiert, die noch heute als 
zeitlos modern und als architektonische 
Legenden gelten. Auch nach 1945 ließen 
Bund und Länder fast neun Millionen 
Sozialwohnungen bauen und noch in den 
70er-Jahren hatte Hamburg 400 000 So¬ 
zialwohnungen, bis man dazu überging, 
mit kommunalen Wohnungen Finanzlö¬ 
cher zu stopfen und alles an Immobili¬ 
enkonzerne zu verscherbeln. Heute eine 
Katastrophe, ablesbar an unbezahlbaren 
Mieten und langen Schlangen vor jeder 
angebotenen Bruchbude. 

Günstig bauen für Betuchte 

Eine Katastrophe, aber eine behebba¬ 
re Katastrophe. Bei gegenwärtig fast 
zinslosen Krediten ist kommunaler 
und genossenschaftlicher Wohnungs¬ 
bau ganz anderer Größenordnung 
machbar. Und dazu braucht es keine 
Immobilienfinanzierer, hinter denen 
die Großbanken stecken. Das soge¬ 
nannte „Wohnungsbau-Bündnis des 
Senats“ mit Baukonzernen und Im¬ 
mobilienhaien ist aber nichts anderes 
als die Fortsetzung der alten Privati¬ 
sierungspolitik. Es zielt darauf ab, aus¬ 
schließlich privates Kapital ins Spiel 
zu bringen, das Bauen für Betuchte zu 


fördern und Mieter den üblichen Pro¬ 
fitmachern auszuliefern. 

In der Bürgerschaft diskutieren 
SPD-Abgeordnete allen Ernstes die 
Reduzierung der Sozialbindung auf fünf 
Jahre. Schon nach wenigen Jahren hätte 
der private Investor so freie Hand, seine 
Sozialwohnungen für betuchte Mieter 
zu räumen. Da nützt es auch nichts, dass 
ein Investor ein Drittel Sozialwohnun¬ 
gen vorweisen muss. Die subventioniert 
er, indem er die zwei Drittel am freien 
Markt entsprechend verteuert - mit der 
Folge, dass die Normalverdiener geknif¬ 
fen sind. Sie verdienen zu viel für eine 
Sozialwohnung, aber zu wenig, um sich 
am Markt bedienen zu können. 

Wie jeder weiß, ist die Wohnung 
nicht irgendeine Ware, sondern ein ele¬ 
mentares Gut. Aber Scholz & Friends 
weigern sich, Billigkredite für kommu¬ 
nales Bauen größeren Stils zu nutzen. 
Sie berufen sich auf die „Schulden¬ 
bremse“, eine Fessel, die sie sich selbst 
angelegt haben. Besonders dem Bür¬ 
germeister ist die vorfristige Einhal¬ 
tung der „Schwarzen Null“ wichtig. Die 
Olaf Scholz kennen, haben dafür eine 
einleuchtende Erklärung: Scholz will 
Kanzler werden. Der finanzpolitische 
Musterknabe Scholz soll den Kanz¬ 
lerkandidaten Scholz ins rechte Licht 
rücken - und den Hartz-IV-Minister 
Scholz vergessen machen. 

Franziska Reiterer 


Kein G20-Gipfel in Hamburg 

Am Freitag den 7. und Samstag den 8. denen die Menschen in den restlichen 


Juli 2017 soll der Gipfel der G20 ge¬ 
nannten Staaten auf dem Gelände der 
Hamburger Messe stattfinden. Dafür 
sollen dort Umbauten vorgenommen 
werden, um den Zugang zum Tagungs¬ 
gelände zu sichern und steuern zu kön¬ 
nen. Alle Erfahrungen mit Treffen der 
G7-, G8- oder G20-Staaten haben be¬ 
wiesen, dass solche tollen Ereignisse 
Hunderte Millionen Euro an Steuer¬ 
geld verschlingen, die anders besser 
angelegt wären. Zudem wurden und 
werden „mit Sicherheit“ auch in Ham¬ 
burg Grund- und Bürgerrechte massiv 
eingeschränkt. 

Die versammelten Staatenlenker 
müssen massiv geschützt werden. Denn 
außerhalb ihrer Runde sind sie keines¬ 
wegs besonders beliebt. Ihre Staaten 
sind - in unterschiedlichem Maß und 
in unterschiedlichen Konstellationen 
-verantwortlich für Hunger, Armut, 
Krieg und Umweltkatastrophen, unter 


173 Staaten der Welt zu leiden haben. 
Sie sind die Verursacher der aktuellen 
Flucht- und Wanderungsbewegungen. 
Deshalb hat es bei allen vorangegan¬ 
genen Treffen heftige Proteste geben. 

Während die meisten solcher Tref¬ 
fen wie in Heiligendamm oder auf 
Schloss Elmau auf dem Lande leicht 
abzuschirmen waren, würde in Ham¬ 
burg die ganze Innenstadt in eine 
Hochsicherheitszone verwandelt wer¬ 
den. 

Die erfolgreichen Abstimmungen 
zur Rekommunalisierung der Netze, 
gegen die Musical-Seilbahn am Hafen 
und gegen Olympia in Hamburg haben 
gezeigt: die Mehrheit der Hamburger 
Bevölkerung hat die Nase voll von der 
neoliberalen Politik für die Profite der 
großen Konzerne. 

Stoppen wir gemeinsam den Gip¬ 
felwahnsinn in Hamburg 

DKP Hamburg 


Klaus Wagener zur Rangliste unter OECD-Ländern 


Bertelsmann lässt die BRD auf Platz 6 vorrücken 


„Warum es Deutschland so gut geht 
wie noch nie“, jubelt die „Welt“. „Kaum 
ein anderer Industriestaat hat sich mit 
Blick auf die eigene Zukunftsfähig¬ 
keit in den vergangenen zehn Jahren 
so positiv entwickelt. (...) Die großen 
Konkurrenten hat die Bundesrepublik 
damit derzeit klar abgehängt: Großbri¬ 
tannien zum Beispiel, die Brexit-Nati- 
on, liegt laut der Studie auf Platz neun. 
Frankreich, der wichtigste europäische 
Partner, rangiert auf Platz 18. Japan 
kommt auf 23, und die größte Volks¬ 
wirtschaft der Welt, die USA, folgt so¬ 
gar erst auf dem 26. Rang. Wann konn¬ 
ten die Deutschen jemals so hoffnungs¬ 
voll in die Zukunft blicken?“ 

Quelle für den Enthusiasmus des 
Springer-Blatts ist die neuste Auflage 
eines Projekts, das sich SGI (Sustai- 
nable Governance Indicators) nennt, 
aus dem Hause Bertelsmann. Die 
Bertelsmänner versprechen „nach¬ 
haltiges Regieren messen“ zu können. 
Und Springer hat uns die Ergebnisse 
schnell einmal näher gebracht. Platz 6 
in der Gesamtwertung. Eins mit Stern¬ 
chen, Fleißkärtchen für Frau Merkel 
und Herrn Schäuble. Die Welt kann so 
schön und auch so einfach sein. 

Bei den Bertelsmännern liest sich 
das ein wenig differenzierter. Natür¬ 


lich interessiert auch hier keine qua¬ 
litative politökonomische Analyse der 
weit weniger erbaulichen Wirklichkeit 
und schon gar nicht, was die Brexit- 
geneigten Regierten von den Nach¬ 
haltigkeitserfolgen ihrer Regieren¬ 
den halten. Der Sinn des „Messens“ 
ist schließlich ein pädagogischer. Die 
„Indikatoren“ sind so gewählt, dass das 
politische Personal die Stimme ihrer 
Herren (und Damen) klar vernehmen 
und wissen kann, woran es ist. Positive 
Verstärkung ist die eine Sache, erziehe¬ 
rische Strenge die andere. In einer Welt 
der kapitalistischen Konkurrenz gibt es 
ein Ranking nicht nur für Topmodels, 
Superstars oder Dschungelköniginnen, 
sondern selbstredend auch für die po¬ 
litische „Elite“ oder die, die es werden 
wollen. Nicht auszuschließen, dass SGI 
den hauseigenen Sender RTL noch auf 
Ideen bringt. 

„Deutschland ist gut gerüstet, aber 
wie lange noch?“ (SGI) der drohende 
Unterton heißt soviel wie: gut ist noch 
lange nicht gut genug. „Überraschend 
mäßig schneidet Deutschland bei der 
Vermeidung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung ab (21. Platz) - der gu¬ 
ten Wirtschafts- und Beschäftigungs¬ 
lage zum Trotz. Das Armutsrisiko hat 
sich sogar wieder leicht erhöht. Insbe¬ 


sondere Alleinerziehende sind über¬ 
proportional von Armut betroffen.“ 
Das erstaunt dann doch. Nicht, dass 
die Thematisierung von sozialer Un¬ 
gleichheit - nach Thomas Piketty - ein 
Tabuthema wäre. So etwas bestreitet 
eigentlich nur noch die neoliberale 
Rambo-Fraktion vom Kaliber einer 
Dorothea Siems („Welt“) oder Hei¬ 
ke Göbel („FAZ“). Selbst der Chef 
des DIW (Deutsches Institut für Wirt¬ 
schaftsforschung) Marcel Fratzscher 
erklärt im „Zeit“-Interview, er habe 
„ein Problem damit, dass die unteren 
40 Prozent abgehängt werden.“ Und 
es gebe „inzwischen in der Wissen¬ 
schaft einen breiten internationalen 
Konsens, dass die heutige Ungleich¬ 
heit in Deutschland zu hoch ist und ei¬ 
nen massiven wirtschaftlichen Schaden 
verursacht.“ 

Nein, wirklich erstaunlich ist die 
Fähigkeit, diese gar nicht einmal so 
falsche (Teil-)Zustandsbeschreibung 
im selben Text beispielsweise mit ei¬ 
ner Polemik gegen die „Rente mit 63“ 
zusammenzubringen. Sie „weiche die 
Strukturreformen der letzten Jahre 
auf und sei ein falsches Signal, auch 
weil sie zu Lasten jüngerer Generati¬ 
onen gehe.“ (SGI) Das gleiche Kunst¬ 
stück schafft Fratzscher übrigens auch. 


Nun muss man keine Lanze für diese 
Werbenummer der Großen Koalition 
„Rente mit 63“ brechen, dieser Etiket¬ 
tenschwindel bremst die Rente mit 67 
ja nur auf Zeit und nur für sehr weni¬ 
ge etwas ab. Aber klar, selbst so etwas 
ist für die Bertelsmänner, welche ja die 
Rente mit 67, 70, 75 oder, durch BDI- 
Präsident Ulrich Grillo jüngst verkün¬ 
det, mit 85 quasi erfunden haben, „das 
falsche Signal“. „Bei diesem Indikator 
verschlechtert sich Deutschland im 
Vergleich zu 2014 um zehn Plätze auf 
Rang 30.“ (SGI) 

„Wenn es darum geht, einer Be¬ 
völkerungsgruppe heute etwas zu ge¬ 
ben und so künftige Generationen zu 
belasten, dann ist es die Fortsetzung 
der falschen Politik der letzten 40 Jah¬ 
re: immer mehr Umverteilung, immer 
mehr soziale Leistungen.“ (Fratzscher) 
Das muss man heute als bürgerlicher 
„Vordenker“ schon bringen: die Op¬ 
fer des eigenen, neoliberalen Kreuz¬ 
zuges beklagen, sie dem geschlagenen 
alten „rheinischen“ Kapitalismus an¬ 
lasten und dann genau die Rezepte 
als Lösung vorschlagen, welche diese 
Verwüstungen hervorgebracht haben. 
Und da sage einer, die bürgerliche Po¬ 
litökonomie habe ihr kreatives Poten¬ 
tial verloren. 


Bahn-Tarifrunde 
ab Oktober 

Ab Oktober geht die Tarifrunde bei 
der Bahn los. Knackpunkt der Ver¬ 
handlungen werden wohl die Ar¬ 
beitszeitregeln werden. Die Mitar¬ 
beiter der Bahn haben 6,2 Millionen 
Überstunden angesammelt. Der Vor¬ 
sitzende der größeren Gewerkschaft 
EVG, Alexander Kirchner (SPD), 
kündigte eine harte Runde an und 
fordert den Verzicht des Bundes auf 
die Dividende. Offizielle Forderun¬ 
gen der EVG liegen noch nicht vor, 
momentan findet eine bundesweite 
Mitgliederbefragung statt. 

Die GDL fordert 4% mehr Lohn 
und eine bessere Schichtplanung, 
ohne die es keinen Tarifvertrag ge¬ 
ben solle, wie der Vorsitzende Claus 
Weselsky (CDU), sagte. Die Schicht¬ 
pläne sollten tarifvertraglich geregelt 
werden und nicht mehr den einzelnen 
Betriebseinheiten überlassen blei¬ 
ben, wie es die Bahn weiterhin will. 
Das ist besonders beim Güterver¬ 
kehr ein Thema. Die DB Cargo fährt 
seit Jahren Verluste ein. Dies soll auf 
dem Rücken der Lokführer geändert 
werden, deren Arbeit noch mehr ver¬ 
dichtet werden soll. Ihre „tatsächli¬ 
chen Zeiten auf der Maschine“ sol¬ 
len erhöht werden, wo sie laut Bahn 
angeblich nur 50% ihrer Arbeitszeit 
seien. Die GDL fordert dagegen den 
Abbau von Überstunden - bei den 
Lokführern sind es 80 Stunden pro 
Kopf pro Jahr, insgesamt 1,5 Millio¬ 
nen Stunden - und die Einstellung 
von 800 neuen Lokführern, die Bahn 
hat bisher nur 300 neue Stellen zu¬ 
gesagt. In einem Interview mit der 
„Wirtschaftswoche“ sagte Weselsky, 
auch Zugpersonal im Schichtdienst 
habe Anspruch auf ein soziales Um¬ 
feld und Freizeit mit der Familie. Die 
Bahn habe ihr Versprechen, die Ar¬ 
beitsbelastung zu senken, nicht ein¬ 
gelöst. „Statt Überstunden durch 
Neueinstellungen abzubauen, zahlt 
das Management lieber Überstun¬ 
den aus. Das ist Augenwischerei.“ Die 
Verhandlungen sollen mit GDL und 
EVG gemeinsam geführt werden, da 
nach dem Schlichterspruch von 2015 
zwei Tarifverträge mit zwei Gewerk¬ 
schaften in einem Unternehmen gel¬ 
ten. PK 

Rekordüberschuss 
des Staates 

Bund, Länder, Kommunen und Sozial¬ 
versicherungen haben im 1. Halbjahr 
dieses Jahres einen Überschuss von 
18,5 Mrd. Euro erzielt. Der Staat gibt 
also um diesen Betrag weniger aus, als 
er einnimmt. Die „schwarze Null“ von 
Finanzminister Wolfgang Schäuble ist 
zu einem riesigen Haufen an Einnah¬ 
men geworden. Gerechnet werden 
kann damit, dass im gesamten Jahr der 
beträchtliche Überschuss des Jahres 
2015 von 21 Mrd. Euro locker über¬ 
troffen werden kann. Die Absurdität 
besteht darin, dass dieser Geldüber¬ 
schuss beim Staat anfällt, während 
zugleich die Krankenversicherungen 
ihre Leistungen einschränken und die 
Gemeinden einen Investitionsstau 
von geschätzt 136 Mrd. Euro vor sich 
herschieben. 


Apple muss nur 
13 Milliarden nachzahlen 

Das Unternehmen Apple, das Un¬ 
terhaltungselektronik entwickelt und 
vertreibt, muss Berichten der „FAZ“ 
zufolge 13 Milliarden Euro Steuern in 
Irland nachzahlen. Demnach zwinge 
die EU-Kommission Irland, unrecht¬ 
mäßig gewährte Steuervergünstigun¬ 
gen nachträglich einzuziehen. Irland 
will das Votum nicht hinnehmen. Die 
Summe von 13 Milliarden bezieht sich 
auf den Zeitraum von 2003 bis 2014 
samt Zinsen. 

Apple habe 2003 noch einen Steu¬ 
ersatz von einem Prozent gezahlt. „Bis 
2014 ging dieser Steuersatz weiter 
auf 0,005 Prozent zurück“, sagte EU- 
Kommissarin Vestager. 

Apple lässt einen Großteil des 
weltweiten Geschäfts über Tochter¬ 
unternehmen in Irland laufen, um ei¬ 
ner Besteuerung der Gewinne zu ent¬ 
gehen. 
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Michael Bries „Dritter Pol“ 

Linkspartei-Reformer gegen Regierungsbeteiligung? 


Schauprozess 

Seit dem 17. Juni findet vor dem Ober¬ 
landesgericht München der größte 
Staatsschutzprozess in Deutschland seit 
Ende der 1980er Jahre statt. Angeklagt 
nach § 129b StGB („Mitgliedschaft bzw. 
die Rädelsführerschaft in einer auslän¬ 
dischen terroristischen Vereinigung“) 
sind zehn türkische Kommunistinnen 
und Kommunisten, denen vorgeworfen 
wird, das sogenannte Auslandskomitee 
der TKP/ML (Kommunistische Partei 
der Türkei/Marxistisch-Leninistisch) 
gebildet zu haben. Um über den Pro¬ 
zess zu berichten, haben die Verteidiger 
der kriminalisierten Linken nun eine 
Internetseite eingerichtet. „Die TKP/ 
ML ist nur in der Türkei eine verbote¬ 
ne Organisation. Weder in Deutschland 
noch in anderen europäischen Staaten 
ist sie mit einem Verbot belegt und be¬ 
findet sich auf keiner der nationalen 
und internationalen Terrorlisten. Kei¬ 
nem unserer Mandanten wird - außer 
der Mitgliedschaft in der TKP/ML - 
eine Gewalttat oder irgendeine ande¬ 
re strafbare Handlung in Deutschland 
vorgeworfen“, schreiben sie dort. 

www.tkpml-prozess-129b.de/de 

Hexenjagd 

Noch etwa 500 Straßen sind in der Bun¬ 
desrepublik nach Kommunisten be¬ 
nannt. Dies ist vor allem für die poli¬ 
tische Rechte und andere Reaktionäre 
ein Ärgernis. Erst kürzlich forderte der 
Generalsekretär des CDU-Wirtschafts¬ 
rates, Wolfgang Steiger, die Straßen um¬ 
zubenennen. „Mehr als ein Vierteljahr¬ 
hundert nach dem politischen und wirt¬ 
schaftlichen Bankrott der DDR wird es 
Zeit, sich von den Ersatzheiligen des 
Kommunismus im Straßenbild in den 
neuen Ländern zu trennen“, sagte er 
der Bild-Zeitung. „Nachdem mit der 
deutschen Einheit neben der Ereiheit 
auch das Erfolgsmodell soziale Markt¬ 
wirtschaft für blühende Landschaften 
gesorgt hat, müssten diese Straßen rei¬ 
henweise nach Ludwig Erhard benannt 
werden.“ 

Widerstand 

Das Bündnis gegen Rassismus Kreis 
Soest hat einen vielfältigen Protest 
gegen die Landesversammlungen der 
„Alternative für Deutschland“ geplant. 
Die rassistischen Sozialchauvinisten 
wollen am ersten Septemberwochen¬ 
ende eine Landeswahlversammlung in 
Soest durchführen und diese am zwei¬ 
ten Septemberwochenende in der Wer- 
ler Stadthalle fortsetzen. Die Proteste 
beginnen an beiden Samstagen jeweils 
um 9.00 Uhr an den Stadthallen und 
enden mit kurzen Demonstrationen 
durch die jeweiligen Innenstädte. 

www.bgrsoest.de 

Propaganda 

„Danke für 45 Prozent aller deutschen 
Medaillen“, titelt die Bundeswehr aktu¬ 
ell in Werbeanzeigen auf den Websites 
großer Medien sowie auf Plakaten an 
Bahnhöfen. Im Kleingedruckten darun¬ 
ter heißt es, dass die Sportsoldatinnen 
und -Soldaten der Bundeswehr in Rio 
de Janeiro 19 mal auf dem Treppchen 
gestanden und damit fast die Hälfte al¬ 
ler 42 deutschen Olympia-Medaillen 
erkämpft hätten. Schaut man sich die 
Zahlen genauer an, sieht das Ergeb¬ 
nis allerdings anders aus: „Die in der 
Werbung erhobene Zahl ist objektiv 
falsch“, sagt Ralf Buchterkirchen, Bun¬ 
dessprecher der „Deutschen Friedens¬ 
gesellschaft - Vereinigte Kriegsdienst¬ 
gegnerinnen“ (DFG-VK), die während 
der Olympia-Zeit eine Kampagne zum 
Thema „Bundeswehr und Sport“ durch¬ 
geführt hat: „Die Bundeswehr verein¬ 
nahmt in ihrer aktuellen Werbung still 
und leise alle zivilen Sportlerinnen und 
Sportler, die in Mannschaftssportarten 
gemeinsam mit den Militärs an den 
Start gegangen sind.“ Buchterkirchen 
macht seinen Einwand an einem Bei¬ 
spiel deutlich: „Obwohl nur eine Fuß¬ 
ballerin im deutschen Team Sportsol¬ 
datin war - die im ersten Spiel verletzt 
ausgeschiedene Simone Laudehr -, pro¬ 
klamiert die Bundeswehr den gesamten 
Goldmedaillen-Gewinn der Fußballe- 
rinnen für sich.“ Die Friedensorganisa¬ 
tion klärt aktuell auf einer eigens einge¬ 
richteten Aktionswebsite über die Wer¬ 
bekampagne der Armee auf. 

www.militarfestspiele.de 


E nde Juni hatte Gregor Gysi gegen¬ 
über dem „Stern“ erklärt: Nach 
der Bundestagswahl öffne sich ein 
historisches Fenster für Rot-Rot-Grün. 
„Wenn wir diese Chance nicht nutzen, 
dann ist das rot-rot-grüne Projekt auf 
Jahre tot.“ Und zwei Monate später ko¬ 
kettierte er in einem Interview mit der 
„Allgemeinen Zeitung“ erneut mit der 
Möglichkeit einer solchen Koalition. 


Nun, kurz vor der Klausurtagung 
der Bundestagsfraktion am Mittwoch 
und Donnerstag in Hannover, gab es 
Widerspruch. Nicht von der Parteilin¬ 
ken, die schon lange vor solchen Plänen 
und - wie die Kommunistische Platt¬ 
form - davor warnen, damit das in Er¬ 
furt beschlossene Parteiprogramm mit 
seinen gesellschaftspolitischen Posi¬ 
tionen, mit der klaren Haltung in der 


Die DKP-Bezirksverbände Rheinland- 
und Ruhr-Westfalen haben bereits im 
Mai die gemeinsame Vorbereitung für 
die Kandidatur zu den Landtagswahlen 
und den Bundestagswahlen 2017 mit 
Offenen Listen der DKP beschlossen. 
Für den 23. Oktober laden beide Be¬ 
zirksvorstände zu einer gemeinsamen 
Landesmitgliederversammlung ein. 
Dort sollen im Rahmen einer Wahlver¬ 
sammlung sowohl die Kandidatenliste 
als auch ein Landtagswahlprogramm 
diskutiert und beschlossen werden. 

Das Landeswahlprogramm soll auf 
der Basis des Sofortprogramms der 
DKP, das im Juni erschienen ist, erar¬ 
beitet werden. Die dort dargestellten 
Themenfelder Frieden, Arbeit, Bildung 
und Wohnen sollen aus der NRW-Sicht 
betrachtet und die entsprechenden 
Forderungen landespolitisch angepasst 
werden. Im Gespräch ist auch, den Be¬ 
reich Gesundheitswesen noch mit auf¬ 
zunehmen. 

Besonders die Bereiche Bildung 
und Wohnen spielen auf Landesebene 
eine große Rolle. Gerade wird selbst 
bei der FDP die Haltung zum „Turbo- 
Abi“ überdacht. Zu keiner Zeit hat es 
in NRW eine aus Sicht der Schülerinen, 
Lehrerinnen und Eltern ausreichen¬ 
de Zahl an Lehrkräften gegeben. Be¬ 
dingt durch die zunehmende Zahl von 
Schulen, die in den letzten Jahren zum 
Ganztagsbetrieb übergegangen sind, 
wie auch durch die Inklusion, die in den 
allgemeinbildenden Schulen umgesetzt 
werden muss, und die Zahl der Schüle¬ 
rinnen, die durch geflüchtete Kinder ge¬ 
stiegen ist, hat sich die Personalnot noch 
massiv verstärkt. Von den maroden Ge¬ 
bäuden, mit denen die verschuldeten 
Gemeinden vom Land allein gelassen 
werden, wird ständig gesprochen, ohne 
Handlungen folgen zu lassen. 

Dies ist nur ein Punkt im Bildungs¬ 
wesen, im Bereich der Hochschulen 
und bei der Betreuung von Kindern im 
Vorschulalter sieht die Lage nicht besser 
aus. Hier wird es unsere Aufgabe sein 


Friedensfrage und die Partei in Frage 
zu stellen. Nein, Michael Brie, der wie 
Dieter Klein immer die strategischen 
Debatten in der Partei mitbestimmte 
und in mehreren Programmkommissi¬ 
onen mitgearbeitet hat, ist da „unver¬ 
dächtig“. Er meldete sich im „Neuen 
Deutschland“ zu Wort. Bereits Mitte 
Dezember vergangenen Jahres hatte 
er sich in der „Frankfurter Allgemei¬ 


nen“ gegen das Projekt einer „Mitte- 
Links-Regierung“ gewandt. Noch im 
Oktober zuvor hatte er allerdings im 
„ND“ gemeint, es sei zu prüfen „ob 
eine wirklich linke Regierung tatsäch¬ 
lich unmöglich ist“. 

Diese Prüfung ist anscheinend er¬ 
folgt. Oder geht es eher darum, jetzt die 
Gemüter in der Partei zu beschwichti¬ 
gen? Im „ND“ erschien am 18. August 


zu zeigen, dass viel zu wenig finanziel¬ 
le und personelle Mittel in die Bildung 
fließen, weil der Fokus in unserem kapi¬ 
talistischen Land nicht darauf gerichtet 
ist, allen eine gute umfassende Bildung 
zukommen zu lassen, sondern es den 
Unternehmen reicht, eine kleine Grup¬ 
pe gut gebildeter Absolventen zu haben 
und dem „großen Rest“ möglichst wenig 
Wissen zukommen zu lassen. 

Die Zahl der Wohnungen, die gut 
und für die Mehrheit auch bezahlbar 
sind, nimmt deutlich ab - gerade in 
Städten wie Köln und Münster sind sol¬ 
che Wohnungen schon lange Mangelwa¬ 
re. Auch hier geht es darum, die Forde¬ 
rungen nach bezahlbarem Wohnraum 
in ausreichendem Maße der Tendenz 
entgegenzustellen, dass Wohnungen 
immer stärker der Profitgewinnung un¬ 
terworfen werden. Zu allen Bereichen 
werden wir auch sehr deutlich machen, 
dass Geld genug zur Verfügung steht 
bzw. wo das Geld herkommen kann, 
um die sozialen Belange der Menschen 
angemessen zu finanzieren. Auch hier¬ 
zu bietet das Sofortprogramm eine gute 
Ausgangsbasis. 

Die Befürchtungen, dass wir mit 
einem eigenständigen Wahlantritt der 
Partei „Die Linke“ Stimmen in NRW 
wegnehmen würden, wird von der 
überwiegenden Mehrheit der beiden 
Bezirksvorstände nicht geteilt. Im Ge¬ 
gensatz wird davon ausgegangen, dass, 
wenn es uns gelingt, den Wahlkampf 
zu politisieren und auf die vier (fünf) 
Hauptfelder zu konzentrieren, das Kli¬ 
ma für die Partei „Die Linke“ besser 
wird. Damit profitieren sowohl wir als 
auch die Partei „Die Linke“ von unse¬ 
rem Wahlantritt. 

Zurzeit werden in den Gruppen und 
Kreisen Überlegungen angestellt, wer 
für die Kandidatur angesprochen wer¬ 
den kann und auch, wo zur Listenkan¬ 
didatur noch Direktkandidatinnen auf¬ 
gestellt werden können. 

Marion Köster, 
Vorsitzende der DKP Ruhr-Westfalen 


jedenfalls ein Beitrag von Brie unter 
der Überschrift „Für eine Politik des 
,Dritten Pols’“. Der Autor setzt darin - 
scheinbar - auf Opposition, denn die 
Möglichkeiten für einen Politikwech¬ 
sel im Land seien derzeit nicht gege¬ 
ben. Viel wahrscheinlicher sei, dass 
entweder die jetzige Politik mit Mo¬ 
difikationen (grüner und sozialer oder 
schwärzer und autoritärer) fortgeführt 


werde oder die anhaltenden sozialen 
und kulturellen Spannungen, ausblei¬ 
bende wirtschaftliche Erholung in der 
EU und starke außenpolitische Kri¬ 
sen nicht nur „zur verstärkten Formie¬ 
rung nicht nur von rechten, sondern 
auch von linken Gegenbewegungen“ 
führt. „Die gesellschaftliche wie politi¬ 
sche Linke muss sich auf einen solchen 
Bruch vorbereiten.“ 


Das Programm zum 70. Geburtstag von 
Nordrhein-Westfalen offenbarte: Es gibt 
immer noch einen Nachholbedarf zur 
Identitätsstiftung in dem Bindestrich¬ 
land. Die Defizite entsprechen der Ver¬ 
schiedenheit der Landesteile. Der Rhein¬ 
länder weiß hundertzehnprozentig, dass 
der Westfale stur ist, die Westfalen sind 
felsenfest sicher, dass die Rheinländer 
alle einen Sockenschuss haben. Als eine 
besondere Modifikation gilt die herzens¬ 
gute Todfeindschaft zwischen Köln und 
Düsseldorf. Friedensangebote wirken 
immer krampfhaft. So wird zeitgleich 
zum Geburtstag auf der Königsallee vom 
Holy Craft Beer Store „Dölsch“ angebo- 
ten, eine obergärige naturtrübe Bierme¬ 
lange aus Alt und Kölsch. 

Sicherlich gehört richtiges Bier zum 
Geburtstag. NRW hat davon viel. Insge¬ 
samt etwa 200 Brauereien produzieren. 
Die letzten 70 Jahre haben aber auch 
verdeutlicht, dass selbst beim Bier das 
Kapital mit Akkumulation und Konzen¬ 
tration und internationaler Verflechtung 
das Geschäft prägt. Anheuser-Busch In- 
Bev gehört international zur Spitze. „Dr. 
Oetker“ (Stammhaus Bielefeld) schluckt 
und schluckt ebenfalls. Alkohol gilt ja bei 
mancher Geburtstagsfeier als Weich¬ 
zeichner. 

Höhepunkt des Geburtstages: der of¬ 
fizielle Festakt. Alle, die etwas zu sagen 
hatten, waren in der Düsseldorfer Ton¬ 
halle dabei: die Ministerpräsidentin, der 
Bundestagspräsident, die Kanzlerin, der 
Oberbürgermeister, die Damen und Her¬ 
ren aus den Konzernzentralen. Als Ver¬ 
treter der britischen Geburtshelfer war 
Prinz William (de Prinz kütt) gekommen, 
beglückwünschte das Geburtstagskind 
und beschwor die weiterhin enge Zu¬ 
sammenarbeit von Großbritannien und 
NRW. Die rund 3 300 am 5. Dezember 
2014 arbeitslos gewordenen Opelaner 
in Bochum waren nicht eingeladen wor¬ 
den. Nicht einmal ein Vorzeigearbeits- 
loser. Einer von 732 949 in NRW wäre 
bestimmt gekommen, wenn er eine Ein¬ 
ladung erhalten hätte. 


Soweit, so gut? Doch es sei zudem 
nicht anzunehmen, dass die Partei „Die 
Linke“ „unter den gegebenen Bedin¬ 
gungen in einer Bundesregierung viel 
mehr erreichen würde als aus der Op¬ 
position.“ Die Erfahrungen der Beteili¬ 
gung an Regierungen auf Landesebene 
unter Bedingungen, wo die Partei nicht 
den Ministerpräsidenten stelle, wiesen 
darauf hin, „dass der Anpassungs- und 
Konformitätsdruck hoch ist. Die Fähig¬ 
keit, aus einer Regierungsbeteiligung 
heraus zugleich Repräsentant eines 
Richtungswechsels sein zu können, ist 
meines Erachtens aktuell nicht vorhan¬ 
den“. Hier ist auffällig, dass Brie Thü¬ 
ringen und den Ministerpräsidenten, 
den die Linkspartei dort stellt, expli¬ 
zit ausnimmt. Also Ramelow, der im 
Zusammenhang mit der Friedensfra¬ 
ge und der NATO-Mitgliedschaft des 
Landes eine Position vertritt, die die 
Mehrheit der Partei nicht teilt? 

Brie weiter: Um Kräfte zu sammeln, 
müsse man auf ein „Mitte-unten-Bünd- 
nis“, auf den „Dritten Pol“ bzw. ein 
„Lager der Solidarität“ orientieren. 
In seiner Aufzählung fehlen dann die 
Friedens- und die antifaschistische Be¬ 
wegung. Es fehlen auch die Gewerk¬ 
schaften. Um welches Bündnis geht es 
also? 

Brie fordert dann von seiner Partei 
eine Doppelstrategie: „Wirksame Op¬ 
position und Unterstützung der Her¬ 
ausbildung eines selbstbewussten und 
handlungsfähigen Lagers der Gerech¬ 
tigkeit, Solidarität und des sozialöko¬ 
logischen Umbaus.“ Auch das klingt 
gut. Doch auch hier fehlt die Orientie¬ 
rung auf Frieden und Antifaschismus. 
Zum Schluss fordert Brie im Bundes¬ 
tagswahlkampf 2017 ein Programm für 
eine linke Regierung. Also doch keine 
(linke) Opposition? 

Nina Hager 


Auch die DKP war nicht eingeladen, 
obwohl die KPD im ersten Landtag mit 
mehr als 60 Abgeordneten vertreten 
war und in den beiden Kabinetten von 
Ministerpräsident Rudolf Amelunxen 
(parteilos) mit Heinz Renner (Soziales) 
und Hugo Paul (Wiederaufbau) bis zum 
5. April 1948 zwei Minister stellte. Wer 
einmal verboten wurde, muss auch nicht 
mehr eingeladen werden, außerdem hat¬ 
ten die Kommunisten hatten schon da¬ 
mals nicht über die Gründung des Lan¬ 
des gejubelt. 

Das Bundesland Nordrhein-Westfa¬ 
len wurde am 23. August 1946 mit der 
Militärverordnung Nr. 46 von der briti¬ 
schen Besatzungsmacht gegründet. Es 
war eine künstliche Konstruktion ohne 
gemeinsame Geschichte, hervorgegan¬ 
gen aus dem nördlichen Teil der preußi¬ 
schen Provinz Rheinland und Westfalen. 
Der Geburtsvorgang dauerte bis zum 
21. Januar 1947. An dem Tag wurde mit 
der Militärverordnung Nr. 77 der ehema¬ 
lige Freistaat Lippe schließlich NRW zu¬ 
geschlagen, während Schaumburg-Lippe 
zu Niedersachsen kam. 

Mit der Gründung von NRW wur¬ 
den geostrategische Zielsetzungen ab¬ 
gesichert: Das Ruhrgebiet sollte nach 
Wunsch der britischen und US-ameri¬ 
kanischen Regierungen nicht einer in¬ 
ternationalen Kontrolle unterstellt wer¬ 
den. Kohle und Stahl sollten der kapi¬ 
talistisch organisierten Montanindustrie 
gesichert werden. Das widersprach den 
Vorstellungen der Sowjetunion und de¬ 
nen Frankreichs. Deren Überlegungen 
scheiterten am aufkommenden kalten 
Krieg und der Hierarchie innerhalb der 
Westmächte. Die KPD kritisierte die¬ 
se separatistische Entwicklung und be¬ 
trachtete die Gründung von NRW als ei¬ 
nen Meilenstein zur Spaltung Deutsch¬ 
lands. 

Das Programm zum Geburtstag am 
Rhein war einschließlich des Informa¬ 
tionsstandes der „Bundeswehrmeile“ 
bombastisch. Na denn: Prost! 

Uwe Koopmann 



Was will die Linkspartei für die Bundestagswahlen? Die Fraktionsvorsitzenden Dietmar Bartsch und Sahra Wagenknecht 


Den Wahlkampf politisieren De Prinz kütt: William 

DKP bereitet sich auf Landtagswahlen in NRW vor 70 Jahre Westintegration von Nordrhein-Westfalen 
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Zwei-Klassen-Modell 

Mehrheit der Hamburger Eltern schickt Kinder aufs Gymnasium, Stadtteilschulen sind für den Rest. 



M it der Schulreform von 2010 
hat die damalige schwarz¬ 
grüne Koalition Haupt-, 
Real- und Gesamtschulen zu heute 
59 Stadtteilschulen zusammengelegt. 
Die Schulleiter von 51 dieser Schu¬ 
len haben im Juni mit einem Brief an 
Schulsenator Ties Rabe (SPD) pro¬ 
testiert: Die Stadtteilschule werde zur 
Restschule, sie fordern eine „gute, in¬ 
klusive Schule“ Denn das Gymnasi¬ 
um als eigenständige Schulform woll¬ 
te der Senat nicht antasten - „Zwei- 
Säulen-Modell“ nennt der Senat die 
Umwandlung des dreigliedrigen in 
ein zweigliedriges Schulsystem. Kri¬ 
tiker der Schulreform machten klar, 
dass ökonomische wie demokratische 
Gründe für eine möglichst lange ge¬ 
meinsame Beschulung aller Schüle¬ 
rinnen und Schüler sprachen. Aber 
um das Bildungsprivileg des geho¬ 
benen Bürgertums und der Möchte¬ 
gern-Aufsteiger aus der Mittelschicht 
zu sichern, wurde die Gesamtschule 
abgeschafft. Statt „Eine Schule für 
alle“ einzurichten, sollte das Gymna¬ 
sium als Hort bürgerlicher deutscher 
Bildung konserviert werden und den 
Kindern aus gutem Hause erspart 
bleiben, mit den „Schmuddelkin¬ 
dern“ in eine Klasse zu gehen. 

Die Eltern durchschauten den 
Trick schnell, mit dem die herrschen¬ 
den bürgerlichen Kreise ihren Kin¬ 
dern einen Vorteil in der Konkurrenz 
um Ausbildungs- und Arbeitsplätze 
verschaffen wollten. So schwer war 
das auch nicht zu durchschauen. Die 
Lehrkräfte an Gymnasien werden 
besser bezahlt als die meisten ihrer 
Kolleginnen und Kollegen an den 
Stadtteilschulen und erteilen weniger 
Unterrichtsstunden als diese. Von der 
schweren Aufgabe der Inklusion, der 
Einbeziehung von „Kindern mit be¬ 
sonderem Förderbedarf“ in den all¬ 
gemeinen Unterricht, sind die Gym¬ 
nasien fast völlig ausgenommen. Wer 
sich den Anforderungen des Gym¬ 
nasiums nicht einfügt, fliegt. Rund 
10 Prozent der Schülerinnen und 


Schüler müssen 
nach der 6. Klasse 
das Gymnasium 
wieder verlassen. 

Diese zum guten 
Teil enttäuschten 
und frustrierten 
jungen Menschen 
sollen von den 
Stadtteilschulen 
erneut motiviert 
und integriert 
werden. 

Die Anmel¬ 
dungen für die 5. 

Klasse im neuen 
Schuljahr haben 
gezeigt, dass im¬ 
mer mehr Eltern, 
die der Losung 
„Aufstieg durch 
Bildung“ folgen, 
ihre Kinder am 
Gymnasium an¬ 
melden. Rund 
55 Prozent der 
Schülerinnen und 
Schüler wurden 
an Gymnasien an¬ 
gemeldet, immer 
weniger an Stadt¬ 
teilschulen. Den 
Stadtteilschulen 
fehlen zudem die 
starken Schülerin¬ 
nen und Schüler. 

Nur 297 der rund 
6 000 Fünftkläss- 
ler an den Stadt¬ 
teilschulen haben 
eine Gymnasial¬ 
empfehlung. Die 
Zahlen zeigen: 

Die Stadtteilschu¬ 
le ist bereits zur 
Restschule geworden. 

Profitiert haben davon vor allem 
die privaten Bildungseinrichtungen. 
Nachhilfeinstitute machen inzwi¬ 
schen ein Milliardengeschäft. Privat¬ 
schulen bieten sich Eltern an, denen 
das heutige Gymnasium nach dem 


Massenansturm von Schülerinnen 
und Schülern nicht mehr elitär ge¬ 
nug ist. 

Im Fernsehen wird bereits disku¬ 
tiert, ob der „Schulfriede“, mit dem 
die bürgerlichen Parteien die gegen¬ 
wärtige Schulstruktur für mindestens 


zehn Jahre fest¬ 
schreiben woll¬ 
ten, nicht auf¬ 
gekündigt wer¬ 
den muss. Im 
bürgerlichen 
Spektrum von 
Parteien und 
veröffentlich¬ 
ter Meinung 
wird allerdings 
vorwiegend 
über Korrektu¬ 
ren am beste¬ 
henden System 
diskutiert. So 
fordern starke 
Kräfte im Um¬ 
feld der CDU 
die Umwand¬ 
lung der Stadt¬ 
teilschule in 
eine integrier¬ 
te Haupt-und 
Realschule. 

Die SPD und 
ihr Schulsena¬ 
tor wollen die 
Stadtteilschu¬ 
le zu einem 
„Gymnasium 
light“ machen 
(„Mehr Leis¬ 
tungsorientie¬ 
rung“). An¬ 
dere - wie die 
Initiative „G9 
jetzt“ - wol¬ 
len den Leis¬ 
tungsdruck am 
Gymnasium 
ein wenig ent¬ 
schärfen. 

Dabei liegt 
die Alterna¬ 
tive zum Zwei-Säulen-Modell auf 
der Hand: die „Eine Schule für alle“. 
Ideologisch ist sie bereits mit der 
Diskussion um die Inklusion von 
„Kindern mit besonderem Förderbe¬ 
darf“ vorbereitet. Niemand soll aus¬ 
gegrenzt werden. Aber warum soll 


das nur für „Kinder mit besonderem 
Förderbedarf“ gelten? Ein modernes 
Schulwesen, das aus wirtschaftlicher 
Sicht alle Bildungspotenziale aus¬ 
schöpfen und aus gesellschaftlicher 
Sicht mehr Chancengleichheit her¬ 
steilen will, muss alle jungen Men¬ 
schen einbeziehen. In vielen Ländern 
der Welt ist das bereits durchgesetzt. 
Fachlich ist das in Deutschland in 
den Gesamtschulen, die Hamburg 
vor sechs Jahren abgeschafft hat, er¬ 
probt. 

Das Zwei-Säulen-Modell sei ge¬ 
scheitert, schreiben die Schulleiter 
der Stadtteilschulen. Sie weisen da¬ 
rauf hin, dass die längst widerlegten 
Argumente von den Vorteilen ei¬ 
nes gegliederten Schulwesens nun 
auch durch die integrative Arbeit 
der Stadtteilschulen widerlegt wor¬ 
den sind. „Die für unsere Schulform 
ermittelten Lernzuwächse, die er¬ 
reichten Abschlüsse, das soziale En¬ 
gagement der Schulen und die zahl¬ 
reichen Bildungspreise für heraus¬ 
ragende Talente sind Zeugnis dieser 
guten Schulen.“ Aber die Stadtteil¬ 
schulen sollen nicht nur die Inklusi¬ 
on, sondern auch die Beschulung der 
Flüchtlingskinder alleine lösen, wäh¬ 
rend sich die Gymnasien dieser Auf¬ 
gabe fast vollständig entziehen. Die 
Stadtteilschulen werden in eine ab¬ 
surde Konkurrenz mit den Gymnasi¬ 
en gebracht, die sie unter den gege¬ 
benen Bedingungen nicht gewinnen 
können. Inklusion dürfe sich nicht al¬ 
lein auf Kinder mit besonderem För¬ 
derbedarf beziehen, schreiben die 
Schulleiter. „Gute, inklusive Schule 
nutzt die Chancen einer umfassenden 
Inklusion: Geschlecht, Behinderung, 
Begabung, Sprache und Kultur sind 
Schätze unserer sich verändernden 
Gesellschaft“, heißt es in dem Schrei¬ 
ben. Die DKP Hamburg fordert, die 
Initiative „Eine Schule für alle“ wie¬ 
derzubeleben und den Kampf um ein 
modernes, demokratisches Schulwe¬ 
sen aufzunehmen. 

UZ 


Ein Gutmensch macht Geschäfte 

Berliner Sozialsenator kündigt Betreiber von Flüchtlingsheimen 


„Ich bin ein Gutmensch. So viele cari- 
tative Bereiche wie ich sponsere.“ Nicht 
nur in einem Interview mit dem „Neu¬ 
en Deutschland“, das vor einer Woche 
erschien, gibt er sich leutselig. Helmuth 
Penz, Geschäftsführer der Berliner Pe- 
WoBe („Professionelle Wohn- und 
Betreuungsgesellschaft“) ist ein Ge¬ 
schäftsmann, der bislang alle Skanda¬ 
le ausgestanden hat. Und wenn mal et¬ 
was schiefging, hat er schnell ein neues 
Unternehmen gegründet oder die Ge¬ 
schäftspartner gewechselt. 

Penz ist seit den 80er Jahren im 
Geschäft. Die „taz“ nannte ihn 2014 
„eine dubiose Figur aus dem Westber¬ 
liner Bau- und Sozialbusiness-Sumpf“. 
Er ist seit vielen Jahren mit dem Un¬ 
ternehmer und Architekten Dietrich 
Garski „verhandelt“ der in Westberlin 
Anfang der 80er Jahre einen Bauskan¬ 
dal auslöste, über den der damalige 
Senat unter Dietrich Stobbe (SPD) 
stürzte. Seit 1989 betreibt Penz unter 
anderem in Westberlin, später auch im 
Osten der Stadt und in Brandenburg, 
„Einrichtungen zur Unterbringung 
und Betreuung von Kriegsflüchtlin¬ 
gen, Aussiedlern und Asylbewerbern“. 
Firmen aus seinem „Imperium“ sind 
aber auch an Bauvorhaben beteiligt - 
und an Bauskandalen wie in den 90er 
Jahren in Frankfurt/Oder. Nach 1990 
hoffte man dort auf seine Millionenin¬ 
vestitionen. Penz hinterließ einen Mil¬ 
lionenschaden. Darauf und manches 
mehr wurde bereits 2014 in einer Sen¬ 
dung von „frontal 21“ aufmerksam ge¬ 
macht. 

Obgleich das alles bekannt war, Hil¬ 
fevereine, die Linkspartei und die Grü¬ 
nen immer wieder gefordert hatten, die 
Zusammenarbeit mit der PeWoBe ein¬ 


zustellen und die Heime in Öffentliche 
Hand zu nehmen, schlossen die Berli¬ 
ner Senatsbehörden immer wieder 
neue Verträge mit Penz bzw. verlänger¬ 
ten die alten. Franz Allert, der Ende des 
vergangenen Jahres abgelöste Chef der 
LaGeSo (Landesamt für Gesundheit 
und Soziales), war gar direkt mit einer 
weiteren Betreiberfirma von Flücht¬ 
lingsunterkünften, Gierso, verbandelt. 
Allert ist inzwischen offenbar, wenn 
auch vielleicht nur vorübergehend, in 
der Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales sanft gelandet. Das La¬ 
GeSo hatte die Unternehmen Gier¬ 
so und PeWoBe bei der Vergabe von 
Aufträgen bevorzugt. Zudem wurde 
die Einhaltung vereinbarter Standards 
womöglich nicht oder unzureichend 
kontrolliert. Allert ist Patenonkel des 
Geschäftsführers von Gierso, Tobias 
Dohmen. Die Staatsanwaltschaft er¬ 
mittelt in diesem Zusammenhang ge¬ 
gen Gierso und die PeWoBe. Übrigens: 
Penz hat auch bei der Gierso seine Fin¬ 
ger im Spiel. 

Skandale um die PeWoBe gab es 
in den letzten Jahren genug: Die Fir¬ 
ma musste 2015 an das LaGeSo wegen 
falsch abgerechneter Personalkosten 
eine Vertragsstrafe zahlen. Der Bau der 
Flüchtlingsunterkunft in der Haarle- 
mer Straße kostete statt fünf über acht 
Millionen; anschließend mussten di¬ 
verse Baumängel beseitigt werden. In 
der Bornitzstraße sind die hygienischen 
Verhältnisse untragbar. Der Verein 
„Hellersdorf hilft“ machte mehrfach 
auf die Zustände in der Flüchtlings¬ 
unterkunft der PeWoBe in der Hel- 
lersdorfer Maxie-Wander-Straße auf¬ 
merksam: Gemeinschaftsräume wur¬ 
den geschlossen, die Kinderbetreuung 


eingeschränkt und das freie WLAN für 
die Heimbewohner abgeschaltet. Zeit¬ 
weise stand nur ein Sozialarbeiter für 
die etwa 500 Heimbewohner zur Ver¬ 
fügung. Die neue Heimleiterin Peggy 
M. hatte in den Jahren 2008 bzw. 2009 
im brandenburgischen Bernau für die 
rechtsextreme DVU im Kommunal- 
und Landtagswahlkampf kandidiert. 
Auch das Bezirksamt und die benach¬ 
barte Alice-Salomon-Hochschule hat¬ 
ten gegenüber den Senatsstellen im¬ 
mer wieder ihre Bedenken bezüglich 
der PeWoBe geäußert. 

Zunächst kündigte Berlins Sozial¬ 
senator Mario Czaja (CDU) Anfang 
August den Vertrag über das Heim in 
der Maxie-Wander-Straße - fristgemäß. 
Mehr nicht. Vor zwei Wochen musste 
er nun „die Reißleine“ ziehen. Der Pe¬ 
WoBe, die in Berlin neun Flüchtlings¬ 
heime, in denen 3 000 Menschen unter¬ 
gekommen sind, betreibt, wurde fristlos 
gekündigt. 

Unmittelbarer Anlass waren inter¬ 
ne Firmenmails, die der Berliner „B.Z.“ 
zugespielt worden waren (UZ berichte¬ 
te). Leitende PeWoBe-Angestellte hat¬ 
ten darin unter anderem über Guilloti¬ 
nen für Flüchtlingskinder gesprochen. 

Dieser Skandal konnte nun nicht 
mehr gedeckelt werden. Dass Cza¬ 
ja nun - kurz vor den Berliner Wah¬ 
len - offenbar versucht für sich und 
seine Partei zu retten, was zu retten ist, 
ist nachvollziehbar. Aber Fragen blei¬ 
ben: Hat er die ganzen Jahre wirklich 
nur zugeschaut? Aus Unfähigkeit, aus 
Schwäche? Oder? 

Der „Gutmensch“ Penz hat übri¬ 
gens inzwischen gegen die fristlose 
Kündigung Widerspruch eingelegt. 

Nina Hager 


„Rettet den Volksentscheid“ 

Hamburger Gericht entscheidet über Volksbegehren 


Das Recht, durch Volksentscheide po¬ 
litischen Einfluss zu nehmen, stößt in 
Hamburg erneut auf Hindernisse. Letz¬ 
te Woche beriet das Verfassungsgericht 
über einen Antrag des Senats, ein Volks¬ 
begehren zu stoppen. Die Vorgeschich¬ 
te: Die Initiatoren von „Rettet den 
Volksentscheid“ waren 2015 hellwach 
geworden, als die Bürgerschaft ein Re¬ 
ferendum über die Olympia-Bewerbung 
der Hansestadt anberaumte. Es ende¬ 
te überraschend mit einer Ablehnung. 
Trotzdem blieb die Befürchtung, das 
Stadtparlament könne beliebige The¬ 
men aufgreifen, darüber aus eigener 
Machtfülle Abstimmungen abhalten 
und Volksentscheide mit gegenteiliger 
Ausrichtung unterlaufen. Mit einem ei¬ 
genen Vorschlag will die Initiative die 
Gesetzgebung über den Volksentscheid 
erhalten. 

Referenden des Parlaments sollen 
keinen Vorrang mehr haben, sondern 
gleichwertig mit Volksentscheiden von 
unten sein. Außerdem sollen Wahl¬ 
rechtsänderungen durch einfacher ein¬ 
geleitete Gegenabstimmungen vor Miss¬ 
brauch geschützt und die Mindestbetei¬ 
ligung für Volksentscheide von 20 auf 13 
Prozent der Wahlberechtigten abgesenkt 
werden. Verfassungsänderungen sollen 
künftig nur noch nach Volksabstimmun¬ 
gen gültig sein. In einer ersten Stufe hat¬ 
ten rund 15 000 Hamburger bis Septem¬ 
ber 2015 eine entsprechende Volksiniti¬ 
ative unterzeichnet. 

Jetzt geht es vor Gericht um die Fra¬ 
ge, ob das Volksbegehren „Rettet den 
Volksentscheid“ seinen eigenen Entwurf 
verfälscht hat. Die Initiatoren ließen 
nämlich ihren Gesetzestext nach Samm¬ 
lung der 15 000 Unterschriften vom Se¬ 
nat überprüfen. Zunächst wurden die 
Einwände der Stadtregierung eingear¬ 


beitet. In einer zweiten Stufe sollten in¬ 
nerhalb von drei Wochen 65 000 Unter¬ 
schriften gesammelt werden, um die drit¬ 
te Stufe, den Volksentscheid, einzuleiten. 
Der Senat behauptete dann aber, die 
von ihm selbst angeregten Änderungen 
hätten den Ursprungstext zu sehr ver¬ 
fälscht. Er rief das Verfassungsgericht 
an und ließ die Sammlung auf Eis legen. 

„Rettet den Volksentscheid“ be¬ 
fürchtete deshalb in einer ersten Re¬ 
aktion, „in eine Falle getappt“ zu sein. 
Als zumindest „ein bisschen tricky“ be- 
zeichnete Initiator Manfred Brandt das 
Beratungsverfahren noch letzte Woche 
gegenüber der UZ. Er hält aber daran 
fest, dass der Senat nicht nur die Bür¬ 
gerschaft, sondern auch die Volksiniti¬ 
ativen juristisch beraten muss. „Es darf 
kein Privileg des Parlaments sein, die 
Experten der Regierung zu befragen.“ 
Das Hamburgische Verfassungsgericht 
ließ in der Verhandlung am Mittwoch 
letzter Woche allerdings durchblicken, 
dass es die Veränderungen am Gesetzes¬ 
text für unbedenklich hält. Die Initiative 
hatte nach eigenen Angaben nur Details 
angepasst. 

Dafür bemängelten die Richter, dass 
zu viele verschiedene Forderungen in ei¬ 
nem Volksbegehren zusammengefasst 
seien. „Das hat mich persönlich über¬ 
rascht“, so Brandt zur UZ, „denn der Se¬ 
nat hat dieses Thema gar nicht in seiner 
Klage angeführt.“ Auch sei unklar, was es 
bedeute, wenn die einzelnen Forderun¬ 
gen auseinanderdividiert würden: „Müs¬ 
sen wir uns dann eine davon aussuchen? 
Oder legen das die Richter fest?“ Die 
Entscheidung darüber wird am 13. Ok¬ 
tober bekannt gegeben. Das Volksbe¬ 
gehren würde dann Mitte Dezember 
starten und Anfang Januar enden. 

Mirko Knoche 
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Waffenstillstand mit 
FARC angeordnet 

Nach der Einigung auf einen Friedens¬ 
vertrag mit den Revolutionären Streit¬ 
kräften Kolumbiens (FARC) hat der 
kolumbianische Präsident Juan Manuel 
Santos einen endgültigen Waffenstill¬ 
stand erklärt. „Als Staatschef und Ober¬ 
befehlshaber der Streitkräfte habe ich 
einen definitiven Waffenstillstand ab 
kommendem Montag angeordnet“, sag¬ 
te Santos in der letzten Woche am Don¬ 
nerstag. „Damit endet der bewaffnete 
Konflikt mit den FARC.“ Am Vortag ei¬ 
nigten sich die Unterhändler beider Sei¬ 
ten in Kuba auf ein Friedensabkommen. 
Bereits seit Ende Juni galt eine vorläufi¬ 
ge Waffenruhe. 

Verfahren gegen 
Dilma Rousseff 

Im brasilianischen Senat fand diese Wo¬ 
che der letzte Teil des parlamentarischen 
„Impeachment“-Prozesses gegen Dilma 
Rousseff statt. Am Montag hielt sie ihr 
Verteidigungsplädoyer, welches sie nutz¬ 
te, um darauf hinzuweisen, dass sie das 
Verfahren für illegitim hält. 

Das Resultat der Schlussabstimmung 
im Senat stand zu Redaktionsschluss 
nicht fest. Eine Entscheidung für eine 
Amtsenthebung gilt als wahrscheinlich, 
für ihre Abwahl ist eine Zweidrittel¬ 
mehrheit erforderlich. Sollte der Senat 
die Amtsenthebung der gewählten Präsi¬ 
dentin bestätigen, wird anschließend Mi¬ 
chel Temer als Präsident vereidigt. Temer 
steht für ein Ende der Sozialprogramme 
in Brasilien. Er selbst kann sich in den 
nächsten acht Jahren nicht zur Wahl stel¬ 
len, da er wegen illegaler Wahlspenden 
verurteilt ist. 

Für den Fall, dass sie nicht ihres Am¬ 
tes enthoben wird, hat Rousseff den Vor¬ 
schlag gemacht, eine Volksabstimmung 
über vorgezogene Neuwahlen abzuhalten. 

Auch der Vorgänger Dilma Rousseffs 
im Präsidentenamt, Lula da Silva, steht 
unter medialem Dauerfeuer, weil ihm 
Korruption vorgeworfen wird. Lula, der 
seine Kandidatur für die nächsten Präsi¬ 
dialwalen angekündigt hat, soll letztend¬ 
lich das passive Wahlrecht genommen 
werden. Dilmas‘ und Lulas Arbeiterpar¬ 
tei PT hat in der Bevölkerung zwar an 
Zustimmung verloren, eine Kandidatur 
wäre angesichts der unbeliebten Kandi¬ 
daten der Opposition aussichtsreich. 

Vizeminister in 
Bolivien getötet 

Der stellvertretende Innenminister Boli¬ 
viens ist bei Bergarbeiter-Protesten getö¬ 
tet worden. Vizeminister Rodolfo Illanes 
sei am Donnerstag (Ortszeit) in Pandu- 
ro, 165 Kilometer südöstlich von La Paz 
erschlagen worden, erklärte Innenminis¬ 
ter Carlos Romero auf einer Pressekon¬ 
ferenz. „Vizeminister Planes wurde feige 
und brutal ermordet“, sagte Romero. 

Präsident Evo Morales rief eine drei¬ 
tägige Staatstrauer wegen des Todes sei¬ 
nes Mitarbeiters aus. 

Der 55-jährige Vizeminister hat¬ 
te sich am Donnerstagmorgen zu einer 
Straßenblockade der Bergarbeiter be¬ 
geben, um einen Dialog einzuleiten. Da¬ 
bei wurde er von den Demonstranten als 
Geisel festgehalten. Nach Medienberich¬ 
ten versuchten Sicherheitskräfte den Po¬ 
litiker zu befreien. 

Die Bergarbeiter blockieren seit Ta¬ 
gen eine Autobahn Richtung chilenische 
Grenze und fordern Schürfrechte sowie 
das Recht, für Privatfirmen oder auslän¬ 
dische Unternehmen zu arbeiten. 

PP und Ciudadanos unter¬ 
zeichnen Regierungspakt 

Die konservative Volkspartei (PP) und 
die neoliberale Partei Ciudadanos haben 
ihre Zusammenarbeit zur Bildung einer 
Regierung in Spanien mit der Unterzeich¬ 
nung eines Abkommens besiegelt. Beide 
Parteien verfügen jedoch immer noch 
nicht über eine ausreichende Mehrheit, 
um eine Wiederwahl des geschäftsfüh¬ 
renden Regierungschefs Mariano Rajoy 
(PP) zum Ministerpräsidenten zu errei¬ 
chen. Rajoy erklärte, er wolle die Unter¬ 
stützung der PSOE zumindest durch eine 
Enthaltung bei der Abstimmung einfor¬ 
dern. Die Abstimmungen fanden nach 
Redaktionsschluss statt, sollte Rajoy die¬ 
se verlieren, hat er weitere zwei Mona¬ 
te, um eine Regierung zu bilden. Danach 
stünden wieder Neuwahlen an. Es wären 
die dritten innerhalb eines Jahres. 


Syrien: Bis zur roten Linie 

Gemeinsamer Kampf gegen den IS und Kampf um Hasaka. 

Kurden und syrische Armee stehen sich in der Stadt direkt gegenüber. 



Kämpfer und Kämpferinnen der kurdischen YPG 


K urden und der syrische Staat ha¬ 
ben eine schwierige Geschichte. 
Einer der Meilensteine war die 
Volkszählung in Hasaka von 1962, in 
deren Verlauf viele Kurden die syri¬ 
sche Staatsangehörigkeit verloren. 
Erst mit den Protesten 2011 konnten 
die „staatenlosen“ Kurden die Staats¬ 
angehörigkeit wieder erhalten. 

Als IS versucht hatte, die Stadt 
Hasaka im Nordosten Syriens zu er¬ 
obern, verteidigten kurdische Truppen 
und die syrische Armee die Stadt ge¬ 
meinsam - mit großem Erfolg. Mitte 
August griffen nun kurdische Einhei¬ 
ten Stellungen der Armee und ande¬ 
re wichtige Punkte in Hasaka an, um 
ihrerseits die Kontrolle über die Stadt 
zu erlangen. Die syrische Armee wi¬ 
dersetzte sich mit Luftangriffen, die 
deshalb Aufsehen erregten, weil sie 
auch US-Soldaten bedrohten, die die 
kurdischen Truppen ausbilden. Das 
Pentagon schickte Kampflugzeuge 
zur Unterstützung der US-Soldaten. 

Nach einem ersten ergebnislosen 
Versuch wurde unter russischer Ver¬ 
mittlung im Stützpunkt Hamimim 
ein neuer Waffenstillstand verein¬ 
bart. Die Vereinbarung sah keinen 
Rückzug aus den Stellungen vor, die 
Kämpfer der kurdischen Asayisch 
erobert hatten, aber einen Gefange¬ 
nenaustausch, die Öffnung der Stra¬ 
ße nach Qamischli und Aufhebung 
der Straßensperren in Hasaka. Die 
entlassenen Mitarbeiter in den Be¬ 
hörden sollten ihre Aufgaben wieder 
übernehmen können. 

Die Forderung an die syrische 
Armee, sich ganz aus dem Gouver¬ 
nement Hasaka zurückzuziehen, wur¬ 
de fallen gelassen - wobei die kurdi¬ 
schen Einheiten bereits mehr als 70 
Prozent des Gouvernements kont¬ 
rollieren. 

Der Konflikt in Hasaka bedroht 
Syrien besonders deshalb, weil das 


Gebiet eines der landwirtschaftlichen 
Zentren Syriens ist. Der Anbau von 
Weizen und Baumwolle war selbst 
vor dem Krieg eine der Grundla¬ 
gen der syrischen Wirtschaft. Mit der 
Drohung, Hasaka aus Syrien zu lösen, 
würde das gesamte Geflecht der syri¬ 
schen Gesellschaft bedroht. 

Suleiman Eidan, der Koordinator 
des Rats der syrischen Stämme, be¬ 
stätigte dem arabischen Sender „al- 
Mayadeen“ dass in den Reihen der 
Asayisch auch viele arabische Syrer 
kämpfen. Dies beruht darauf, dass sie 


gemeinsam die Terroristen bekämp¬ 
fen wollen. Diese Zusammenarbeit 
in eine Koalition gegen den syri¬ 
schen Staat zu überführen sei inak¬ 
zeptabel. Deshalb forderten Stam¬ 
mesführer die arabischen Kämpfer 
auf, die Asayisch zu verlassen und in 
den Reihen der syrischen Armee zu 
kämpfen. 

Vertreter des Rats der Stammes¬ 
führer trafen sich mit kurdischen Ver¬ 
tretern und stellten ihren Aufruf vor, 
die Einheit Syriens und des Gouver¬ 
nements Hasaka zu erhalten. 
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Die US-Soldaten, die offenbar 
die kurdische Offensive gegen Hasa¬ 
ka unterstützten, zeigen, wie weit die 
politische und militärische Zusam¬ 
menarbeit der kurdischen Organisati¬ 
onen mit den USA geht. Der Auftritt 
des US-Vizepräsidenten in Ankara 
(„Die syrischen Kurden müssen sich 
zurückziehen“) machte deutlich, dass 
die USA einzig ihre eigenen Interes¬ 
sen verfolgen und den kurdischen In¬ 
teressen einen Riegel vorschieben, so¬ 
bald eine „rote Linie“ überschritten 
wird. Manfred Ziegler 


Militarisierungsgegner im Visier: 
Das KPD-Verbot in Südkorea 

Verbotsurteil der Partei UPP in Südkorea ist mit dem der KPD fast identisch 


Das KPD-Verbot scheint in der ge¬ 
genwärtigen deutschen Gesellschaft 
ein völlig vergessenes Thema zu sein. 
Es ist eine Ironie der Geschichte, dass 
es 60 Jahre später in Südkorea wieder¬ 
belebt wurde. 

Am 5. November 2013 stellte die 
rechtskonservative Regierung unter 
Präsidentin Park Geun-Hye einen An¬ 
trag auf Verbot einer linken Partei, der 
Vereinigten Fortschrittspartei (UPP). 
Nach 18 öffentlichen Verhandlungen 
erklärte das Verfassungsgericht die 
UPP für verfassungswidrig. Ihre fünf 
Abgeordneten im Nationalparlament 
verloren ihre Mandate, auch das Par¬ 
teivermögen wurde vom Staat einge¬ 
zogen. 

Im UPP-Verbotsantrag stellte der 
Justizminister Hwang Kyo-Ahn das 
KPD-Verbotsurteil als ein Musterur¬ 
teil dar und legte die gesamten Tex¬ 
te des Urteils als Beweismaterial vor. 
Unter diesen Umständen wurde das 
Wort „KPD-Verbot“ eines der belieb¬ 
testen Wörter der rechtskonservativen 
Medien Südkoreas. 

Was steht hinter den 
beiden Urteilen? 

Es ist kein Wunder, dass ein vor 60 
Jahren in Deutschland gefallenes Ur¬ 
teil und das UPP-Verbotsurteil viele 
Punkte gemeinsam haben - beide ha¬ 
ben ähnliche politische und geogra¬ 
phische Hintergründe. 

Der Auslöser für den KPD-Ver- 
botsantrag war der Widerstand der 
KPD und der Antikriegskräfte ge¬ 
gen die Remilitarisierungspläne der 
Adenauer-Regierung. Hinter dem 
UPP-Verbotsantrag standen eben¬ 


falls Proteste der UPP und ihrer An¬ 
hänger gegen die provokative „Pivot- 
to-Asia“-Strategie des US-Präsiden- 
ten Barack Obama sowie gegen die 
Kriegspolitik der rechtskonservativen 
Regierung. 

Nach dem Ausschalten der Anti¬ 
kriegspartei verstärkte die südkore¬ 
anische Regierung unter dem Druck 
der USA die militärischen Beziehun¬ 
gen mit Japan. Untersützt von USA 
und südkoreanischer Regierung ging 
Premierminister Shinzo Abe dran, Ja¬ 
pan wieder zu militarisieren. Als zwei¬ 
ten Schritt kündigte die Regierung 
Südkoreas die Stationierung des US- 
amerikanischen THAAD-Raketenab- 
wehrsystems an. Angesichts der Pro¬ 
teste gegen THAAD propagiert die 
Regierung und regierungsnahe Me¬ 
dien, dass hinter den Demonstratio¬ 
nen verfassungswidrige Funktionäre 
der UPP stehen. Dadurch versucht sie, 
die Protestierenden abzuschrecken, zu 
kriminalisieren und zu spalten. Es ist 
das Ziel des UPP-Verbots: Ausschal¬ 
ten aller Gegner der Kriegstreiberei. 

Gegen alle Andersdenkenden 

KPD-Verbot wie auch das Verbot der 
UPP sind Gesinnungsurteile. Beide 
sind auf die allgemein bekannte Ziel¬ 
stellung der linken Partei oder auf 
die marxistisch-leninistische Lehre 
gerichtet. Im Fall der UPP geht es um 
das Ziel der „Progressiven Demokra¬ 
tie“, im Fall der KPD um die „Dikta¬ 
tur des Proletariats“. Die Richter war¬ 
fen der UPP vor, ihre wahren Ziele 
zu verbergen. Dieses sei, einen Sozia¬ 
lismus nordkoreanischer Prägung auf 
die südkoreanische Gesellschaft über¬ 


tragen zu wollen. Wenn wir das Wort 
„Nordkorea“ durch „DDR“ oder 
„UdSSR“ ersetzen, wären beide Ver¬ 
botsurteile zum großen Teil identisch. 
Dieser Charakter wird deutlicher in 
den im Vorfeld des Parteiverbots un¬ 
ternommenen politischen Verfolgun¬ 
gen. 

So wie FDJ-Mitglieder, Friedens¬ 
aktivisten sowie linke Politiker bereits 
vor dem KPD-Verbotsverfahren we¬ 
gen Hochverrats verurteilt wurden, 
begann eine Verhaftungswelle wegen 
des Verdachts auf Hochverrat bereits 
18 Monate vor dem UPP-Verbot. 

So wie Fritz Rische, ein kommunis¬ 
tischer Bundestagsabgeordneter, mit 
der Begründung verhaftet worden 
war, er habe in einer öffentlichen Ver¬ 
sammlung über das Programm der na¬ 
tionalen Wiedervereinigung gespro¬ 
chen, wurde auch ein Abgeordneter 
der UPP, Lee Seok-Ki, wegen der Agi¬ 
tation zum Hochverrat zu neun Jahren 
Gefängnisstrafe verurteilt. Begründet 
wurde der Vorwurf damit, dass er in 
einem Vortrag aufgerufen hat, mate¬ 
rielle Vorbereitungen zu treffen, um 
den damals erwarteten Luftangriff auf 
Nordkorea durch die US-Luftwaffe zu 
verhindern. 

Die Gemeinsamkeit der beiden 
Urteile liegt drittens in der Ausprä¬ 
gung der politischen Justiz. Dies ist 
darin veranschaulicht, dass das histo¬ 
risch schwerwiegende Parteiverbots¬ 
urteil innerhalb nur eines Jahres und 
nach 20 Verhandlungstagen erging. 
Verfassungsrichter sollten in zwei Mo¬ 
naten die vorgelegten 3815 Verhand¬ 
lungsdokumente überprüfen, deren 
Gesamtumfang 160 000 Seiten betrug. 


Wie können neun Richter in nur zwei 
Monaten 160 000 Seiten Dokumen¬ 
te prüfen? Ohne den Druck der Re¬ 
gierung wäre dieses außergewöhnlich 
schnelle Verfahren nicht möglich ge¬ 
wesen. 

Schließlich wirkten und wirken 
beide Verbotsurteile sich über den 
Kreis der unmittelbar Betroffenen hi¬ 
naus aus. Nicht nur KPD-Mitglieder, 
sondern auch linke Gewerkschafter, 
Friedensaktivisten usw. waren von der 
massiven Repression betroffen. Auch 
alle fortschrittlichen Kräfte Südkore¬ 
as sind nach dem UPP-Verbotsurteil 
der Unterdrückung seitens der rechts¬ 
konservativen Regierung ausgesetzt. 
13 Monate nach dem UPP-Verbots¬ 
urteil wurde die unabhängige Lehrer¬ 
gewerkschaft Koreas vom Gerichtshof 
für illegal erklärt. Einen Monat zuvor 
wurde der Vorsitzende des unabhän¬ 
gigen Gewerkschaftsbunds unter dem 
Verdacht der Organisierung illegaler 
Demonstrationen angeklagt und in ei¬ 
nem ersten Gerichtsurteil zu fünf Jah¬ 
ren Gefängnisstrafe verurteilt - eine 
außergewöhnlich schwere Strafe. 

Choi Hohyun 


Unser Autor ist Student der Rechts¬ 
wissenschaft und Mitarbeiter des 
Komitees für die Freilassung des 
wegen Hochverrat verhafteten Ab¬ 
geordneten Lee Seok-Ki. Außerdem 
schreibt er für die koreanische Zei¬ 
tung „Voice of People“. 

Web: en.savelee.kr (englisch) 
Facebook: facebook.com/saveleein- 
ternational (englisch) 
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Geplante Provokation 

Zum Wochenende rufen Opposition und Regierungsanhänger zu 
Demonstrationen auf 


Anton Latzo zur deutschen Osteuropa-Politik 

Das Baltikum und 
die deutsche Politik 


D ie rechte Opposition in Ve¬ 
nezuela bereitet sich auf ei¬ 
nen weiteren Höhepunkt ih¬ 
rer Kampagne gegen die Regierung 
von Präsident Maduro vor. Damit re¬ 
agiert sie auf den von der Wahlbehör¬ 
de CNE am 9. August präsentierten 
Zeitplan für ein Referendum zur Ab¬ 
wahl des Präsidenten. Demnach wür¬ 
de ein Referendum selbst bei einem 
erfolgreichen Verlauf für die Oppo¬ 
sition erst Anfang 2017 abgehalten 
und dazu führen, dass Vizepräsident 
Aristöbulo Istüriz das Mandat von 
Maduro zu Ende führt und keine 
unmittelbaren Neuwahlen angesetzt 
werden müssen. 

Die Wahlbehörde CNE hatte nach 
Abgabe der notwendigen Unterstützer¬ 
unterschriften das Referendum zwar 
genehmigt, 600 000 der eingereichten 
Unterschriften jedoch für ungültig er¬ 
klärt. In einem Hintergrundgespräch 
mit UZ erklärte eine Mitarbeiterin 


der Wahlbehörde die hohe Zahl der für 
ungültig erklärten Unterschriften mit 
dem Auftreten von Doppelungen, un¬ 
vollständig oder unleserlich ausgefüll¬ 
ten Formularen und zu einem kleinen 
Teil auch durch das Einträgen bereits 
Verstorbener in die Listen. 

Regierungsanhänger erwarten 
Provokationen auf den Demonstra¬ 
tionen am Wochenende. Die Regie¬ 
rung hat Sicherheitskräfte und Re¬ 
gierungsanhänger aufgerufen, Op¬ 
positionelle zu schützen, notfalls vor 
sich selbst. Diese hatten 2002 als Be¬ 
gründung für den Putsch gegen den 
damaligen Präsidenten Hugo Chävez 
einen Angriff auf die eigenen Anhän¬ 
ger inszeniert. 

Radikale Teile drängen nun wieder 
auf einen gewaltsamen Sturz, gewaltsa¬ 
me Proteste, Plünderungen und Über¬ 
fälle stoßen bei der überwiegenden 
Mehrheit der Venezolaner allerdings 
auf Ablehnung. 


Mit den sinkenden Ölpreisen, der 
mangelnden Versorgung mit Gütern, 
deren Preise vom Staat kontrolliert 
und subventioniert werden und der 
hohen Inflation sowie Stromausfällen 
ist die Stimmung allerdings schwer ein¬ 
zuschätzen, zumal Maduro bisher keine 
weitergehenden Vorschläge zur Über¬ 
windung der wirtschaftlich schwieri¬ 
gen Situation vorgebracht hat. Auch 
die Anhänger Maduros konzentrieren 
sich deshalb auf die Bewältigung der 
Alltagsprobleme und Versorgung mit 
Notwendigem. 

Ein Zurück zur Zeit vor der Chä- 
vez-Regierung, die freien Zugang zu 
medizinischer Versorgung und Bildung 
gebracht hat, stößt bisher auf Ableh¬ 
nung. Die geschickt agierenden Teile 
der Opposition haben ihre Propagan¬ 
da deshalb dahingehend geändert, dass 
sie die Errungenschaften der „boliva- 
rianischen Revolution“ nicht antasten 
wollen. Imö 


Alle Medien sprechen über Flücht¬ 
lingspolitik. Die deutsche Regie¬ 
rung handelt und stellt die Politik 
zur erneuten Stabilisierung der durch 
auseinanderstrebende Tendenzen ge¬ 
kennzeichneten EU - entsprechend 
den Vorstellungen des deutschen Ka¬ 
pitals - in den Mittelpunkt ihres prak¬ 
tischen Handelns. 

Dabei haben die Beziehungen zu 
den Staaten Osteuropas einen bedeu¬ 
tenden Stellenwert. Dies nicht nur mit 
Bezug auf die EU, sondern auch unter 
dem Blickwinkel der Schaffung güns¬ 
tiger Bedingungen für die Politik der 
Bundesrepublik gegenüber Russland. 

Nach der Warschauer NATO- 
Ratstagung vom Juli hat die Bundes¬ 
kanzlerin Ende August eine Serie von 
Gesprächen mit den Vertretern osteu¬ 
ropäischer Staaten geführt. Dazu zäh¬ 
len die innerhalb einer Woche durch¬ 
geführten Besuche in den Visegrad- 
Staaen Polen und Tschechien, die 
Teilnahme an einem Treffen dieser 
Gruppe (Polen, Tschechien, Slowa¬ 
kei und Ungarn) in Warschau und ein 
Treffen mit den Regierungschefs aus 
Österreich, Bulgarien, Kroatien und 
Slowenien. Eine ungewöhnlich um¬ 
fangreiche außenpolitische Offensive 
der BRD in Osteuropa, die durch ei¬ 
nen Besuch im Baltikum eingeleitet 
wurde! 

Das unterstreicht, welche Bedeu¬ 
tung die Region des Baltikums für 
die Außenpolitik Deutschlands hat. 
Sie erwächst nicht in erster Linie aus 
dem wirtschaftlichen Potenzial der 
baltischen Staaten, sondern ergibt 
sich vor allem aus der geographischen 
Lage dieser Länder als nördliche 
Glieder der jetzt im NATO-Bereich 
Intermarium-Kette genannten Zone 
(bisher Cordon Sanitaire) zwischen 
Ostsee und Schwarzem Meer, die die 
baltischen Staaten, Polen, Tschechien, 
Slowakei, Ungarn, Rumänien, Ukrai¬ 
ne, Republik Moldova und auch noch 
Bulgarien umfasst. 


In ihrem Auftreten gegenüber 
Lettland hat Bundeskanzlerin Merkel 
unterstrichen, dass Deutschland nicht 
nur außenpolitische Beziehungen zu 
diesen Staaten unterhält, sondern sie 
als wichtiges militärisch-strategisches 
Gebiet betrachtet und aktiv auch die 
innenpolitische Entwicklung dieser 
Länder im Sinne der Politik Deutsch¬ 
lands beeinflusst. 

In Estland wurde aktiv in den Prä¬ 
sidentenwahlkampf eingegriffen und 
die Positionen des bisherigen Präsi¬ 
denten, dessen Amtszeit im Herbst 
ausläuft, unterstützt. Seine politische 
Richtung sieht sich im Wahlkampf mit 
einer Kandidatin konfrontiert, die für 
eine beiderseits vorteilhafte Zusam¬ 
menarbeit mit Russland eintritt und 
nicht Anhängerin einer einseitigen 
Bindung des politischen Schicksals 
Estlands an die NATO und Deutsch¬ 
land ist. 

Diese Kandidatin, Mailis Reps 
(geb. 1975), erklärte, sie wolle „gute 
Nachbarschaftsbeziehungen“ zu Russ¬ 
land, und verlangt die Ratifizierung 
des Grenzvertrages zwischen Estland 
und Russland, um die Grenzen des 
Landes in Sicherheit zu wissen. 

Die politischen Freunde der Frau 
Merkel wollen, nachdem im Januar 
2016 ein weiterer Rechtsruck in Lett¬ 
land durchgesetzt wurde, diese politi¬ 
sche Entwicklungsrichtung im ganzen 
Baltikum erhalten und verstärken. 

Das liegt im Interesse Deutsch¬ 
lands, weil das das notwendige Um¬ 
feld an den Grenzen Russlands ist, 
das ihnen für die Verwirklichung der 
Ziele des deutschen Imperialismus 
gegenüber Russland notwendig er¬ 
scheint. 

Denn Deutschland will eine stär¬ 
kere globale Rolle spielen und in und 
durch Europa stärker führen, wie es 
neuerdings offen ausgesprochen und 
praktiziert wird. 

Wer stellt und beantwortet die Fra¬ 
ge, was daraus entsteht? 



Wegen der hohen Inflation heiß begehrt: Lebensmittel zu garantierten Preisen 


Die Wirklichkeit der Osterweiterung 

Verlogene Versprechungen, Osteuropa und die EU 
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Treffen mit dem Ministerpräsidenten Estlands,Taavi Röivas, in Tallinn 


Nach über einem Vierteljahrhundert 
erweisen sich die Versprechen von 
Freiheit, Wohlstand und Frieden, die 
die Zentren des Kapitals den osteuro¬ 
päischen Völkern gegenüber gemacht 
haben, als bewusste Irreführung. Der 
eingeschlagene Weg ist in Wirklichkeit 
Hindernis für die Entwicklung und Si¬ 
cherheit der Völker überhaupt. 

Es gab sie nicht, die durch die Pro¬ 
paganda versprochene Annäherung 
des ökonomischen, politischen und kul¬ 
turellen Niveaus der osteuropäischen 
Staaten an das der entwickelten kapita¬ 
listischen Staaten, sondern im Gegen¬ 
teil eine allseitige Vertiefung der Kluft. 

Die osteuropäischen Staaten befin¬ 
den sich in der Zwischenzeit alle unter 
der Knute der imperialistischen Groß¬ 
mächte, die nicht nur ihr ökonomisches 
und politisches Potenzial, sondern auch 
die Erfahrungen als Kolonialmäch¬ 
te aktiv einsetzen, um die Profite der 
Konzerne zu maximieren und politi¬ 
sche Herrschaft auszuüben. Der Platz 
und die Rolle dieser Länder in der EU 
wird nicht durch ihre Qualität als sou¬ 
veräne Staaten, sondern durch die sich 
zu ihrem Ungunsten entwickelnden 
Machtverhältnisse bestimmt. 

Eine der negativen Folgen dieser 
Entwicklung, die nicht nur im national¬ 
staatlichen Rahmen, sondern auch ge¬ 
samteuropäisch destabilisierend wirkt - 
und zugleich wichtiger Indikator für die 
tatsächliche Lage ist -, ist der dramati¬ 
sche Rückgang der Bevölkerung in den 
Ländern Ost- und Mitteleuropas. 

Eine von der „Financial Times“ ver¬ 
öffentlichte Analyse weist darauf hin, 
dass es in diesem Raum noch nie ei¬ 
nen so starken demographischen Ab¬ 


sturz gegeben habe, wie er in den letz¬ 
ten zwei Jahrzehnten zu verzeichnen 
ist. Die Vereinten Nationen schätzen 
ein, dass 2015 die Bevölkerungszahl 
im Osten Europas bei 292 Millionen 
lag - 18 Millionen weniger als zu Be¬ 
ginn der 1990er Jahre. Das ist mehr als 
die Bevölkerung der Niederlande, und 
mehr als die Bevölkerung Ungarns und 
Tschechiens zusammen. Als Ursachen 
werden genannt: Migration, sinkende 
Geburtenrate und zunehmende Sterb¬ 
lichkeit. Es wird allerdings vermieden, 
auf die sich verschlechternden Lebens¬ 
bedingungen, die Zuspitzung der öko¬ 
nomischen, sozialen, politischen und 
kulturellen Widersprüche und auf die 
Verarmung der Region im Stile kolo¬ 
nialer Besitzungen zu verweisen. 

Bulgarien und Rumänien verzeich¬ 
nen eine dramatische Abwanderung. 
Von 1992 bis 2015 haben drei Millio¬ 
nen Bulgaren - ein Drittel der Bevöl¬ 
kerung - das Land verlassen. Rumäni¬ 
en hatte 1990 eine Bevölkerung von 23 
Millionen, gegenwärtig sind es noch 
19,9 Millionen. Mehr als ein Drittel 
der qualifizierten Arbeitskraft sucht 
Beschäftigung im Ausland. 

Eine Studie der dänischen Univer¬ 
sität Aarhus stellt fest, dass, seit Rumä¬ 
nien 2007 der EU beigetreten ist, allein 
14 000 Ärzte das Land verlassen haben. 
Neueste Angaben prognostizieren, dass 
die Einwohnerzahl Rumäniens bis auf 
14,5 Millionen zurückgehen wird. Als 
Ursache wird gesehen, dass vor allem 
junge Menschen das Land verlassen, 
um im Ausland Arbeit zu suchen und 
dort dann auch sesshaft werden. 

Ein großer Teil der arbeitsfähigen 
Bevölkerung, die in ihren Heimatlän¬ 


dern verbleibt, ist, um den materiellen 
Unterhalt für sich und die Familien zu 
sichern, gezwungen zu diskriminieren¬ 
den Bedingungen in den ansässigen 
Betrieben zu arbeiten. Diese befinden 
sich in der Zwischenzeit ebenfalls im 
Besitz ausländischer Investoren. Der 
britische „Guardian“ veröffentlichte 
eine Untersuchung, in der an Beispie¬ 
len die Arbeitsbedingungen in Albani¬ 
en, Bosnien-Herzegowina, Mazedoni¬ 
en, aber auch der EU-Staaten Polen, 
Rumänien und der Slowakei aufgeführt 
sind. Demnach wird z.B. in der Schuh¬ 
industrie Albaniens ein Stundenlohn 
von einem Dollar und in Mazedonien 
von 86 Cent bezahlt. 

Das sind ausgewählte Probleme. 
Derartige negative Entwicklungen 
gibt es in allen Bereichen der Gesell¬ 


schaft der osteuropäischen Länder. Zu 
den veränderten Bedingungen für die 
Gestaltung ihrer Politik in der EU und 
zur Umsetzung des Konzeptes der EU 
bzw. ihrer Hauptmächte wie Deutsch¬ 
land gehört eine zunehmende Desta¬ 
bilisierung der inneren Verhältnisse 
in den osteuropäischen Staaten, eine 
Differenzierung der Interessen vor 
allem zwischen den osteuropäischen 
Staaten und den Hauptmächten der 
EU sowie eine Verstärkung der Grup¬ 
penbildung zur Wahrnehmung der 
sich widersprechenden Interessen. 
Die Entwicklung hat eine wachsende 
Unberechenbarkeit in den Beziehun¬ 
gen in der EU, aber auch im Verhalten 
der EU und ihrer einzelnen Mitglied¬ 
staaten gegenüber Russland zur Fol¬ 
ge. Es werden aber auch Chancen für 


die USA geschaffen, eigene Interes¬ 
sen gegenüber den Staaten in der Re¬ 
gion und gegenüber Russland durch 
die Ausnutzung der Widersprüche zur 
Geltung zu bringen. Insgesamt recht 
trübe Aussichten. 

Unter diesen Bedingungen betreibt 
Deutschland intensive Aktivitäten zur 
Vorbereitung des EU-Gipfels vom 
16. September in Bratislava, um seine 
Interessen und Ziele - trotz wachsen¬ 
der Widersprüche - durchzusetzen. Am 
9. September findet in Athen ein Tref¬ 
fen der südlichen EU-Staaten (Frank¬ 
reich, Malta, Italien, Portugal, Spa¬ 
nien und Zypern) statt, um die „Mo¬ 
dalitäten, wie die Mittelmeer-Staaten 
die europäische Agenda beeinflussen 
können“ zu diskutieren. Ende Juli hat 
sich die Visegrad-Gruppe (Ungarn, Po¬ 
len, Slowakei und Tschechien) getrof¬ 
fen, um „gemeinsame Vorschläge in 
Zusammenhang mit Reformen in der 
EU“ vorzubereiten. 

Andererseits hat sich Bundeskanz¬ 
lerin Merkel mit dem italienischen 
Ministerpräsidenten und dem franzö¬ 
sischen Präsidenten (22. August) ge¬ 
troffen. Es folgten Gespräche in Est¬ 
land, Tschechien und Polen, wo sie an 
an einem neuen Treffen der Visegrad- 
Gruppe teilgenommen hat. Danach gab 
es ein Treffen mit den Regierungschefs 
von Österreich, Bulgarien, Kroatien 
und Slowenien. 

Die Bedeutung, die dem EU-Gipfel 
vom 16. September beigemessen wird, 
wird daraus sehr deutlich. Von seinen 
Ergebnissen wird so oder so viel für die 
Zukunft der EU und auch für die deut¬ 
sche Außenpolitik abhängen. 

Anton Latzo 
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Das kubanische Bildungswesen: 

Zahlen, die für sich sprechen 


Das von der Diktatur hinterlassene Erbe, dem 
sich Kuba im Jahr 1959 gegenübersah, war in vie¬ 
len Bereichen erbärmlich, so auch im Bildungs¬ 
bereich. Bei einer Bevölkerung von fünfeinhalb 
Millionen Einwohnern waren 23, 6 Prozent der 
über 15-Jährigen Analphabeten. 

Im Moncada-Programm, das in der Selbstver¬ 
teidigungsschrift des Revolutionsführers Fidel 
Castro Ruz im Gerichtsprozess wegen der Ak¬ 
tionen vom 26. Juli 1953 enthalten ist, wurden 
die dringendsten Probleme der Gesellschaft ins 


Rampenlicht gerückt. Unter anderem sah es den 
allgemeinen und freien Zugang zur Bildung vor. 
Und dies wurde erreicht. 

Heute hat Kuba die Ziele und Maßnahmen 
im Hinblick auf umfassende Grundbildung und 
Beseitigung des Analphabetismus verwirklicht, 
die im Aktionsplan der Weltkonferenz „Bildung 
für alle“ von Jomtien (Thailand) formuliert wur¬ 
den. 

Nach Daten des UN-Entwicklungspro- 
gramms beträgt der durchschnittliche Bildungs¬ 


grad der kubanischen Bevölkerung 11,5 Jahre, 
d.h. dass die über 25-Jährigen im Durchschnitt 
11,5 Schuljahre durchlaufen haben. Die aktuelle 
Erwartung des Bildungsgrades beträgt 13,8 Jah¬ 
re. Bei einer gegenwärtigen Bevölkerung von 
11,27 Millionen Menschen haben nach dem Sieg 
der Revolution insgesamt mehr als eine Million 
Kubaner ein Hochschulstudium abgeschlossen. 

Trotzdem bleibt eine weite Strecke auf 
dem Weg zurückzulegen, dessen Richtung vor 
57 Jahren abgesteckt wurde. Wenn am Anfang 


dieses Weges Tausende Kinder keine Schule 
hatten, sprechen wir heute davon, diese Institu¬ 
tionen in Epizentren des kulturellen Lebens zu 
verwandeln. Der Analphabetismus wurde nicht 
nur in Kuba beseitigt, sondern es wurden bereits 
über neun Millionen Menschen in 30 Ländern 
mit Hilfe des Programms „Yo, si puedo“ alpha¬ 
betisiert. Die am 1. Januar 1959 Vorgefundene 
Realität wurde endgültig überwunden und heu¬ 
te wird eine immer hochwertigere Bildung an¬ 
gestrebt. 


Durchschnittliche Studentenzahl in der Hochschulbildung 

(1959-2015) 


StudenJenzahl 

600 . 000 ,, 


Zahl der Schüler/Studenten, Lehrer/Dozenten 
und Lehreinrichtungen (2015-2016) 


Dl tat AUFSTELLUNG SDKLIESST NICHT DIE KURSE IN 
DEN BEREICHEN SPORT, KULTUR UNO GESUNDHEIT EIN 



Kubanische Hochschulabsolventen 
nach Wissenschaftszweigen 

(vom Kurs 1959-1960 bis zum Kurs 2013-2014) 
Medizin 327 286 
Ökonomie 89 087 
Pädagogik 431 019 
Naturwissenschaften. 32 034 
Kunst 4715 

Agrarwissenschaften 5 6881 
Gesellschaftswissenschaften 10 8821 
Sport 103 722 



Latein' 
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1959-1961 

Botschaft zur Bildungspolitik an das 
kubanische Volk. Übergabe von 69 Ka¬ 
sernen des Batista-Regimes an das Bil¬ 
dungsministerium innerhalb eines Jahres 
(1959). Gesetz zur allgemeinen Verstaat¬ 
lichung der Bildung erlassen. Annahme 
des Gesetzes der Bildungsreform durch 
den Ministerrat. Ankunft der ersten frei¬ 
willigen Lehrer im Sierra-Maestra-Ge¬ 
birge. Erklärung Kubas zum Territorium 
frei von Analphabetismus. Einrichtung 
des Programms Ana Betancourt für die 
Ausbildung von Bauernmädchen. 

1962-1970 

Gründung der Nationalen Kunstschu¬ 
le und Schaffung von Kulturzentren im 
ganzen Land. Gesetz der Hochschulbil¬ 


dungsreform erlassen. Die ersten 764 
Grundschullehrer schließen das Päda¬ 
gogische Institut „Makarenko“ ab. Es 
entstehen Sonderbildungsprogramme 
wie das für die Weiterbildung von Frau¬ 
en oder das der technologischen Insti¬ 
tute. Bildung der Abteilung Stipendien 
und massive Einrichtung von Internats¬ 
schulen. Einführung des Sportunter¬ 
richts von der Grundschule an. 

1971-1975 

Erster Nationaler Bildungs- und Kul¬ 
turkongress im April 1971. Gründung 
der Pädagogischen Abteilung Manu¬ 
el Ascunce Domenech. Verbreitete 
Einrichtung von Internatsschulen der 
Sekundarstufe I auf dem Land. 1972 
entsteht das Zentrum für Bildungsent¬ 


wicklung. Erster Parteitag der Kom¬ 
munistischen Partei Kubas (Dezember 
1975): These der Bildungspolitik mit 
der entsprechenden Resolution wird 
angenommen. Maßnahmen für eine 
Erste Vervollkommnung des Bildungs¬ 
wesens werden beschlossen. 

1976-1990 

Der Bildungsgrad des kubanischen 
Volkes steigt von 6 auf 9 Schuljahre. 
Gründung des Ministeriums für Hoch¬ 
schulbildung. 1976 wird eine neue Ver¬ 
fassung angenommen, in der der Zu¬ 
gang zur Bildung als Recht und Pflicht 
aller Bürger anerkannt wird. Gründung 
des Zentralinstituts der Pädagogischen 
Wissenschaften (ICCP). Die UNESCO 
zeichnet Kuba für Ergebnisse im Bil¬ 


dungsbereich aus. 1. Internationaler 
Kongress Pädagogik 1986 findet statt 
(bis 2015 hat es 14 Ausgaben gege¬ 
ben). Gründung des Pädagogenver¬ 
bandes Kubas. 

1991-2000 

„Sonderperiode“: Starke wirtschaft¬ 
liche Belastungen durch den Zusam¬ 
menbruch des sozialistischen Lagers 
mit direkten Auswirkungen auf die 
Bildung. Trotzdem wurde keine Bil¬ 
dungseinrichtung geschlossen und die 
Entwicklung des Bildungssystems auf 
allen Ebenen fortgesetzt. Im Hinblick 
auf die Verantwortung des Lehrperso¬ 
nals bei der Erziehung der neuen Ge¬ 
nerationen wurde die ideologische Ar¬ 
beit verstärkt. 


2001-2016 

Etappe der „Ideenschlacht“: Umset¬ 
zung von über 200 Programmen in allen 
Gesellschaftsbereichen, insbesondere 
im Bildungsbereich (Familienbiblio¬ 
theken, Anwendung technologischer 
Neuerungen in der Bildung, Schaffung 
des TV-Bildungskanals, Fernsehpro¬ 
gramm „Universität für alle“, Grün¬ 
dung der Schulen für Kunstausbilder, 
etc.). Die letzten Jahre sind durch die 
Einführung - in beiden Stufen des Bil¬ 
dungswesens - von Änderungen ge¬ 
kennzeichnet, die zu einer umfassen¬ 
den Bildung der Schüler und Studen¬ 
ten und ihrer politisch-ideologischen 
Erziehung sowie zur Erhöhung der 
Qualität der Bildung beitragen. 

Aus:Granma Internadonal 
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Was die AfD stark macht 

Mit Demagogie Räume besetzen, die von linken Parteien verlassen 
werden • Von Matthias Lindner 


Nina Hager zu den Besuchen von Biden und Merkel im Baltikum 

Unterschiedliche Interessen 


U mfragen zufolge wird die AfD 
(Alternative für Deutschland) in 
Mecklenburg-Vorpommern mit 
21 Prozent der Wählerstimmen dritt- 
stärkste Kraft im Landtag hinter SPD 
und CDU. Landessprecher und Spitzen¬ 
kandidat Leif-Erik Holm rechnet mit 
mehr, schließlich hätten Rechtspopulis¬ 
ten bislang meist deutlich höhere Er¬ 
gebnisse eingefahren als vorhergesagt. 
„Wir hoffen, dass wir stärkste Partei 
werden 4 , 4 es bestehe die reelle Chance 
dafür, sagte er kürzlich selbstbewusst in 
einem Interview. 

Offenbar geht die bürgerliche Jour¬ 
naille auch davon aus, dass die AfD in 
der politischen Landschaft der Bun¬ 
desrepublik auch langfristig eine Rolle 
spielen wird. Und so bagatellisiert bei¬ 
spielsweise Der Tagesspiegel ihre Positi¬ 
onen. „Angesichts dieser Krisenzeiten, 
Zeiten von Krieg und globalen Flücht¬ 
lingswanderungen 44 , sei die AfD noch 
das Beste, was Deutschland passie¬ 
ren konnte, war dort am vergangenen 
Samstag zu lesen. „Schaut man sich um 
in Europa, in Frankreich, in den Nie¬ 
derlanden, in Österreich, dann ist die 
AfD unter den rechtspopulistischen 
Parteien womöglich die schwächste. 44 
Die Schwäche liege darin, dass sie wis¬ 
se, sie kann nicht zu radikal werden, 
wenn sie sich etablieren wolle. Lang¬ 
fristig werde sie harmloser, als sie zur¬ 
zeit erscheine. 

Dass dem tatsächlich so sein wird, 
kann getrost bezweifelt werden. Der 
Autor im Tagesspiegel stellt selbst fest, 
dass die AfD ihre Kraft anscheinend 
aus etwas anderem ziehen muss als 
den Unterlassungen der „politischen 
Klasse 44 . Die große Koalition habe alle 
Sicherheitspakete verschärft, heißt 
es dort weiter, Deutschland habe die 
härteste Asylgesetzgebung seit lan¬ 
ger Zeit und es gebe kaum Staaten, 
die von der Bundesrepublik nicht 
als sicheres Herkunftsland eingestuft 
wurden. Zu guter Letzt sei der große 
Strom an Flüchtlingen abgeebbt. Den¬ 
noch gewinnt die AfD an Einfluss und 
Anhängerschaft. 

Wer die potentiellen Wähler der 
AfD sind, haben kürzlich Sozialwis¬ 
senschaftler des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung (DIW) in Berlin 
untersucht. Die Partei zieht der Stu¬ 
die zufolge „derzeit vor allem Männer, 
Bürgerinnen in den neuen Bundeslän¬ 
dern, Personen mit geringer und mitt¬ 
lerer Bildung, Arbeiterinnen und Ar¬ 
beitslose sowie junge Personen unter 
30 Jahren an 44 . 

Offensichtlich gelingt es der AfD, 
aus dem Spektrum der Nichtwähler 
Menschen an sich zu binden und zum 
Urnengang zu bewegen. 20 Prozent de¬ 
rer, die bei der Bundestagswahl 2013 


ihre Stimme nicht abgegeben haben, 
sehen sich heute als AfD-Anhänger. 
Darüber hinaus jagt sie vor allem rech¬ 
ten Parteien Stimmen ab, genauso wie 
linken Parteien, was darauf hindeu¬ 
tet, dass sie für Protestwähler die ers¬ 
te Wahl darstellt. Die Linkspartei wird 
bei der nächsten Wahl zum Bundestag 
wahrscheinlich neun Prozent Stimmen 
weniger bekommen und rechtsextreme 
Parteien wie die NPD etwa 32 Prozent 
weniger. In absoluten Zahlen ausge¬ 
drückt könnte die Linkspartei bei der 
nächsten Bundestagswahl mit 338 000 
Wählerstimmen etwa doppelt so viele 
an die AfD verlieren wie die NPD. 

Bedenklich ist, dass es ihr trotz ihres 
Programms 
gelingt, sich 
als „Partei 
des kleinen 
Mannes 44 zu 
präsentieren. 

Seit 2014 stieg ihr Rückhalt der Studie 
zufolge unter Arbeitern von zwei auf elf 
Prozent, unter Arbeitslosen von einem 
auf 15 Prozent. „Zudem scheint sie zu¬ 
nehmend für jüngere Menschen attrak¬ 
tiv zu sein 44 sagt Studienautorin Karo- 
lina Fetz. Diese Entwicklung hat etwas 
Schizophrenes: Die Positionen der AfD 
werden von Arbeitern und Arbeitslosen 
unterstützt, obwohl sie in besonderer 
Weise von dieser Partei bedroht sind. 
So spricht sich die AfD gegen den Min¬ 
destlohn aus, will Empfänger von Hartz 
IV in Arbeit zu Niedriglöhnen pressen 
und im Gegenzug will sie vor allem 
Wohlhabende steuerlich entlasten. 

Vor diesem Hintergrund ist die Dis¬ 
kussion überfällig, warum es Linken 
kaum noch gelingt, sich bei Arbeitern 
und Arbeitslosen Gehör zu verschaffen, 
deren Interessen sie eigentlich vertre¬ 
ten wollen. 

Wolfgang Merkel, Direktor der Ab¬ 
teilung Demokratie und Demokratisie¬ 
rung am Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung (WZB), hat in ei¬ 
nem Interview mit „Zeit Campus 44 im 
Juni darauf hingewiesen, dass vor al¬ 
lem junge Linke den Bezug zur „Un¬ 
terschicht 44 verloren hätten. „Die junge, 
intellektuelle Linke hat den Bezug zu 
der Unterklasse im eigenen Land fast 
gänzlich verloren. Da gibt es vonseiten 
der Gebildeten weder eine Sensibilität 
noch eine Aufmerksamkeit und schon 
gar keine Verbindungen mehr. 44 Bei ih¬ 
nen sei die Frage, wie sich gesellschaft¬ 
licher Wohlstand gerecht verteilen lässt, 
„fast gänzlich in den Hintergrund getre¬ 
ten 44 . Stattdessen dominierten kulturelle 
und identitätspolitische Themen, aber 
„eben auf dieser Ebene unterscheiden 
sich die Milieus der hoch und weniger 
Gebildeten deutlich voneinander 44 . Aus 
dieser Zwickmühle kommen sie auch 


nicht heraus, denn kritische Diskurse 
würden schlicht nicht mehr geführt. 

In der Praxis lässt sich das leicht be¬ 
stätigt finden: In den meisten Gruppen 
und Strömungen der „Bewegungslin¬ 
ken 44 geben Linke den Ton an, die der 
Mittelschicht entstammen, und in lin¬ 
ken Milieus herrscht ein akademisie- 
rendes Verhalten vor. Arbeiterkinder 
oder junge Menschen ohne höheren 
Bildungsabschluss haben es nicht nur 
schwer, hier Fuß zu fassen, sie werden 
oft geradezu verachtet. Dieses „Links¬ 
sein 44 fußt auf einer Mischung aus aner¬ 
zogenem schlechten Gewissen und der 
Rebellion gegen die nicht radikal ge¬ 
nug eingestellten Eltern, schrieb Chris¬ 
tian Baron im 
„Neuen 
Deutschland 44 
(25.6.2016). 
Weil sie in 
Verhältnissen 
aufgewachsen seien, „in denen sie kei¬ 
nen Kontakt zu Dialekt sprechenden, 
von einer Karriere als Rapper träu¬ 
menden Hauptschülern hatten, wirkt 
sich die Lebenswelt der sogenannten 
Unterschicht kaum auf linkes Engage¬ 
ment aus 44 . Dieser Trend ist schon 2009 
in der in Antifa-Kreisen kursierenden 
Broschüre „Mit geballter Faust in der 
Tasche. Klassenkonflikte in der Linken 44 
beschrieben worden. 

Dauerhaftes politisches Engage¬ 
ment, kann man von diesen, sich als 
links bezeichnenden Intellektuellen 
nicht mehr erwarten, so Wolfgang 
Merkel. Deswegen stehen sie auch 
Parteien häufig feindlich gegenüber. 
Die Tendenz gehe „dagegen zur kurz¬ 
fristigen und aktiven Beteiligung in 
zivilgesellschaftlichen Organisatio¬ 
nen wie Amnesty International, At- 
tac oder in Umweltinitiativen 44 Auch 
im Internet würden sie sich bisweilen 
„engagieren 44 . 

Lösungen, die diese Bewegungen 
anbieten, widerspiegeln oft nur die In¬ 
teressen der Mittelschichten. Bedürf¬ 
nisse der sogenannten Unterschicht 
gehen dagegen unter. Linke Parteien 
haben lange versucht, sich an diese 
außerparlamentarischen Bewegungen 
anzuheften und deren Lösungsansätze 
für gesellschaftliche Probleme zu über¬ 
nehmen. Auf der Strecke blieb dabei oft 
auch der kritische Blick für die Interes¬ 
sen der unterschiedlichen Klassen und 
Schichten. So blieb auch unbemerkt, 
dass man immer mehr die Mittelschich¬ 
ten in den Fokus nahm und den Kon¬ 
takt zu den anderen verlor. 

Der AfD gelingt es nun mit Dem¬ 
agogie, die Räume einzunehmen und 
die Teile der Bevölkerung für sich zu 
gewinnen, die von den linken Parteien 
verlassen wurden. 


In der vergangenen Woche war das 
Baltikum Reiseziel hochrangiger 
Politiker: Für den scheidenden US- 
Vizepräsidenten Joe Biden ein Ab¬ 
schiedsbesuch. Die geostrategischen 
Ziele der USA werden sich auch 
nach dem Wechsel im Präsidenten¬ 
amt nicht ändern. Dafür braucht man 
die baltischen Staaten. Vor allem, um 
den aggressiven Einkreisungskurs ge¬ 
genüber Russland fortzusetzen. Ge¬ 
wiss aber nicht als „militärisches Boll¬ 
werk 44 - dazu wären diese Länder gar 
nicht in der Lage sondern zur ständi¬ 
gen Provokation. 

Biden erklärte sowohl bei einem 
Treffen mit den Staatschefs Lettlands, 
Estlands und Litauens in Riga, dass 
die USA „ohne Wenn und Aber 44 wei¬ 
ter zum Artikel 5 des NATO-Vertrags 
stünden - ein Seitenhieb auf Äuße¬ 
rungen des republikanischen Präsi¬ 
dentschaftskandidaten Trump. Das 
bedeute, so Biden, dass es an der Na- 
to-Ostgrenze mehr geben werde als 
„ein paar Stolperdrähte 44 Und er be¬ 
tonte: „Ein Angriff auf einen ist ein 
Angriff auf alle. Punkt, Ende des Sat¬ 
zes. 44 Gewiss werden die USA an die 
baltischen Staaten auch weiter Waffen 
liefern und sie aufrüsten. Für die Rüs¬ 
tungsindustrie ein großes Geschäft - 
auch für die deutsche. Beispielsweise 
erhält Litauen bis 2021 von Krauss- 
Maffei/Wegmann und Rheinmetall 88 
Boxer-Panzer. 

Einen Tag später, am 24. August, 
besuchte Bundeskanzlerin Merkel auf 
einer „Rund- und Werbereise in Sa¬ 
chen EU 44 Tallin, die Hauptstadt Est¬ 
lands. Dabei ging es um die Zukunft 
der EU und die Suche nach Unter¬ 
stützung für die deutsche Politik. Dem 
galt wohl vor allem das Gespräch mit 
dem estnischen Staatspräsidenten 
Toomas Hendrik Ilves. Der befürwor- 


Gesicht zeigen 

Im Kampf gegen den Terrorismus ist 
den obersten Staatschützern - „die 
Sicherheitslage ist ernst 44 - ein ent¬ 
scheidender Schlag gelungen: Das 
Burkaverbot. Schon am Hindukusch 
haben SPD und Grüne ja wegen der 
Burka Deutschland verteidigt. Da 
gebe es auch hierzulande ein „Gebot, 
Gesicht zu zeigen 44 meint nun auch 
CDU-Innenminister de Maiziere. Lo¬ 
gisch, sonst wären die neu zu beschaf¬ 
fenden Gesichtserkennungskameras 
ja schließlich eine komplette Fehlin¬ 
vestition. Ebenso wie der Bürger dem 
staatsschützenden Schlagstock den 
Kopf und dem demokratiesichernden 
Pfefferspray sein Gesicht ungeschützt 
und widerstandslos darzubieten hat, 
so gilt auch vor den demnächst wohl 
flächendeckend montierten Kameras 
der freiheitlich-gesslerische Imperativ: 
„Gesicht zeigen! 44 

Die NSA (National Security Agen¬ 
cy) ist wie immer in diesen Dingen wei¬ 
ter: Die Benutzer von Smartphones zei¬ 
gen bekanntlich außer ihrem Gesicht 
noch ganz andere Körperteile und of¬ 
fenbaren vom Kochrezept über Intim¬ 
probleme bis zum Rosenkrieg eine der¬ 
artige Menge aufschlussreicher Details 
ihrer mentalen Verfasstheit, dass sich 
selbst ein Gebot „Bewusstsein zeigen 44 
längst erübrigt hätte. Allein, die Erfolge 
der Terrorjäger bleiben erkennbar rar. 
Das mag im Falle der Burka daran lie¬ 
gen, dass es hierzulande kaum jeman¬ 
den gibt, der sie trägt. Was vermutlich 
ein besonders infamer Trick ist. 

Frankreich ist da besser dran. Das 
Burkini-Verbot ist ein großer Renner. 
An der Cöte dAzur dürfte in diesem 
Sommer dem Terrorismus ein schwe¬ 
rer Schlag zugefügt worden sein, bis 
das Oberste Verwaltungsgericht, un¬ 
verständlicherweise, den französischen 
Staatsschützern dieses scharfe Schwert 
nun aus der Hand geschlagen hat. 

Da ist es doch gut, dass es die Bur¬ 
ka gibt oder den FC Bayern oder Gi- 


tete eine Führungsrolle Deutschlands 
in der EU. Und es ging offenbar um 
unmittelbare ökonomische Interessen 
der Konzerne. Estland ist technolo¬ 
gisch in Fragen der „Digitalisierung 44 
weit fortgeschritten, eine Kooperation 
erscheint nützlich. 

Doch auch Angela Merkel be¬ 
stätigte zum wiederholten Male die 
militärische Unterstützung der balti¬ 
schen Staaten gegen Russland. In ei¬ 
nem Gespräch mit ihrem estnischen 
Amtskollegen Taavi Roivas sicherte 
sie Estland den sicherheitspolitischen 
Beistand der NATO zu und verwies 
darauf, dass Deutschland ab Septem¬ 
ber für vier Monate wieder die Luft¬ 
raumüberwachung im Baltikum über¬ 
nehmen werde. 

Abgesehen davon: Auf dem NA- 
TO-Gipfel in Warschau waren Statio¬ 
nierungspläne bestätigt worden, nach 
denen jeweils ein Bataillon mit etwa 
1 000 Soldaten in Polen, Lettland, Li¬ 
tauen und Estland stationiert werden 
sollen. Die Bundeswehr wird mit meh¬ 
reren hundert Soldaten beteiligt sein 
und denVerband in Litauen anführen. 

Die Reisen von Biden und Mer¬ 
kel offenbarten - und das natürlich 
nicht zum ersten Mal: Man hat Ge¬ 
meinsamkeiten, aber durchaus auch 
unterschiedliche Interessen. Merkel 
erklärte in Tallinn auch, man müsse 
den Druck erhöhen, zugleich jedoch 
weiter den Dialog mit Russland su¬ 
chen. Aber auch die USA sprechen 
nach wie vor mit Russland. 

Nein, die deutschen - politischen 
und ökonomischen - Interessen im 
Baltikum und gegenüber Russland 
sind andere, nähere als die der USA. 
Und auch die anhaltenden Sanktio¬ 
nen gegenüber Russland sind nicht im 
unmittelbaren Interesse zumindest ei¬ 
nes Teils des deutschen Kapitals. 


na-Lisa Lohfink. Die Fokussierung auf 
die großen „Vier T 44 des Tittytainment, 
wie es Zbigniew Brzezinski so weise 
formulierte, Titten, Tränen, Tiere, Tote, 
ist allerdings eine unzulässige Veren¬ 
gung. Es dürfen durchaus auch mal die 
ultimativen Ernährungsweisheiten von 
„Sterneköche 44 genannten Fernsehbruz- 
zelhelden oder die Erektionsprobleme 
von grenzdebilen Dschungelcamp- 
Bewohnern oder auch nur die grauen 
Socken in den Sandalen des mode-ah¬ 
nungslosen Nachbarn sein. Oder eben 
die Burka. Hauptsache ein niedrig¬ 
schwelliges Angebot zum Mitreden. 
Zuviel Sachverstand ist eher störend. 
Ein solides Bauchgefühl reicht völlig. 
Was ist schon dröge Politökonomie ge¬ 
gen frisch gegenderten, multikulti-mä- 
ßig und spirituell ich-gewordenen, su¬ 
pergünstigen Primark-Lifestyle? 

Gustave Le Bon (Psychologie der 
Massen) hat hier Basisarbeit geleis¬ 
tet. Edward Bernays, der Neffe von 
Sigmund Freud, hat die Erkenntnisse 
seines Onkels mit denen Le Bons zu 
einem schlagkräftigen Herrschaftsins¬ 
trument verschmolzen. Der Vater der 
Public Relations und staatlich verdien¬ 
te US-Spin-Doctor soll auch von Goeb¬ 
bels intensiv studiert worden sein. 

„Die bewusste und intelligente Ma¬ 
nipulation der organisierten Gewohn¬ 
heiten und Meinungen der Massen ist 
ein wichtiges Element in der demokra¬ 
tischen Gesellschaft. (...) In beinahe je¬ 
der Handlung unseres Lebens, ob in der 
Sphäre der Politik oder bei Geschäften, 
in unserem sozialen Verhalten und un¬ 
serem ethischen Denken werden wir 
durch eine relativ geringe Zahl an Per¬ 
sonen dominiert, (...) welche die men¬ 
talen Prozesse und Verhaltensmuster 
der Massen verstehen. Sie sind es, die 
die Fäden ziehen, welche das öffentli¬ 
che Denken kontrollieren. 44 (Bernays: 
Propaganda, 2005, S. 37 f.) Auch Linke 
dürfen Bernays ruhig ein bisschen erns¬ 
ter nehmen. 
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Es gelingt der AfD trotz ihres 
Programms, sich als „Partei des 
kleinen Mannes" zu präsentieren. 


Guntram Hasselkamp zu Burka und Burkini 













) Freitag, 2. September 2016 


Theorie und Geschichte / Antifaschismus 


unsere zeit m 


Leidenswege 

Informationszentrum Zwangsarbeit in Hamburg 



A uf Initiative derWilli-Bredel-Ge- 
sellschaft - Geschichtswerkstatt 
e.V. konnten 1998 zwei Zwangs¬ 
arbeiterbaracken der Firma Kowahl & 
Bruns in der Nähe des Flughafens vor 
dem drohenden Abriss gerettet wer¬ 
den. Der Verein hat diese weitgehend 
im Originalzustand erhaltenen und seit 
2008 unter Denkmalschutz stehenden 
Gebäude für Ausstellungszwecke her¬ 
gerichtet. 

Der niederländische Zwangsarbei¬ 
ter Theo Massuger erinnert sich: „Als 


die Deutschen merkten, dass ihre Wer¬ 
bezettel, mit denen sie Arbeitskräfte 
nach Deutschland locken wollten, nicht 
wirkten, dachten sie sich etwas ande¬ 
res aus. Sie nahmen meiner Familie die 
Stammkarte weg. Ohne Karte gab es für 
meine Eltern und uns zehn Geschwis¬ 
ter keine Lebensmittel. Also ging ich 
gezwungenermaßen nach Deutschland 
zum Arbeiten. Außer sonntags stand ich 
jeden Tag an einer Drehbank bei Rönt¬ 
genmüller und das bei kargem Essen, 
meist bestehend aus einer Rübensuppe.“ 


Theo Massuger, der hier seine Er¬ 
lebnisse in Fuhlsbüttel schildert, war ei¬ 
ner von insgesamt ca. 500 000 Arbeits¬ 
kräften, die zu unterschiedlichen Zeiten 
während des Zweiten Weltkrieges aus 
den von Deutschland besetzten Ländern 
nach Hamburg zur Arbeit verpflichtet 
wurden. Die Zwangsarbeiter aus dem 
besetzten Polen und der Sowjetunion so¬ 
wie italienische Militärinternierte hatten 
deutlich härtere Lebens- und Arbeitsbe¬ 
dingungen als die „Fremdarbeiter“ aus 
Westeuropa. Besonders schlecht wurden 
die KZ-Häftlinge behandelt, die unter 
schrecklichen Umständen leben und 
Zwangsarbeit leisten mussten. In Ham¬ 
burg, einem Zentrum der Rüstungsin¬ 
dustrie, lebten bereits im Frühjahr 1942 
ca. 31000 „Fremdarbeiter“ in 280 La¬ 
gern, 1944 etwa 70 000 Zwangsarbeiter 
in ca. 1500 Lagern. Allein in Ohlsdorf 
und Fuhlsbüttel befanden sich 1943 elf 
Lager mit über 1 200 Menschen. 

Eines dieser Lager wurde 1943 von 
der Landschafts- und Gartenbaufir¬ 
ma Kowahl & Bruns als Wohnlager für 
Zwangsarbeiter errichtet. Inhaber der 
Firma waren zwei aktive Mitglieder der 
NSDAP: der Gartengestalter Fritz Ko¬ 
wahl und der Kaufmann Emil Bruns. 
Hauptgeschäftszweck war die Tarnung 
des Hamburger Flughafens und ande¬ 
rer Flughäfen in Deutschland, Polen und 
Frankreich. Um diese Arbeiten und an¬ 


dere Aufträge wie die Tarnung von Rüs¬ 
tungsbetrieben, die Produktion von Be¬ 
tonplatten zum Bau von Behelfsheimen 
und Trümmerräumungen durchführen 
zu können, stieg die Zahl der Arbeits¬ 
kräfte bis 1944 auf ca. 2 000. 

Dieses Firmenlager von Kowahl & 
Bruns war auf die Unterbringung von 
144 Arbeitern ausgelegt. Es bestand 
aus zwei Wohnbaracken, einer Sanitär¬ 
baracke und einer Verwaltungsbaracke, 
in der die Lagerleitung untergebracht 
war. Die Gebäude wurden in Segment¬ 
bauweise aus Bauteilen von Reichsar¬ 
beitsdienst-Baracken Typ IV errichtet. 
Jeweils 18 Zwangsarbeiter mussten in 
einem 12 Quadratmeter großen, nicht 
isolierten Raum wohnen und in Dop¬ 
pelstockbetten schlafen. Das Lager 
war überwiegend mit niederländischen 
Zwangsarbeitern belegt, die sechs Tage 
pro Woche bei Röntgenmüller (heute 
Teil des Philips-Konzerns) zwölf Stun¬ 
den in der Rüstungsproduktion arbeiten 
mussten. Außerdem lebten dort italieni¬ 
sche Militärinternierte und u. a. Zwangs¬ 
arbeiter aus Frankreich und Belgien. 

Ab 1944 beschäftigte die Firma zu¬ 
sätzlich polnische Jüdinnen aus dem KZ 
Sasel, die unter unmenschlichen Bedin¬ 
gungen Schwerstarbeit beim Plattenbau 
für Behelfsheime und bei der Trümmer¬ 
räumung leisten mussten. In einem 1946 
von der britischen Besatzungsmacht im 


Warntafeln an den Tatorten der Schuldigen 

Eine Aktion der VVN-BdA 


UZ: Vor 25 Jahren startete der Kölner 
Künstler Günter Demnig das Kunstpro¬ 
jekt „Stolper steine“. Dabei wird mit klei¬ 
nen Gedenkplatten im Boden vor dem 
letzten Wohnsitz der Opfer an diese er¬ 
innert. Ihr führt nun etwas Ähnliches an 
den Tatorten der Schuldigen durch? 

Ulrich Sander: Mit solchen Aktionen ha¬ 
ben vor 20 Jahren, ebenfalls in Köln, die 
Bezirks Vertreter von Köln-Lindenthal 
auf Antrag der SPD begonnen. Die 
VVN-BdA von Nordrhein-Westfalen 
hat dies aufgegriffen. Wir machen nun 
seit dem 75. Jahrestag des 4. Januar 1933 
im ganzen Bundesland weiter. 

UZ: Das ist ein wichtiger Jahrestag ... 

Ulrich Sander: Ja, an jenem Tag traf in 
der Villa des Bankiers von Schröder 
die Spitze der NSDAP mit Wirtschafts¬ 
vertretern und konservativen Spitzen¬ 
leuten zusammen, um die Machtüber¬ 
tragung an Adolf Hitler und seine 

Ulrich Sander ist Bundessprecher 
der Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes / Bund der Antifa¬ 
schisten (VVN-BDA) und Mitglied 
der VVN-Geschichtskommission in 
Nord rhein-Westfa len. 

Partei zu vereinbaren. Und zur Erin¬ 
nerung daran verlegte der SPD-Orts- 
verein - er finanzierte die Aktion - vor 
20 Jahren eine Gedenkplatte vor der 
Villa am Stadtwaldgürtel 35, um vor ei¬ 
ner neuen faschistischen Entwicklung 
mit Hilfe der ökonomischen Eliten zu 
warnen. 

UZ: Von den Stolper steinen für die Opfer 
gibt es inzwischen 55 000. Und von den 
Warntafeln? 

Ulrich Sander: Wer weiß? Es gibt Dut¬ 
zende solche Tafeln in Herten, in ande¬ 
ren Orten Schilder an den Stätten, wo 
Zwangsarbeiter litten. In Dortmund, 
Gelsenkirchen und Duisburg gibt es Be¬ 
schlüsse der Kommunalparlamente zur 
Schaffung solcher Tafeln. Zum Beispiel 
zur warnenden Erinnerung an die Hit¬ 
lerförderer wie Thyssen und Kirdorf. Die 
Anträge dazu hat die VVN-BdA gestellt. 

UZ: Wie seid ihr vor gegangen? 


Ulrich Sander: Wir begannen eine „Ral¬ 
lye zur Spurensuche“ nach den „Verbre¬ 
chen der Wirtschaft an Rhein und Ruhr 
1933-1945“. Das heißt, wir haben zu¬ 
nächst den Weg genommen, den Hitler 
und von Papen gegangen sind, um das 
umzusetzen, was am 4. Januar 1933 in 
Köln begann. Sie haben sich in Mülheim 
und Dortmund mit anderen Industriel¬ 
len getroffen, um diese für die Förderung 
der Nazis als Regierungspartei zu ge¬ 
winnen. Das heißt: Sie versprachen eine 
Politik im Sinne des Großkapitals und 
baten die Kapitalisten um Wahlkampf¬ 
spenden. Beides geschah ja bekanntlich, 
das Geld floss und die Ministerliste mit 
Nazis und Konservativen wurde aufge- 
stellt. 

Wir haben dann beantragt, dass auch in 
Dortmund und Mülheim und anderswo 
warnende Platten in den Boden einge¬ 
lassen werden wie in Köln. 

UZ: Vereinzelt ist das ja gelungen , aber 
einen großen Durchbruch gab es nicht? 

Ulrich Sander: Gab es nicht, aber wir 
begannen in die Öffentlichkeit zu ge¬ 
hen mit der Aufforderung: Gedenkt der 
Toten, aber erinnert auch an die Täter, 
damit ihre Nachfahren nie wieder Er¬ 
folg damit haben, mit verbrecherischen 
Methoden eine rechte umstürzlerische 
Politik und Praxis zu betreiben. Es ist ja 
zu begrüßen, dass mit der Aktion „Last 
chance“ alte KZ-Wächter vor Gericht 
gestellt werden, aber was ist mit den 
ökonomischen Eliten, den Sklavenhal¬ 
terfirmen? Da kauft sich in Köln eine 
Goldhandelskette den Namen Degus¬ 
sa, das heißt Deutsche Gold- und Sil¬ 
berscheideanstalt, und wirbt damit. Die 
Firma dieses Namens hat das Zahngold 
der in Auschwitz Ermordeten vermark¬ 
tet und zusammen mit IG Farben die Fir¬ 
ma Degesch betrieben, die das Zyklon B 
an die Vernichtungslager lieferte. 

UZ: Wie geht es nun weiter? Von der 
Zahl wie bei den Stolpersteinen seid ihr 
ja noch weit entfernt. 

Ulrich Sander: Wir unterstützen die 
Stolpersteinbewegung und betreiben 
eine Art Warntafelbewegung. Das ge¬ 
schieht nicht nur mit Bürgeranträgen 
für die Warntafeln, das geschieht auch 
damit, dass Schüler die Straßennamen 
von Naziökonomen überkleben, die es 


ja immer noch zahlreich gibt, und dass 
Straßenumbenennungen verlangt wer¬ 
den. Da hängen wir provisorische Schil¬ 
der an den Standort der Villa Springo- 
rum in Dortmund und am Kirdorf-Sitz in 
Mülheim/Ruhr auf, um zu erinnern, wo 
die Ruhrindustriellen sich trafen, um den 
Teufelspakt mit Hitler umzusetzen. Oder 
wir veröffentlichen Texte für antifaschis¬ 
tische und antikapitalistische Stadtrund¬ 
gänge. Wir kennzeichnen die Stätten, wo 
Zwangsarbeiter/innen litten. Mit Aufklä¬ 
rungsschriften stellen wir uns der allge¬ 
meinen Krupp-Verehrung entgegen. An 
der Wirkungsstätte des Förderers der 
Aktion für die Adolf-Hitler-Spende der 
Konzerne und Juden-Deporteurs Ernst 
Achenbach, er war später Essener FDP- 
Landes- und Bundespolitiker, haben wir 
eine Kundgebung durchgeführt und die 
Umbenennung der FDP-Geschäftsstelle 
verlangt. In 35 Städten starteten wir un¬ 


sere Aktionen und dokumentierten sie 
im Internet. Alle unsere Begründungen 
für unsere Forderungen und alle unse¬ 
re Aktionen stellten wir in einem Buch 
zusammen. 

UZ: Ihr bewegt euch nur in Nordrhein- 
Westfalen mit euren Aktionen? 

Ulrich Sander: Wir gehen nun darüber 
hinaus. Wenn man Flick und Krupp ent¬ 
larven will, dann bieten sich hier viele 
Schauplätze. So unterstützten wir die 
Umbenennung des Flick-Gymnasiums 
in Südwestfalen, Kreuztal. Wir müssen 
aber ran an die Quandts. Da gibt es ei¬ 
nen Tatort in Hagen, aber die schlimms¬ 
ten Tatorte der Quandts waren in Han¬ 
nover und Berlin. In Gardelegen wurden 
1945 über tausend Zwangsarbeiter des 
Quandt-KZ Hannover-Stöcken in einer 
Scheune verbrannt. Mit den Antifaschis- 


K 


V 

l 31 
' HlTtER 

ÜSER, aNE BSf». 
SCHIEN NA'HC’WÄ? 


Alii J&NUftB jB&bli I 

I UM 

'Z1AWST&N UP© 
tu 


RE'CH TS KON*'; 

w die'sem^Sesrü 

CHENFÜR ’ HITLERS f ERNENNUi zOTT, 


miOHSKANZLER7AÖ 3Ö. 




‘GESTELLT UND Dt£'VOR/^«fei 9 ll^ 

~ " ~ENSCÜENVte ME 

ER f N ATfC f ; /; LP-CTJA. f JSTtt ■ K 

VON SCtfrOW* UT 

3 *jsf« css stsü e 

nft? : ? v ,; e cHr&'ER'Ti* 

• |tEf£“Ur|gEi2 


m 



Tafel bei der Villa des Bankiers von Schröder. Hier trafen sich am 4.1.1933 die Spit¬ 
zen der Nazi-Partei mit Wirtschaftsvertretern und konservativen Spitzenleuten 


Curio-Haus durchgeführten Prozess ge¬ 
gen die Wachmannschaften des KZ Sasel 
war Emil Bruns der einzige angeklagte 
Zivilist. Er wurde wegen der Misshand¬ 
lung mehrerer Häftlinge auf seinen Bau¬ 
stellen zu drei Jahren Gefängnis verur¬ 
teilt. Wie anderen Kriegsgewinnlern war 
es auch Emil Bruns vom Gefängnis aus 
möglich, seine Geschäfte weiterzufüh¬ 
ren, um den von Zwangsarbeitern und 
KZ-Häftlingen erwirtschafteten Gewinn 
in den neuen Staat hinüber zu retten. 

Informationszentrum 
Zwangsarbeit 1943 -1945 

Unsere Ausstellungen informieren über 
die Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
niederländischen Zwangsarbeiter in die¬ 
sem Lager und dokumentieren den Lei¬ 
densweg der polnischen Jüdin Matla Ro- 
zenberg, die als Häftling des KZ Sasel für 
die Firma Kowahl& Bruns Zwangsarbeit 
leisten musste. Eine weitere Ausstellung 
gibt einen Überblick über das Ausmaß 
der Zwangsarbeit in Hamburg. 

Informationszentrum Zwangsarbeit 
1943-1945/ Wilhelm-Raabe-Weg 23, 
22335 Hamburg, Nähe S-Bahnhof Flug¬ 
hafen, Öffnungszeiten: Jeden 1. Sonntag 
im Monat von 14 bis 17 Uhr 
Kontakt: willi-bredel-gesellschaft@t-on- 
line.de / Web: www.bredelgesellschaft. 
de 


ten dort sind wir in Kontakt getreten. In 
Brandenburg haben schleimende Orts¬ 
politiker nach 1990 sogar eine Schule 
nach Herbert Quandt benannt. Das ist 
doch widerlich, dagegen muss doch et¬ 
was getan werden. Zudem hat ein au¬ 
ßerordentlicher Bundeskongress der 
VVN-BdA kürzlich in Bochum zur Ge¬ 
schichtspolitik getagt und beschlossen, 
die Bewegung der Spurensuche nach 
den Verbrechern der Wirtschaft 1933— 
1945 auf das ganze Land auszuweiten. 

UZ: Wo gibt es Informationen? 

Ulrich Sander: Auf der Webseite der 
VVN-BdA NRW (www.nrw.vvn-bda. 
de), dort bitte die Sonderseite auf suchen 
mit dem Signet des Heartfield-Posters, 
auf dem der Milliardär Hitler das Geld 
zuschiebt - „Millionen stehen hinter 
mir“. Zudem bitte die Bücher beachten: 
„Von Arisierung bis Zwangsarbeit. Ver¬ 
brechen der Wirtschaft an Rhein und 
Ruhr 1933-1945“ und „Der Iwan kam 
bis Lüdenscheid“, Protokoll einer Re¬ 
cherche zur Zwangsarbeit. Schließlich 
gibt es noch die Fotogalerie von r-me- 
diabase.eu, ein Fotoportal, das auch über 
unsere Sonderseite erreichbar ist. Mit ihr 
arbeiten wir eng zusammen, um reakti¬ 
onäre Straßen-, Gebäude- und Schul¬ 
bezeichnungen anzuprangern, Aufklä¬ 
rungsaktionen bekannt zu machen und 
auf gute Beispiele hinzuweisen. 

UZ: Hitler als Kreatur des Finanzkapi¬ 
tals - gab es da nicht „Ärger“ mit dem 
Verfassungsschutz ? 

Ulrich Sander: Ja, in Verfassungsschutz¬ 
berichten, zuletzt in Bayern, wird be¬ 
hauptet, wir seien verfassungsfeindlich, 
weil wir die bürgerliche kapitalistische 
Ordnung in jedem Fall als Vorstufe zum 
Faschismus darstellen. Das ist aber gar 
nicht unsere Position, wenn auch man¬ 
che sehr linke Leute dem bayerischen 
Verfassungsschutz ungewollt zustim¬ 
men. Wir sagen: Der Faschismus ist 
nicht ohne Kapitalismus denkbar, aber 
die bürgerliche kapitalistische Ordnung 
muss nicht zum Faschismus führen. Alle 
antifaschistischen Kräfte müssen ge¬ 
meinsam die Demokratie verteidigen 
und die reaktionärsten Teile des Finanz¬ 
kapitals zurückdrängen. Wozu wir mit 
unserer Spurensuche beitragen wollen. 

Das Gespräch führte Nina Hager 
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Kultursplitter 


Vorschau I 

Von den allermeisten Sprechtheatern 
der Republik liegen nun die Program¬ 
me für die kommende Spielzeit Herbst 
2016 - Frühjahr 2017 vor. Eine erste 
Durchsicht der angekündigten Premi¬ 
eren zeigt, dass sich die Verantwort¬ 
lichen (Intendanten und Regisseure) 
auf gesichertem, viel erprobtem Büh¬ 
nenboden bewegen wollen. Erfreu¬ 
lich häufig werden quer durchs Land 
Shakespeare und Brecht genannt, si¬ 
cherlich auch wegen der diesjährigen 
runden Jahrestage der beiden. Dahin¬ 
ter kommen dann mehrfach Sartre 
und Camus, dahinter dann meist nur 
einmal genannt Fallada, Hauptmann, 
Zola, Heiner Müller und einige ande¬ 
re. Die großen griechischen Tragödien 
sind fast überhaupt nicht zu finden, 
auch unsere Weimarer Klassik kommt 
kaum vor. Die vor Jahren noch so be¬ 
liebten Stücke der skandinavischen 
Autoren wie Ibsen und Strindberg 
scheinen out. Auffallend auch, dass 
Komödien oder elegante Salon-Stücke 
wie von Moliere, Peter Hacks oder die 
gerne gespielten Stücke der Herren Pe¬ 
ter Handke oder Botho Strauß aus den 
Spielplänen gestrichen sind. 

Peinlich wirkt schon, wenn fast alle 
Theater „was über Flüchtlinge - am 
besten noch mit Flüchtlingen zusam¬ 
men“ in ihre Programmhefte schrei¬ 
ben, die Wette gilt, dass es dann sehr 
menschelnd zugeht und am liebsten 
mit ganz viel Video-Projektionen und 
zum Schluss mit den Spiegeln, die dem 
Publikum entgegen gehalten werden, 
damit wir auch richtig betroffen sind. 


Alle Jahre wieder 

Wir bleiben in dieser seltsamen künst¬ 
lichen Welt, die gleichzeitig ihre Recht¬ 
fertigungen aus den immer gleichen 
trüben Quellen schöpft. Die sogenann¬ 
ten „namhaften“ Theaterkritiker aus 
den auch so genannten „Qualitätsme¬ 
dien“ wählen alljährlich das oder die 
Theater des Jahres. 

Diesmal fiel die Wahl auf die „Berli¬ 
ner Volksbühne“ und das „Maxim Gor¬ 
ki Theater“, Berlin. Neugierig könnte 
man auf die Idee verfallen, doch eine 
angekündigte Premiere einer der bei¬ 
den Häuser zu besuchen. Die „Volks¬ 
bühne“ bietet im September ein Stück 
eines Lieblings der Theaterszene zur 
Uraufführung an, von Christoph Mart¬ 
haler „Bekannte Gefühle, gemischte 
Gesichter“. Die Ankündigung im Pro¬ 
grammheft bietet Köstlichkeiten wie 
„für dieses Stück müssen die Grenzen 
strenger Wissenschaft jedoch als er¬ 
reicht betrachtet werden. Es zählt al¬ 
lein der Glaube. Und der hängt - wie 
eigentlich immer - von der Verkettung 
glücklicher Umstände ab.“ 

Nicht viel besser liest sich der Pro¬ 
grammtext der September-Premiere 
im Maxim Gorki Theater. Hier kommt 
ein Theaterstück einer israelischen Au¬ 
torin - auch sie ein Hätschelkind der 
letzten Jahre - zur Aufführung, die 
Dame heißt Yael Ronan und das Stück 
„Denial“. Kostprobe gefällig: „Wir le¬ 
ben unser Leben in einer von uns er¬ 
fundenen Realität, die auf Fragmenten 
basiert. Ist Verdrängung die stärkste 
psychologische Waffe der Menschheit, 
um zu überleben?“ 

Nun mag es ja zwischen einem solchen 
Sprachmüll und tatsächlichen Intentio¬ 
nen von Autor und Regisseur noch ei¬ 
nen Unterschied geben, aber sie ver¬ 
antworten solche Texte. Auch mag es 
bei der Gesamtschau auf ein ganzes 
Theaterjahr und diesen Ankündigun¬ 
gen zweier Premieren ebenfalls genau¬ 
ere Beurteilungen geben, aber die Fra¬ 
ge bleibt: Was mag in den Köpfen der 
Damen und Herren Kritikerinnen los 
sein, wie viel Nebel ist da oder ist es 
Absicht? 


Vorschau II 

Der Platz für die Kultursplitter reicht 
nicht aus, um eine weitere, wunder¬ 
schöne Perle bürgerlicher Beflissenheit 
zu beschreiben. Es wird „um Chancen 
und Grenzen revolutionärer Vorgän¬ 
ge und revolutionärer Musik“ gehen. 
Beim nächsten Mal also. 

Herbert Becker 


Terror-Non ne dauerhaft festgesetzt 

Eine Kalendergeschichte von Erasmus Schöfer 


Ein großer Schlag ist der nordameri¬ 
kanischen Heimatverteidigung gelun¬ 
gen! Eine Topterroristen wurde jetzt, 
Anfang 2014, in Knoxville mit drei Jah¬ 
ren Gefängnis unschädlich gemacht. 
Ihre zwei männlichen Komplizen ge¬ 
rieten zwar nicht nach Guantänamo, 
werden aber für fünf Jahre in einer 
der berühmten amerikanischen Haft¬ 
anstalten vor weiteren Anschlägen auf 
die amerikanische Sicherheit bewahrt. 

Die greise Verbrecherin (84) hat¬ 
te schon früher, als katholische Non¬ 
ne getarnt, in Klosterzellen jahrelang 
für ihre spätere Einsperrung in engen 
Räumen trainiert. Das wirft schon ein 
Licht auf die Verschlagenheit dieser 
Frau, ebenso wie ihr Alter vermuten 
lässt, dass sie ihren Anschlag auf die als 
topsecret gesicherte Anlage zur Auf¬ 
bewahrung der amerikanischen Pluto¬ 
niumvorräte von langer Hand geplant 
hat. 

Im Jahr 2011 waren die drei Ga¬ 
noven, Missis Megan R., und ihre bei¬ 
den jüngeren Mitverschwörer (64 und 
58 Jahre) im Schutze der Dunkelheit 
in die Atomanlage Y-12 in Oak Ridge 


eingedrungen, indem sie klammheim¬ 
lich drei Sicherheitszäune mit Draht¬ 
scheren durchschnitten und sich, unbe¬ 
merkt von den wahrscheinlich recht¬ 
zeitig telehypnotisch eingeschläferten 
Wachen auf den vier Wachttürmen, 
dem eigentlichen Lagergebäude der 
strategischen Plutoniumvorräte der 
USA näherten. Auch hier wurden sie 
von niemandem behindert, so dass sie 
ausgiebig ihrem verbrecherischen Tun 
frönen konnten, indem sie sogenann¬ 
te Friedensparolen (man kennt das!) 
an die Wände schmierten. Auch sollen 
sie Flaschen mit Menschenblut an die¬ 
selben geschmissen haben, vermutlich 
Theaterblut, und auch nicht sehr über¬ 
zeugend, da bekanntlich bei der Explo- 

Die hier abgedruckte Kalenderge¬ 
schichte ist nicht in dem kürzlich 
erschienenen Buch von Erasmus 
Schöfer: „Kalendergeschichten des 
Rheinischen Widerstandsforschers“ 
enthalten. Das 144-seitige Taschen¬ 
buch ist veröffentlicht im Verbrecher 
Verlag Berlin und kostet 12,- Euro. 


sion von mit Plutonium gefüllten Bom¬ 
ben Menschen und Tiere verdampfen, 
so dass gar kein Blut fließen kann. Die 
Tests in Hiroshima und Nagasaki ha¬ 
ben das eindeutig belegt. 

Das Terrortrio verlustierte sich so¬ 
gar noch geschlagene zwei Stunden in 
dem Hochsicherheitsbereich und ließ 
sich dann provokativ festnehmen. Wie 
weit das Netz der Verschwörer schon 
reicht lässt sich daraus erkennen, dass 
während der Untersuchungshaft der 
Richter mit Hunderten von Unter¬ 
stützungsschreiben genötigt wurde, 
die Delinquenten sanft zu beurteilen. 
Das verschlug aber bei diesem aufrech¬ 
ten Amerikaner nicht, wie sich aus der 
Gefängnisstrafe und der Geldbuße von 
53 000 Dollar ermessen lässt. 

Bemerkenswert und ein Beleg für 
die Nähe der katholischen Nonne zu 
den islamistischen Selbstmordattentä¬ 
tern war der Satz, den sie vor der Ver¬ 
kündung des Strafmaßes dem Richter 
frech ins Gesicht schleuderte: „Für den 
Rest meines Lebens im Gefängnis zu 
bleiben wäre die größte Ehre, die Sie 
mir erweisen könnten.“ 


Zielgenau 

Ein Buchtipp von Harry Popow 


Ikarus - so wähnt sich laut Buchtitel ein 
einstiger NVA-Offizier, der sich hoch¬ 
arbeitete, oft misstrauisch beäugt oder 
auch behindert, heute von nach wie vor 
antikommunistisch aufgeheizten Möch¬ 
tegern-Kriegern im Interesse einer „hö¬ 
heren Verantwortung Deutschlands an 
der Seite der USA und der NATO“ miss¬ 
achtet und totgeschwiegen. 

Der unermüdlich gegen Krieg und 
Kriegsgefahr agierende 78-jährige Offi¬ 
zier a.D. und Schriftsteller heißt Karl- 
Heinz Otto. Nach Romanen und Erzäh¬ 
lungen - bereits in der NVA - raffte er 
sich so lange Jahre nach der sogenann¬ 
ten Wende (die er korrekt Rückwende 
nennt) auf, sein Leben aufzuschreiben. 
Mit all den alten und den neuen Beulen, 
die er sich holen musste. Er, der Über¬ 
zeugungstäter. Wollte er zu hoch hinaus? 

Das 480-Seiten-Buch trägt den Ti¬ 
tel „Ikarus“. Diese Lektüre strotzt von 
Fakten, Episoden, Zerwürfnissen, Be¬ 
gegnungen und ergänzenden geschicht¬ 
lichen Informationen. Der Leser wird 
Zeuge, wie ein junger Mann vom Lande 
alle Hürden in Schulen und Dienst- und 
Arbeitsstellen trotz objektiver und sub¬ 
jektiver Stolpersteine genommen hat. 
Und so durchzieht auch seinen jüngsten 
Roman das, was man Selbstüberwindung 
nennt. Schwierigkeiten nicht aus dem 
Wege zu gehen und mutig Dummköpfen 
die Stirn zu bieten. Kraftakte, die ohne 
tiefe Überzeugung - sprich politische 
Motivation - nicht zu bewerkstelligen 
sind. Auch nicht ohne Selbstvertrauen, 
ohne Bildung und Ehrgeiz. 

Im Epilog fasst er sein Leben so zu¬ 
sammen: Als er drei Jahre alt war, tob¬ 
te der „beschissne Kriech“, von dem die 
Erwachsenen erzählten und den sein 
Vater mit dem Leben bezahlen musste. 
Als er zu Ende war, räumte uns unser 
Staat, „den bisher Benachteiligten, den 
Unterprivilegierten und Bildungsfernen, 
alle Möglichkeiten ein, unabhängig von 
Herkunft und vom Geldbeutel der El¬ 
tern zu neuen Ufern aufzubrechen ...“ 
Karl-Heinz Otto legte das Abitur ab 
und wollte Architektur studieren. Er 
entschied sich nach dem Abitur für den 
Dienst als Offizier. Wie auch an ande¬ 
ren Textstellen fügt Karl-Heinz Otto in 
diesem Zusammenhang Worte Kanzler 
Adenauers an, wonach es gelte, nicht die 
Wiedervereinigung anzustreben, son¬ 
dern die „Befreiung der Ostzone“. 

Auch wenn Karl-Heinz die Unter¬ 
offiziere während der Grundausbildung 
mit ihrem „Hockerumwerfen“ bei unge¬ 
nügendem Päckchenbau schier die Gal¬ 
le hochtreiben - er wird demnächst als 
Kanonier, Erfinder, engagierter Stabs¬ 
offizier und Geheimnisträger für Fla- 
Raketentechnik sowie viel später als 
Filmemacher und Schriftsteller seinen 
Beitrag zur Friedenserhaltung leisten. 


Gekrönt wurden anlässlich der „Messe 
der Meister von Morgen“ seine Bemü¬ 
hungen um Kampfkraft und Gefechts¬ 
bereitschaft bereits als Funkmessoffizier 
im Truppendienst mit zwei Goldme¬ 
daillen - für Simulatoren, die er für die 
Ausbildung von Operateuren an Rund¬ 
blickstationen entwickelte, und schließ¬ 
lich mit der zweimaligen Auszeichnung 
mit dem Friedrich-Engels-Preis, mit dem 
besondere militärwissenschaftliche Leis¬ 
tungen geehrt wurden. Auch dies: Nach 
siebenjährigem Fernstudium zum Di¬ 
plomingenieur der Elektronik an der 
Technischen Hochschule Ilmenau erhält 
er für sein Diplom als einziger der Matri¬ 
kel E III ein Summa cum laude. 

Bereits als jungen Offizier beruft 
man ihn in die Verwaltung Luftabwehr 
im Ministerium für Nationale Verteidi¬ 
gung, wo er sich bewährt und bald in ver¬ 
antwortlicher Position den Wechsel ver¬ 
alteter Flak- zu moderner Fla-Raketen- 
technik mitbestimmt. Auf Seite 7 gesteht 
er: „Und stets, wenn ich wie Ikarus wag¬ 
te, in unergründete Höhen abzuheben, 
fanden sich Förderer wie Neider meiner 
Kreativität.“ Die ersteren wollten sich 
der Ergebnisse seines Forscherdranges 
bedienen, während die Geheimdienst¬ 
ler ihn als negativ-feindliches Element 
denunzierten und „unermüdlich an mei¬ 
nem Absturz werkelten ... “ 

Nicht nur mitunter bösartige Unter¬ 
stellungen der Abwehrorgane der NVA, 
auch Versuche, ihn mit fadenscheinigen 
Begründungen vom Studium in der SU 
abzuhalten, übrigens auch vom Fern¬ 
studium innerhalb der DDR, ließen ihn 
sich verwundert die Augen reiben, ob er 
denn bei soviel Dogmatismus noch rich¬ 
tig liege mit seiner Überzeugung von der 
Überlegenheit des Sozialismus. Enttäu¬ 
schend auch andere Erlebnisse mit der 
Waffenbrüderschaft zur Sowjetarmee - 
als eine beginnende enge Freundschaft 
mit einem sowjetischen Offizier plötz¬ 
lich an dessen Versetzung nach Kamt¬ 
schatka zusammenbrach. Barrikaden 
der Freundschaft traf er als Kursant der 
Militärakademie in Kiew an, als auslän¬ 
dischen Studenten Besuche außerhalb 
von Kiew untersagt blieben. 

Wer tief zu loten vermag, der sieht 
die Dinge in Zusammenhängen und ge¬ 
sellschaftlichen Dringlichkeiten ob des 
Kalten Krieges. So legt sich der Autor 
bereits im Prolog seiner Erinnerungen 
fest, indem er „penetranten Geschichts- 
klitterern“ in die Suppe spuckt, „die sich 
in unser Leben einmischen“. Er möchte 
nicht, dass Leute, die nicht einen einzi¬ 
gen Tag in der DDR gelebt, geschwei¬ 
ge in deren Volksarmee gedient haben, 
erzählen wollen, wie seine Lebenszeit 
verlaufen sei. „Ich schreibe also, um mir 
die Deutungshoheit über mein eigenes 
wunderbar-mieses Leben nicht von an¬ 


deren stehlen zu lassen“. (S. 6) Auf Seite 
7 nennt er es ein historisches Unrecht, 
diese Volksarmee zu verteufeln, statt sie 
dafür zu loben, dass sie nie einen Krieg 
führte und verantwortungsbewusst ihre 
Selbstauflösung wählte, um damit einen 
Bürgerkrieg zu vermeiden. Doch schon 
wieder würden „Abermillionen von 
Schwertern darauf warten, zu Pflugscha¬ 
ren umgeschmiedet zu werden“. 

So sehr sich die Staatssicherheit der 
DDR auch bemühte, den „aufsässigen“ 
Offizier Karl-Heinz Otto aus der Armee 
zu entfernen, eines müsse man ihr las¬ 
sen - es gab auch ehrliche Urteile, ohne 
Denunzierung und Herabwürdigung. So 
liest sich dies auf Seite 372 so: Er sei ein 
kluger Theoretiker, in der praktischen 
Tätigkeit versiert, allseitig anerkannt, 
„Er ist ein Mensch, der nicht alles wi¬ 
derspruchslos hinnimmt, der tiefgrün¬ 
dig nachdenkt und mit seinen Gedanken 
(...) nicht hinter dem Berg hält.“ 

Die vom Autor so bezeichneten 
„Lebensschnipsel eines militanten Pa¬ 
zifisten“ erweisen sich als lebensvolles 
Mosaik, das jedem, der die DDR be¬ 
wusst erlebt hat, einen Genuss an Erin¬ 
nerungen bereitet. Dazu gehören nicht 
nur die III. Weltfestspiele, Biermanns 
Ausbürgerung, Ernteeinsätze der NVA 
oder gar die Enttäuschungen, wenn Leh¬ 
rer plötzlich die Seiten wechselten. Der 
Autor widerlegt Anmaßungen bürger¬ 
licher Historiker und Medien über die 
Geschichte der DDR. Beeindruckend 
ebenfalls zahlreiche Naturbeschreibun¬ 
gen, ob auf dem Übungsgelände oder in 
der kasachischen Steppe. Hilfreich sind 
des Autors jeweilige Ergänzungen zur 
Geschichte sowie seine Vorliebe, Dich¬ 
ter und Denker wie Bertolt Brecht, Lou¬ 
is Fürnberg und Konfuzius zu Rate zu 
ziehen. Interessant des Autors Reisen 
nach Vietnam und Namibia und seine 
persönlichen Beobachtungen. 

Im Epilog bedauert der Autor, „dass 
wir die bisher einmalige Chance, eine ge¬ 
rechtere Gesellschaft zu gründen, glatt¬ 
weg vergeigten“. (S. 480) Und so hofft 
er, sich auf Oscar Wilde berufend, dass 
die Menschheit, sollte sie ein besseres 
Land sehen, die richtigen Segel setzen 
möge. „Dass Sozialismus und Demokra¬ 
tie zusammengehören - und Stasispitzel 
verzichtbar sind - sollte nach unserem 
vergeigten Sozialismus-Experiment All¬ 
gemeingut und zur wichtigsten Lehre ge¬ 
worden sein.“ 

Karl-Heinz Otto: „Ikarus. Mein wunder¬ 
bares richtiges Leben im doch so miesen 
falschen. Lebensschnipsel eines militan¬ 
ten Pazifisten aus drei Ismen“ Edition 
Märkische Reisebilder, Dr. Karl-Heinz 
Otto, Vertrieb FON 0331 270 17 87, E- 
Mail: dr.otto.edit.maerk.reisebilder,@t- 
online.de, www.carlotto.de 


Auftrag erfüllt 

Liberales Staatsfernsehen 
vom „Polizistensohn“ 

Aus der Sommerpause kommend tat 
Jan Böhmermann gut daran, zuerst ein¬ 
mal seine Erfolge ausgiebig zu feiern 
und das zu tun, was er kann: Musikvi¬ 
deos drehen. Unter dem Namen „Pollz- 
lstensOhn“ hatte Jan Böhmermann mit 
„Ich hab Polizei“ selbsternannte Cop¬ 
killer wie den Interpreten „Haftbefehl“ 
handwerklich so getreu und gut nach¬ 
gemacht, dass Original und Fälschung 
eine ähnliche Fanbase - also geneigte 
Zuhörerinnenschaft - haben dürften. 

Nun feiert er mit „Blasser dünner 
Junge“ sich selbst und zählt in seiner 
Show noch einmal auf, was er geleistet 
hat, seit er seine Sendung „Neo Ma¬ 
gazin Royal“ im Zweiten Deutschen 
Staatsfernsehen platzieren konnte. Mit 
„Varoufake“ stiftete er Verwirrung, in¬ 
dem er behauptete, den von Günter 
Jauch per Videobeweis präsentierten 
Stinkefinger des damaligen griechi¬ 
schen Finanzministers Yanis Varoufa- 
kis gefälscht zu haben. Das Team Jauch 
hatte einen Clip aus dem Internet ge¬ 
zogen und beim sonntäglichen Polittalk 
gezeigt, um ihn als ernstzunehmenden 
Gesprächspartner tot zu machen. 

Einen weiteren Treffer landete 
Böhmermann, als er zwei von ihm en¬ 
gagierte Schauspieler bei der Sendung 
„Schwiegertochter gesucht“ platzierte. 
Das Format gehört zu der Sorte Fernse¬ 
hen, die von sich behauptet, Realität ab¬ 
zubilden und mit echten Menschen zu 
arbeiten. Dafür werden von asozialen 
Fernsehmachern möglichst kaputte und 
skurrile Opfer gesucht, die dann nach 
Script „sie selbst“ sein sollen: dämlich, 
verroht, emotional überfordert. Böh¬ 
mermann lieferte den TV-Machern 
entsprechendes Menschenmaterial frei 
Haus, diese nahmen dankend an. 

Wer den Namen Böhmermann bis 
dato noch nicht gehört hatte, dem wur¬ 
de das Schmähgedicht über den türki¬ 
schen Staatspräsidenten Erdogan ein 
Begriff. Der „Spaßvogel“ brachte es 
zur Staatsaffaire - die dann vielleicht 
doch eine Nummer zu groß für ihn ist. 
Das Gedicht selbst hat kaum einer ge¬ 
hört oder gelesen, es tut auch nichts zur 
Sache. Er hat nur derber provoziert als 
andere. Gerade mit dieser Nummer, die 
am meisten Aufregung erzeugte, blieb 
er behäbig und eher bundesdeutsch an¬ 
titotalitär. Ist nicht sein Fach, auch wenn 
die Grenzüberschreitung (Hitlerwitze 
u.ä.) ständige Begleiterin seiner Sen¬ 
dung ist, Füllstoff sozusagen. Nur was 
sozial-medial aufgegriffen wird und für 
ordentlich Aufregung sorgt, wird the¬ 
matisch eventuell aufgegriffen. 

Böhmermann ist dann richtig gut 
und verdient Respekt, wenn er - wie 
er in seinem neuem „PollzlstensOhn“- 
Clip blökt - nach unten buckelt, nach 
oben tritt. Auch wenn sein Verständnis 
von dem, was oben ist, sich eher auf Fi¬ 
guren wie Vera Int-Veen, Sami Slimani 
oder Renate Künast bezieht. Da ist viel 
Luft nach oben. Friedhelm Vermeiden 
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Gegen Konkurrenz und Rassismus 

Überlegungen zur Flucht und zu kommunistischer Politik • Von Patrik Köbele 


B ezüglich der Ursachen der Flucht 
ist die Einschätzung bis tief ins 
bürgerliche Lager übereinstim¬ 
mend, es geht um Kriege, die Zerstö¬ 
rung der natürlichen und der sozia¬ 
len Lebensgrundlagen. Verschwiegen 
oder vernebelt werden in der Regel 
die Verursacher. Wir Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten zeigen sie auf 
und kommen zum Schluss: Verallge¬ 
meinert lässt sich sagen, die Fluchtur¬ 
sachen sind Imperialismus und die ka¬ 
pitalistischen Produktionsverhältnisse, 
die sie hervorbringen. 

So sehr die Entscheidung, seine 
Heimat zu verlassen, eine dramatische 
individuelle Entscheidung ist, so sehr 
wird Flucht sobald sie zu einer Massen¬ 
erscheinung wird, zu einem objektiven 
Faktor. Sie wird zu einem Faktor bei 
der Gesetzmäßigkeit der ungleichen 
Entwicklung des Kapitalismus, sie wird 
ausgenutzt ökonomisch, politisch und 
ideologisch, sie wird Spielball in in¬ 
ternationalen, in zwischenimperialis- 
tischen Auseinandersetzungen, sie wird 
zur Machtsicherung und zur Destabili¬ 
sierung benutzt, nach innen und nach 
außen. 

Es gibt einen notwendigen huma¬ 
nistischen Umgang mit der Flucht. Nie¬ 
mand flüchtet gerne und Menschen ha¬ 
ben ein Recht auf Frieden, auf Lebens¬ 
perspektive (u.a. ökonomisch, sozial 
und kulturell). Es ist ihr gutes (Men- 
schen-)Recht, dorthin zu fliehen, wo 
diese am ehesten realisierbar scheinen. 

Diese notwendige moralisch-hu¬ 
manistische Umgangsweise reicht 
aber nicht aus und läuft Gefahr ins- 
trumentalisierbar zu sein. Diese Gefahr 
ist umso größer, wenn Flucht benutzt 
wird, um Staaten/Ökonomien auszu¬ 
bluten (z.B. bei der Abwanderung aus 
der DDR vor dem Mauerbau), bzw. 
wenn Staaten/Ökonomien einen Man¬ 
gel an der Ressource Arbeitskraft ha¬ 
ben (z.B. Abwanderung DDR, „Gast¬ 
arbeiter“, aktuelle Überlegungen zu ei¬ 
nem „Einwanderungsgesetz“. 

Auch aktuell wird diese Instrumen¬ 
talisierung versucht. Die Merkel/Gab¬ 
riel-Regierung machte keine humanis¬ 
tischere Politik als andere EU-Länder, 
sie machte eine Politik, die mehr den 
Interessen des herrschenden deutschen 
Monopolkapitals entsprach. Das deut¬ 
sche Monopolkapital hat ein besonders 
hohes Interesse an freiem Verkehr von 
Waren, Dienstleistungen, Kapital und 
Arbeitskraft. Dieser freie Verkehr ist 
Voraussetzung für die Ausblutung der 
EU und anderer Ökonomien. Grenzen 
dicht als Orientierung wäre ein Wider¬ 
spruch gewesen. Außerdem kann man 
sich ja auch mit dem Schlächter Erdo- 
gan einigen, der dann organisiert, dass 
kaum mehr ein Flüchtling an die „of¬ 
fenen“ Grenzen Deutschlands kommt. 

Möglicherweise hat der deutsche 
Imperialismus im Umgang mit der ge- 


Fragen des Umgangs mit der Einwanderung nach 
Deutschland waren das Thema einer Tagung der 
Marx-Engels-Stiftung am 11. Juni dieses Jahres. Der 
DKP-Vorsitzende Patrik Köbele skizzierte und be¬ 
gründete im hier abgedruckten Abschlussbeitrag 
dieser Tagung die Politik der Kommunisten. Die üb¬ 
rigen Beiträge sind nachzulesen im nächste Woche 
erscheinenden Heft 5_2 016 der„Marxistischen Blät¬ 
ter“ und bilden den inhaltlichen Schwerpunkt dieses 
Heftes. 

Im Mittelpunkt des Tagungsbeitrages von Wolf¬ 
gang Reinicke-Abel „Freihandel als Fluchtursache“, 
geht es nicht nur um CETA, TTIP und TISA, sondern 
auch um europäische Partnerschaftsverträge, mit 
denen afrikanische Staaten noch stärker ausgeplün¬ 
dert werden sollen. Klaus Stein wirft einen Blick zu¬ 
rück auf „Historische Migrationsbewegungen“ und 
die „Europäische Nachbarschaftspolitik“ in Syrien, 
die dem Krieg gegen das Land vorausging. Merkels 


Propaganda der „offenen Grenzen“ und ihren Hin¬ 
tergrund nimmt Lucas Zeise kommentierend unter 
die Lupe. Der in der Flüchtlingsarbeit tätige Sozial¬ 
arbeiter Sebastian Woldorf umreißt in seinem Vor¬ 
trag, mit welchen allgemeinen und asylspezifischen 
Hürden Geflüchtete in der Kommune konfrontiert 
sind. Und er wirft einen sehr kritischen Blick auf das 
Anfang Juli beschlossene „Integrationsgesetz“ und 
das zugrunde liegende Verständnis von Integrati¬ 
on. Die„Blätter“ ergänzen dasThema aus aktuellem 
Anlass um einen Diskussionsbeitrag von Andreas 
Wehr,„Der Brexit und die Migrationsfrage“ und do¬ 
kumentieren auch das im April 2016 beschlossene 
Forderungsprogramm der DKP, das sich als Diskus¬ 
sionsangebot an alle fortschrittlichen Kräfte und als 
Baukasten versteht, um die Diskussion in der Arbei¬ 
ter- und Gewerkschaftsbewegung zu intensivieren 
- wie man gemeinsam für gemeinsame Interessen 
kämpfen kann. 


wünschten Flucht aus der DDR, im 
Umgang mit der Anwerbung von Ar¬ 
beitskräften zuerst vor allem aus Itali¬ 
en, dann stark aus der Türkei gelernt, 
wie man den Zuzug von Menschen 
auch zur Stabilisierung der Macht 
nach innen benutzen kann. Wie das 
auch zur Erhöhung der Konkurrenz 
in der Klasse, mittels und unter Schü- 
rung von Rassismus eingesetzt werden 
kann, dem setzte damals Franz Josef 
Degenhardt mit „Tonio Schiavo“ ein 
Denkmal. Wie das andere Moment lief, 
daran können sich alle erinnern, die 
zu hören bekamen: „Warum kommen 
die denn aus Eurem Arbeiterparadies“ 
und „geht doch nach drüben“. 

Die objektiven Ursachen, die zur 
individuellen Fluchtentscheidung füh¬ 
ren und der objektive Charakter der 
Fluchtbewegung an sich, machen deut¬ 
lich, dass Marxistinnen und Marxisten 
(eigentlich aber Humanistinnen und 
Humanisten) keine Unterscheidung 
zulassen dürfen zwischen dem, was 
die Herrschenden „Kriegsflüchtlinge“ 
oder „Wirtschaftsflüchtlinge“ nennen. 
Es gibt keine Fluchtursachen „erster“ 
und „zweiter“ Klasse. Die Menschen 
fliehen vor Perspektivlosigkeit und de¬ 
ren Ursache ist imperialistischer Krieg, 
imperialistische Ausbeutung und im 
Gefolge die Zerstörung der natürli¬ 
chen Lebensgrundlagen. 

Wir dürfen deshalb auch keine Un¬ 
terteilung der Flüchtenden nach ihrer 
Verwertungsmöglichkeit für das ka¬ 
pitalistisch/imperialistische System in 
unserem Land zulassen. Ein vor den 
Auswirkungen des Kapitalismus/Im- 
perialismus Fliehender kann nicht da¬ 
nach gefragt werden: „Was bringst du 
für den Kapitalismus/Imperialismus“ 
bzw. wir dürfen da niemals mitmachen. 

Es ist trotzdem richtig, die klas¬ 
senmäßige Herkunft und die Klas- 
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senperspektive der Flüchtlinge, die es 
bis in unser Land schaffen (nicht im 
Mittelmeer ersaufen oder in Flücht¬ 
lingscamps in- und außerhalb der EU 
vegetieren) zu analysieren. Ja, viele 
kommen aus der Mittelschicht, sonst 
könnten sie die Schleuser gar nicht 
bezahlen. Ihre Perspektive geht aber 
eindeutig in Richtung 
der Arbeiterklasse hier. 

Dadurch wird ihre In¬ 
tegration in die Arbei¬ 
terklasse nicht immer 
einfach. Aber, und das 
ist entscheidend, sie 
werden mit ihrem An¬ 
kommen hier zum Teil 
der deutschen Arbei¬ 
terklasse (auch wenn 
sie durch formale Hür¬ 
den oder Arbeitslo¬ 
sigkeit an Arbeit ge¬ 
hindert sind). Sie sind 
Teil der Klasse, deren 
Formierung von einer 
Klasse an sich zu einer 
Klasse für sich unsere 
Hauptaufgabe ist. 

Dürfen wir deshalb 
die Frage stellen „Was 
kann unser Land an 
Flüchtlingen aufneh¬ 
men?“. Nein, dürfen wir 
nicht. Sobald wir die¬ 
se Frage stellen, wür¬ 
den wir sie gemeinsam 
mit den Herrschenden 
stellen (das ist ein No- 
Go). Natürlich ist es 
objektiv richtig, dass 
es in einer idealen Welt 
nicht zwingend mög¬ 
lich ist, dass Massen 
aus welchen Gründen 
auch immer umherzie¬ 
hen können. Wir leben 
aber nicht in einer ide¬ 
alen Welt und wir (oder 
die Massen) bestimmen 
nicht über Kriege, die Zerstörung der 
sozialen und natürlichen Perspekti¬ 
ven. Wir bestimmen auch nicht darü¬ 
ber, wie viele und welche Einwanderer, 
die herrschende Ökonomie, die eine 
imperialistisch/kapitalistische ist, be¬ 
nötigt. Weil dem so ist zerbrechen wir 
uns nicht den Kopf der Herrschenden 
Klasse, sondern machen deutlich, sie 
sind die Verursacher der Flucht und sie 
sind die Profiteure von Krieg, Flucht 
und Armut. 

Wir dürfen diese Frage also nicht 
stellen, weil dies Land nicht „unser“ 
Land ist und es kein „Wir“ im Klassen¬ 
staat geben kann. Es gibt eine soziale 
und eine nationale Frage, wobei letz¬ 
tere der ersten nachgeordnet ist. Sie 
kann in schwachen nationalen Ökono¬ 
mien, die zwar kapitalistisch sind und 
trotzdem unter den führenden Impe¬ 
rialismen zu leiden haben, eine große 
Rolle spielen. Die Überbewertung der 
nationalen Frage in einem führenden 
Imperialismus, wie es die BRD ist, 
führt zur Gefahr der Instrumentali¬ 
sierung für die Interessen des Mono¬ 
polkapitals. Dies gilt auch im Umgang 
mit Fluchtbewegungen. 


Auf der anderen Seite wären wir 
auch keine Marxistinnen und Marxis¬ 
ten, würden wir nicht über unterschied¬ 
liche Interessen unter den Imperialisten 
nachdenken. So ist denkbar, dass es in 
der herrschenden Klasse der USA so¬ 
wohl Kräfte gibt, die erfreut sind, dass 
sie mit ihren Kriegen usw. die Flucht 



Das Sofortprogramm der DKP ist erhältlich beim Parteivorstand der 
DKP oder im www.uzshop.de 


mitverursachen und relativ wenig von 
ihr betroffen sind. Denkbar ist auch, 
dass es andere Teile gibt, die sich da¬ 
vor fürchten, dass die Fluchtbewegung 
langfristig die Ressourcen der EU und 
deren Vormacht Deutschland stärkt. 

Diese Unterschiedlichkeit im Um¬ 
gang verschiedener Kapitalfraktionen 
gibt es auch in Deutschland. Hier wirkt 
der Staat dann als ideeller Gesamtka¬ 
pitalist vereinheitlichend. Unterschied¬ 
liche Interessen unterschiedlicher Ka¬ 
pitalfraktionen sind der objektive Hin¬ 
tergrund für Konflikte innerhalb der 
Herrschenden. Gleichzeitig dient ihr 
Abbild in der Politik auch der Einbin¬ 
dung unterschiedlicher Erscheinungen 
im Massenbewußtsein. 

Rassismus ist dabei ein herrschafts¬ 
sichernder Irrweg, der aus der Perspek¬ 
tivangst vieler Menschen entspringt. 
Diese Perspektivangst, die erkennt, 
dass in einem System, in dem Arbeits¬ 
kraft, Wohnen, kommunale Daseins¬ 
vorsorge, Kultur, Bildung etc. Waren 
sind, die Zunahme der „Ressource 
Mensch“ zu einer Verschärfung der 
Konkurrenz auf dem „Arbeitsmarkt“, 
„Wohnungsmarkt“ etc. führen wird, 


ist dabei durchaus nicht unberechtigt. 
Rassismus kanalisiert die Perspek¬ 
tivangst gegen Opfer dieses System, 
statt gegen das System. 

Diese Konkurrenz in der Klasse ist 
systemimmanent und sie ist politisch 
für die Herrschenden nützlich. Sie 
dient der herrschenden Klasse und ih¬ 
rem Staat, um: 

★ Druck auf Löhne und Gehälter zu 
erhöhen 

★ Mieten zu steigern 

★ den „Sozialklimbim“ als unbezahl¬ 
bar darzustellen und staatliche Leis¬ 
tungen abzubauen 

★ das Bildungswesen umzubauen 

★ sich für den internationalen Konkur¬ 
renzkampf fit zu machen. 

Teile der Arbeiterklasse verhal¬ 
ten sich dabei ähnlich, wie Marx und 
Engels es für die Maschinenstürmerei 
beschrieben: „Sie (die Arbeiter) rich¬ 
ten (ihre Angriffe) gegen die Produk¬ 
tionsinstrumente selbst, sie vernichten 
die fremden, konkurrierenden Waren, 
zerschlagen die Maschinen, sie stecken 
die Fabriken in Brand, sie suchen die 
untergegangene Stellung des mittelal¬ 
terlichen Arbeiters wiederzuerringen.“ 

Rassismus entspringt einer ähnli¬ 
chen Reaktion wie die der Maschinen¬ 
stürmer, hat aber wesentlich eine zu¬ 
sätzliche stabilisierende Funktion der 
kapitalistischen Klas¬ 
senherrschaft, da er die 
Spaltung der Arbeiter¬ 
klasse befördert. 

Die Entstehung 
von Rassismus in der 
Arbeiterklasse wird 
in Deutschland durch 
zwei strukturelle Pro¬ 
bleme der Arbeiterbe¬ 
wegung begünstigt: 

★ Die Gewerkschafts¬ 
bewegung wird stark 
durch die Struktur der 
Betriebsräte, vor allem 
auch der Großbetriebe 
bestimmt, dies begüns¬ 
tigt eine Tendenz, dass 
ausgegrenzte Teile der 
Klasse, dass Arbeits¬ 
kräfte mit „deregulier¬ 
ten“ Verträgen eine ge¬ 
ringe Rolle spielen und 
damit traditionell das 
Zurückdrängen der 
Konkurrenz im Maß¬ 
stab der gesamten Klas¬ 
se nicht die notwendige 
Bedeutung hat. 

★ Die Standortlogik 
und damit auch die 
Verteidigung „unseres“ 
Standortes gegen alles, 
was von außen kommt, 
ist durchgängig. Inter¬ 
nationalismus, gar pro¬ 
letarischer spielt keine 
Rolle. 

Marxistische Politik 
muss darum von zwei 
Eckpunkten ausgehen: 

★ Zurückdrängen von Rassismus, das 
heißt auch gegen Standortlogik 

★ Zurückdrängen der Konkurrenz in¬ 
nerhalb der Klasse. 

Darum haben wir formuliert: Unse¬ 
re Willkommenskultur heißt gemein¬ 
sam kämpfen! 

Diese Losung mit Inhalt auszufül¬ 
len, heißt Forderungen zu entwickeln 
gegen die Verschärfung der Konkur¬ 
renz, also für mehr Arbeitsplätze, für 
mehr Wohnungen, für Investitionen 
ins Bildungs-, Gesundheitswesen, in 
Schulen und Jugendhäuser. Diese Lo¬ 
sung mit Inhalt zu füllen heißt, die Ur¬ 
sachen und Verursacher von Flucht, 
also die Profiteure von Krieg, Flucht 
und Armut zu benennen. Und es heißt, 
die Profiteure von Krieg, Flucht und 
Armut für die Finanzierung der Maß¬ 
nahmen ins Visier zu nehmen. Das ist 
der Hintergrund des Sofortprogramms, 
das wir als DKP entwickelt haben. Es 
ist ein Forderungsprogramm, es ist ein 
Diskussionsangebot an alle fortschritt¬ 
lichen Kräfte und es ist ein Baukasten, 
um die Diskussion in der Arbeiter- und 
Gewerkschaftsbewegung zu intensivie¬ 
ren. 
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Gegen 

Krieg 

... aber wie? 


Seit Mai führt die Sozialistische Deutsche Arbeiterju¬ 
gend (SDAJ) ihre Kampagne „Stop Wars - Gemein¬ 
sam gegen ihre Kriege“ durch. Das Ziel: Angebote 
machen, um Jugendliche in Bewegung zu bringen, 
das Bewusstsein verbreiten, dass die Kriegspolitik 
der Bundesregierung letztlich den Interessen der 
Banken und Konzerne dient, die Friedensbewegung 
stärken. Ein Zwischenstand. 


Aus Ablehnung 
wird Widerstand 

Die Kampagne der SDAJ: 

Erste Schritte gegen Kriege 


Bei der Erstellung des neuen Weiß¬ 
buchs der Bundeswehr hat das Ver¬ 
teidigungsministerium erstmals soge¬ 
nannte „zivilgesellschaftliche Akteure“ 
in den Prozess mit einbezogen. Das lie¬ 
ge daran, dass es in Deutschland kei¬ 
nen „gesellschaftlichen Grundkonsens 
über militärpolitische Fragen“ gibt, so 
die Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP), Think-Tank der Bundesregie¬ 
rung. Auf deutsch: In der deutschen 
Bevölkerung gibt es zu wenig Zustim¬ 
mung zur Bundeswehr und ihren Ein¬ 
sätzen. Das sei ein Problem. Und wo 
die Herrschenden ein Problem sehen, 
ist ein Ansatzpunkt für Widerstand. 

Laut der größten Meinungsum¬ 
frage unter Jugendlichen, der Shell- 
Jugendstudie, haben Jugendliche ein 
widersprüchliches Bewusstsein gegen¬ 
über der Bundeswehr. Einerseits gibt 
es grundlegende Skepsis gegenüber 
Militäreinsätzen. Deutschland solle 
sich außenpolitisch eher zurückhalten. 
Andererseits ist das Vertrauen von Ju¬ 
gendlichen gegenüber Justiz, Polizei 
und Militär relativ hoch, viel höher als 
gegenüber „der Politik“. Und eine „ga¬ 
rantiert neutrale“ Studie der Bundes¬ 
wehr kommt zu dem Schluss, dass die 
meisten Kriegseinsätze überwiegend 
abgelehnt werden. 

Die antimilitaristische Kampagne 
der SDAJ „Stop wars - gemeinsam 
gegen ihre Kriege“ setzt genau dort 
an und versucht die latent vorhande¬ 
ne Ablehnung aufzugreifen und in Wi¬ 
derstand zu wandeln. 

Zumindest in der offiziellen Dar¬ 
stellung brechen Kriege irgendwie von 
alleine aus. Konfliktherde entzünden 
sich, bestimmte (meist erdölreiche) 
Weltregionen sind einfach immer in¬ 
stabil, selbst in Weltkriege kann man 
„hineinschlafwandeln“. Das drückt sich 
auch im Massenbewusstsein aus, selbst 
in dem der Kriegsgegner. Wer eigent¬ 
lich verantwortlich ist für Krieg, wer 
ihn vorbereitet und wer von ihm profi¬ 
tiert bleibt meist im Dunkeln. So bleibt 
auch unklar, wie man etwas gegen diese 
Kriege tun kann. Deshalb ist die wich¬ 
tigste Aktionsform der SDAJ-Kampag- 
ne das „Outing“. Mit einer öffentlichen 


Aktion wird ein bestimmter Kriegstrei¬ 
ber öffentlich angeprangert und das 
Interesse des jeweiligen Kriegstreibers 
öffentlich gemacht. Dabei steht insbe¬ 
sondere der Militärisch-Industrielle 
Komplex, also die Verschmelzung von 
Rüstungskapital mit staatlichen und 
militärischen Stellen, im Fokus. Da¬ 
durch soll klar werden: Krieg beginnt 
hier vor Ort, in meiner Stadt, und hier 
kann ich auch etwas dagegen tun. 

Die Hürde etwas zu tun, ist in der 
Regel trotzdem relativ hoch, denn „än¬ 
dern kann man ja doch nichts.“ Wenn es 
eine Ablehnung von Krieg gibt, dann 
muss man Wege finden, Möglichkei¬ 
ten weisen, damit sie zu Widerstand 
werden kann. Der kleinste, einfachs¬ 
te Schritt dafür ist die eigene Unter¬ 
schrift. Das ist die politische Aktions¬ 
form, an der sich Jugendliche am ehes¬ 
ten beteiligen. Deswegen sammelt die 
SDAJ Unterschriften für den Aufruf 
„Krieg? Nicht in unserem Namen!“. 
Dabei geht es natürlich nicht nur um 
die Unterschrift, auch wenn diese der 
erste Schritt sein kann, sondern auch 
um das persönliche Gespräch mit mög¬ 
lichst vielen Jugendlichen. Gleichzeitig 
versucht die SDAJ in möglichst vielen 
Städten offene Antikriegstreffen zu ini¬ 
tiieren. Dort können und sollen alle Ju¬ 
gendlichen mitmachen, die gegen Krieg 
und Militarismus aktiv werden wollen - 
ohne sich dafür z.B. einer Organisati¬ 
on anschließen zu müssen. Gerade die 
überalterte deutsche Friedensbewe¬ 
gung braucht dringend Nachwuchs - 
ist aber gerade aufgrund ihres Alters 
in aller Regel nicht der Ort, wo sich 
Jugendliche besonders gerne einbrin- 
gen. Die offenen Treffen sind ein Ort, 
wo Jugendliche für ihre unmittelbaren 
Interessen kämpfen können, gegen die 
Kriege von NATO, EU und Bundesre¬ 
gierung, aber damit verbunden auch für 
bessere Bildung, für zivile und gut be¬ 
zahlte Ausbildungsplätze etc. 

Gleichzeitig lernen sie in den Tref¬ 
fen aktive SDAJTerlnnen kennen, die 
nicht nur zuverlässig mitarbeiten, son¬ 
dern die auch wissen, dass die Ursa¬ 
che von Kriegen, Krisen und kaputten 
Schulen eben der Kapitalismus ist. 

Jan Meier, Bundesvorsitzender der SDAJ 



„Ich bin gegen Krieg, weil..." 

Ein Statement gegen Krieg-bei Festivals, Parties, Aktionen und in der Fußgängerzo¬ 
ne gibt die SDAJ Jugendlichen die Gelegenheit für den Frieden Position zu beziehen: 
EineTafel, wersein Gesicht nicht zeigen möchte,findet Masken oder Sonnenbrillen, 
die Fotos veröffentlicht der Verband unter gegenkrieg.jetzt. Eine Auswahl 

Fotos: SDAJ 
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Beim Festival „Bochum Total“ 


Frankfurt, bei einer SDAJ-Aktion 
vor der Deutschen Bank 


Essen, im 



Offenes Treffen 

SDAJ organisiert Angebote, 
um aktiv zu werden 

Was schlägt man einem Jugendlichen 
vor, der gegen den Krieg aktiv wer¬ 
den will? Der Altersdurchschnitt der 
Friedensinitiative ist zu hoch, in Schü¬ 
lervertretung und Gewerkschaft müs¬ 
sen antimilitaristische Orientierun¬ 
gen mühsam erarbeitet werden. In der 
SDAJ Mitglied zu werden, bedeutet 
mehr als bei einer Aktion gegen die 
Bundeswehr mitzumachen. Die SDAJ 
schlägt vor, zum Offenen Antikriegs¬ 
treffen (OAT) zu kommen. 

In Dortmund hat sie Flyer in Ca¬ 
fes und Bars ausgelegt und Ladenbe¬ 
sitzer gebeten, Plakate auszuhängen, 
die SDAJ-Mitglieder haben mit ihren 
Bekannten gesprochen, um zum OAT 
einzuladen. Gekommen sind 17 Teil¬ 
nehmerinnen und Teilnehmer, 14 da¬ 
von Jugendliche, sechs Mitglieder der 
SDAJ. Sie stellen sich vor. Das Ge¬ 
spräch dreht sich um zwei Fragen: Was 
kann ich sagen, wenn ein Freund von 
mir zur Bundeswehr gehen will? Und: 
Wenn Kriege für wirtschaftliche Inter¬ 
essen geführt werden - für welche? Sie 
vereinbaren, mit einem eigenen Trans¬ 
parent zur „Friedenswoche“ zu gehen, 
an einer Schule gegen den Auftritt ei¬ 
nes Jugendoffiziers zu protestieren und 
sich in Zukunft an jedem 3. Sonntag zu 
treffen. 

In zwölf Städten haben solche OAT 
auf diese oder ähnliche Weise stattge¬ 
funden. Die SDAJ hat das Ziel, im 
Laufe ihrer Kampagne „Stop Wars - 
Gemeinsam gegen ihre Kriege“, die 
im Mai begonnen hat und bis Februar 
laufen soll, weitere OAT zu initiieren, 
in zehn Städten gibt es dafür Planungen 
und Termine für die kommenden Wo¬ 
chen. Während der Sommerferien ist es 
schwierig, Schülerinnen und Schüler zu 
erreichen. In einigen Städten sollen die 
Aktionen der Friedensbewegung zum 
Antikriegstag der Anlass sein, um zu 
dem Treffen einzuladen. Die SDAJ 
schätzt das als Erfolg und guten An¬ 
fang ein. 

Dieser Anfang wirft Fragen auf. 
Wie lädt man am besten ein, wie soll¬ 
te das Treffen vorbereitet sein, welche 
Aktionen können die SDAJ-Mitglie¬ 
der vorschlagen, wenn die Runde der 
OAT-Teilnehmer keine anderen Ideen 
hat? Und: Wenn die SDAJ-Mitglieder 
im OAT aktiv sind, wie viel Sinn hat 
es und wie viel Zeit bleibt, um mit den 
Inhalten der SDAJ an Schulen und auf 
die Straße zu gehen? 

Die SDAJ geht davon aus, dass die 
Arbeit in den OAT nur sinnvoll ist, 
wenn die SDAJ auch als Verband sicht¬ 
bar und aktiv ist. Sie sind ein Angebot, 
damit Jugendliche selbst aktiv werden 
können, sie sind für die SDAJ-Mitglie¬ 
der eine Gelegenheit, um über die Po¬ 
sitionen des Verbandes ins Gespräch 
zu kommen und zusammenzuarbeiten. 
Das heißt: Die SDAJ lädt die OAT 
dazu ein, neben eigenen Aktionen auch 
Aktionen der „Stop Wars“-Kampagne 
gemeinsam durchzuführen. Gleichzei¬ 
tig führen die SDAJ-Gruppen eigene 
Aktionen durch. Sie „outen“ Kriegs¬ 
treiber - mit öffentlichen Aktionen 
machen sie darauf aufmerksam, wel¬ 
che Konzerne an Kriegen verdienen, 
wo in unseren Städten und an unseren 
Schulen Maßnahmen stattfinden, die 
der Kriegsvorbereitung dienen, wer die 
Kriegsplanungen vorantreibt. In Frank¬ 
furt trat die SDAJ vor der Zentrale 
der Deutschen Bank auf, in Tübingen 
wies die SDAJ darauf hin, dass unter 
der Stadt die Pipeline verläuft, die die 
NATO-Länder im Krieg mit Treibstoff 
versorgen soll. Die Nürnberger Grup¬ 
pe hat den Konzern „Diehl Defence“ 
als Kriegsprofiteur geoutet, die Kieler 
SDAJ den Wehrbeauftragten des Bun¬ 
destages, Hans-Peter Bartels (SPD), als 
Kriegstreiber. 

Die Kampagne soll deutlich ma¬ 
chen, wem die Kriegspolitik der Bun¬ 
desregierung nutzt und wem sie scha¬ 
det - dass die Milliarden des Vertei¬ 
digungshaushaltes der Umsatz der 
Rüstungskonzerne sind und in den 
Schulen fehlen. Für den Aufruf „Krieg? 
Nicht in unserem Namen! “ hat der Ver¬ 
band bisher 2000 Unterschriften in der 
Schule und in der Fußgängerzone ge¬ 
sammelt. om 
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Blumen; für 
Stukenbrock 


Mahn- und Gedenk Veranstaltung 
zum Antikriegstag 2016 


Sonnabend, 3, September 
Sowjetischer Soldatenfriedhof 
Stukenbrock 


14.00 Uhr Friedhofsführungen 
15*00 Uhr Kranzniederlegung 



Gedenkansprache: 
Uwe-Karsten Heye, 
Vorstand des Vereins „Gesicht zeigen) 
Für ein weltoffenes Deutschland" 


Arbeitskreis Blumen für Stukenbrock e. V. 
www.Blumen-fuer-Stukenbrock.de 



Am 14. September in junge Welt: 8 Seiten extra 

Stadt & Mensch 


Ausgabe inkl. Spezial für 1,50 € am Kiosk erhältlich 


junge Welt 


NEU IM 
UZ-SHOP 

60 jahre KPD-Verbot 
und politische Justiz 

Ein kurzer Streifzug 
mit Zeitzeugen 

Broschüre, 52 Seiten 
3,- Euro 

(+ 2,- Euro Porto/Verpackung) 


„... Es sind die Erfahrungen der massiven Repression, ob poli¬ 
tisch, privat oder beruflich. Es sind aber auch die Erfahrungen 
der Solidarität unter all jenen, die sich für eine bessere Gesell¬ 
schaft einsetzen und unter derselben Repression leiden. Der 
Spruch 'Betroffen sind Einzelne, gemeint sind wir alle! 1 trifft 
den Kern. Auf diesem Gebiet hat die KPD in ihrer Geschichte ja 
reichlich Erfahrung sammeln müssen. Schließlich stehen immer 
weniger Zeitzeugen zur Verfügung. Von einem wichtigen Kapitel 
unserer Geschichte wird bald nur noch zu lesen sein. Diese Bro¬ 
schüre möchte, dass diese Erfahrungen nicht vergessen wer¬ 
den. Von ihnen zu wissen und daraus zu schöpfen ist uns ein 
Herzensanliegen." 

NEU IM 
UZ-SHOP 

Als die Regierung 
entschied, meine 
Eltern umzubringen 

Der Fall Rosenberg 

Buch, 380 Seiten 
15,- Euro 

(+ 2,- Euro Porto/Verpackung) 


Robert Meeropol (Rosenberg) entschloss sich, dieses Buch an¬ 
gesichts und wegen der heutigen Hexenjagd in den USA zu sch¬ 
reiben, die jener in den 50er Jahren gleicht, welche er selbst 
hautnah miterlebt hatte; auf dem Höhepunkt der McCarthy-Ära 
kostete sie seinen Eltern das Leben. Ethel und Julius Rosenberg 
wurden beschuldigt, der UdSSR Informationen über den Bau 
der Atombombe weitergegeben zu haben. Deshalb verurteil¬ 
te man sie zum Tode auf dem elektrischen Stuhl. Eine Rettung 
wäre möglich gewesen, wenn sie das Angebot angenommen 
hätten, der Regierung Namen von Mitgliedern der Kommunis¬ 
tischen Partei zu verraten. Sie ließen sich nicht erpressen und 
gingen eher in den Tod als zu Verrätern der eigenen Genossen 
und Freunde zu werden. 

www.uzshop.de 

Tel.: 0201 17788923 / Fax: 0201 17788928 



* 


Robert Meeropo 


ALS DIE REGIERUNG ENTSCHIED, 
MEINE ELTERN UMZJBRINGEN 
DER FAU ROSENBERG 

Ein SoJr enarvt 



weg mit dem KPD-verbot! 

Samstag, 10. September, Karlsruhe 

15.00 Uhr, Ludwigsplatz: Kundgebung und Demonstration 
Es sprechen: 

Patrik Köbele (Vorsitzender der DKP), 

Karin Binder (MdB „Die Linke") 

17.00 Uhr„Walhalla", Augartenstraße 27: Veranstaltung 
Es sprechen: 

Dipl.-Jur. Ralph Dobrawa (Rechtsanwalt, ehern. 
Mitarbeiter des KPD-Prozessbeauftragten Prof. K.F. Kaul), 
Dr. Hans-Peter Brenner (stellvertretender Vorsitzender 
der DKP), 

Volodymyr Aleksiy (Mitglied des ZK der KP der Ukraine) 

Anschließend Interviews mit Zeitzeugen durch Vertreter 
der SDAJ mit 

Herbert Mies (ehern. Vors, des Zentralbüros der illegalen 
FDJ- und Mitglied der illegalen KPD-Führung,l973 bis 1990 
DKP-Vorsitzender), 

Willi Gerns (ehern. Mitglied der illegalen FDJ- und KPD- 
Führung, 1969 - 1990 Mitglied des DKP-Präsidiums), 

Heidi Hummler (ehern. Mitarbeiterin der illegalen FDJ- 
Führung, Funktionärin der illegalen KPD und nach 1968 
Bezirksvorstandsmitglied der DKP Baden-Württemberg) 

Kulturprogramm (Gesang, Rezitation, Piano) mit 

Erich Schaffner und Georg Klemp 

Veranstalter: DKP Parteivorstand und DKP 
Bezirksvorstand Baden-Württemberg 
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Srhüill I knliR' j 1 1 f rtfsr; h jft 

Tel. 029 72/97600 ■ Fox 02972/978097 
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1591 425 Jahre 2016 

Arbeit und Familie 


Peter im Speyer war die erste Generation von vierzehn. 
Bis 1808 waren wir Leibeigene der Klostergrafschaft. 

So wohnten und arbeiteten im Hause Bäcker, Brauer, 
Brenner, Bauern, Schmiede, Holzhändler und Gastwirte. 
Männer und Frauen waren abwechselnd Hofbesitzer. 
Heute sind unsere Tätigkeitsfelder Hotel-Restaurant 
und Obstbrennerei. So bieten wir im Jubiläumsjahr ein 
monatlich wechselndes Menu an. 

Als Zugabe gibt es einen süßen Abschluss oder Kaffee aus 
Medebach oder einen Hausbrand Apfel-Birne. 

Irmgard und Hans-Georg Müller 


Restaurant; Dienstag Ruhetag 
Wir freuen uns auf Sie! fjasthof-Heimes-Teain 
w ww.gasth o f-heim es. de 


JUMP UP Update August 2016: 


Liebe Leserinnen und Leser der UZ, 
wir können euch für kurze Zeit folgende CD' s von 
Franz Josef Degenhardt zum Sonderpreis anbieten: 

zum Preis von 10,00 Euro 

Cafe nach dem Fall # Dreizehnbogen # Sie kommen alle wieder-oder? 

# Spiel nicht mit den Schmuddelkindern #l7nd am Ende wieder leben 

# Rumpelstilzchen # Väterchen Franz # Wenn der Senator erzählt 

# Kommt an den Tisch unter Pflaumenbäumen # Mit aufrechtem Sang 

# Vorsicht Gorilla # Junge Paare auf Bänken # Lullaby zwischen den 
Kriegen # Krieg gegen den Krieg # Dämmerung # Da müssen wir durch 

# Durch die Jahre # Liederbuch # Wer jetzt nicht tanzt # Quanten¬ 
sprung # Der Wind hat sich gedreht im Lande # Du bist anders als die 
anderen # Wenn der Senator erzählt # Degenhardt Live # Im Jahr 
der Schweine # Die Wallfahrt zum Big Zeppelin # Mutter Mathilde 

# Nocturn # Aus dem Tiefland 

zum Preis von 13,00 Euro - Doppel CDs: 

Stationen # Live - Aus diesem Land sind meine Lieder 

www.jump-up.de // info@jumpup.de 

Schallplattenversand Matthias Henk PF 11 04 47 , 28207 Bremen 
Tel/Fax: 0421/4988535 (AB) 



SteuerBerater Kanzlei 



Peter Mannherz 


- ^ . 


UM-—*— erfolgreich steuern 


stb-mannherz.de 


WWW 


TOSKANA - kleiner Biohof Nähe Meer freut sich über nette 
Helferinnen bei der Olivenernte. Kontakt: 
imogen.gruben@online.de, www.toskana-biohof.de 


Leider müssen wir viel zu schnell Abschied nehmen von 
unserem Genossen 

Berthold Müller-Schoell 

welcher am 30.7.2016 mit 68 Jahren verstorben ist. 

Berthold, wir danken Dir für die 46 Jahre 
Deines Wirkens in unserer DKP. 

DKP Kreis Reutlingen 


DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 
lädt ein zur 

Bezirksmitgliederversammlung 

Sonnabend, 24. September 2016 
„Kiek ln", Gartenstr. 32, Neumünster 
Beginn 10.30 Uhr. Ende 16.30 Uhr. 

Die BMV wird sich mit dem Eingreifen unserer Partei bei 
den Landtags- und Bundestagswahlen 2017 beschäftigen 
und Beschlüsse fassen. 

Ein Tagesordnungvorschlag und weitere Unterlagen 
werden rechtzeitig verschickt. 

Kostenbeitrag für Verpflegung 10,- / 7,- Euro. 

Um Anmeldung wird gebeten. 

Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 



Außerdem treffen Sie F 
i Wirtschaft, Universr 


I Freundschaftsgesellschaft Vietnam 

Reisen - Studieren - Helfen 


Bildungsreise Vietnam / Laos 
26.12.16-11.01.17 (2 Wochen) 
26.12.16 -16.01.17 (3 Wochen) 


Sie erleben traumhaft 
schöne Landschaften u 
besuchen Hilfsprojekte 


www.fg-vietnam.de - fg-vietnam@t-online.de 
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THEMEN: DEUTSCHE KRIEGSVORBEREITUNGEN I 
ES GIBT MEHR UNTEN ALS OBEN I DIE TÜRKEI VOR UND NACH DEM PUTSCH 



Gentech 2.0 

BAYER 

startet durch 

Jobth&fifi' 

im neuen Magazin 


www.stichwort-bayer.de . info@stichwort-bayer.de 
Postfach 150418 • 40081 Düsseldorf 


■S facebook/Coordination 


STICH WORT —-r 
BAYER <Kon^^ 
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KOSTENLOSES PROBEHEFT BESTELLEN. JETZT. 


/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 
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unsere zeit 


Angriffskrieg gegen Syrien 

„Frontwechsel im Nahen Osten“, 

UZ vom 26.8.2016 

Schade, dass dies der neue UZ-Chef Lu- 
cas Zeise in der UZ behauptet. Wahr ist, 
die Türkei verübt unter Erdogan weiter¬ 
hin militärische Aggressionen gegen das 
souveräne Land Syrien mit bereits zig to¬ 
ten Zivilisten (Kurdinnen). Zumindest 
die UZ sollte klar und deutlich ausdrü- 
cken, dass es sich um einen Angriffskrieg 
der Türkei gegen Syrien handelt. 

Falk Moldenhauer ; Bochum 

Knebelverträge wie bei Aldi 

Betr.: „Unfreiwillige Werksferien“, 

UZ vom 26.8.2016, S.l 

Volkswagen ist hier der marktbeherr¬ 
schende Konzern, der seine Positionen 
leicht allen (meist kleinen und größeren 
mittelständischen) Zulieferern diktiert. 
Ähnliches geschieht im gesamten Le¬ 
bensmittelsektor, wo Aldi & Konsorten 
beinharte Knebelverträge mit Zuliefe¬ 
rern haben. Ich denke an den Verfall der 
Preise für Milch und Milchprodukte und 
an den Preisverfall bei Schweine- und 
Geflügelfleisch, was die Produzenten ge¬ 
radezu in die Massentierhaltung zwingt, 
um nicht Verluste zu „erwirtschaften“. 

Im Deutschlandfunk gab es einen 
Beitrag, in der einer der Zulieferer, der 
anonym bleiben wollte, deutlich mach¬ 
te, welche Konsequenzen die Politik der 
großen Konzerne hat. Ich gehe davon 
aus, dass die Zulieferer nicht aus Spaß 
an der Freud diesen Schritt gewagt ha¬ 
ben, den der Interviewte „selbstmör¬ 
derisch“ genannt hat. Es steht die Fra¬ 
ge nach den Profiten, es steht die Frage, 
wie die Kosten von „Diesel-Gate“ nicht 
auf das Management, die Eigentümer, 
sprich die Aktionäre, geschoben, son¬ 
dern auf die Zulieferer und die Arbeiter 
abgewälzt werden können. Wenn dann 
der „Linke“-Vize Ernst als einzige Äu¬ 
ßerung kritisiert, VW hätte sich eben ei¬ 
nen zweiten Partner bei den Zulieferern 
besorgen sollen, ist das arm. Die SZ von 
heute schreibt im Kommentar, dass es ein 
nie dagewesenes Wagnis sei, wenn ein 
Zulieferer aufmuckt. Das bedarf in der 
UZ vielleicht einer tieferen Betrachtung, 
auch mit Blick auf die Verwerfungen und 
die sich daraus ergebenden Chancen. 

Michael Stiels-Glenn, per E-Mail 


ES GEHT ERNEUT AUF DIE STRASSE 
GEGEN TflP 8 CETA 

17 SEPT. 

7 DEMOS 

ZEITGLEICH IN BERLIN. HAMBURG. 
FRANKFURT/MAIN. KÖLN. LEIPZIG. 

MÜNCHEN UNO STUTTGART! 


STOP 



WWW.TTIP-DEMO.DE (üäJgl 



Das Methfesselfest 2016 

„Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völker" 


Das Zitat von Che Guevara ist das Motto des 21. Methfesselfestes. 

Im Aufruf zum Fest heißt es: 

„Die Menschen fliehen vor Kriegen, Hunger, Dürre und Elend. Der sogenannte 
Krieg gegen den Terror hat in keinem Land zu einer Stabilisierung und Verbes¬ 
serung der Zustände geführt, sondern Millionen Menschenleben gefordert. Die 
reichen Länder dieser Welt - und ganz vorne mit dabei Deutschland - verdie¬ 
nen zuerst am Verkauf ihrer Waffen und führen dann Kriege um Rohstoffe und 
Absatzmärkte. Für Hamburg ist es eine Schande, dass unser Hafen immer mehr 
zum Tor der Welt des Todes wird. Rüstungsgüter in Spannungs- und Kriegsge¬ 
biete bewirken Tod und Zerstörung und sind eine wesentliche Ursache für mas¬ 
senhafte Flucht!“ 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 2. SEPT 


Oldenburg: „Fünf Jahre Krieg in Syrien“, 
Diskussionsrunde der DKP zum Antikriegs¬ 
tag mit einem Vertreter der KP (Türkei) und 
einem ehern. Mitglied der KP Syrien (Ver- 
einigt). Litfaß, Lindenstraße 56,20.00 Uhr. 

Leipzig: Enthüllung einer Informationstafel 
für den KPD-Politiker Karl Ferlemann durch 
den Leipziger Landtagsabgeordneten Marco 
Böhme (Partei „Die Linke“). Merseburger 
Straße Ecke Ferlemannstraße, 9.00 Uhr. 


SO ★ 4. SEPT 


Duisburg: „Der Putsch, die Säuberungen 
und Massenverhaftungen in der Türkei nach 
dem blutigen Putschversuch“, Veranstal¬ 
tung von „Marx in Marxloh“ mit Ali Atalan, 
der 2015 für die demokratisch-sozialisti¬ 
sche und prokurdische HDP in das türkische 
Parlament gewählt wurde. Jugend- und Kul¬ 
turverein, Kaiser-Wilhelm-Straße 284,11.00 
Uhr bis 13.00 Uhr. 


MO ★ 5. SEPT 


Hamburg: „60 Jahre KPD Verbot und po¬ 
litische Justiz“; Gruppenabend der DKP 
Hamburg-Nord mit Berichten von Zeitzeu¬ 
gen. Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter 
Landstraße 41 (gegenüber U-Bahn Langen¬ 
horn Markt), 19.00 Uhr. 


Dl ★ 6 . SEPT 


Essen: „TTIP und CETA“, Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP mit Vortrag von Lukas 
Zeise, Chefredakteur der UZ. DKP Haus, 
Hoffnungstraße 18,19.00 Uhr. 


fast eine Million Menschen auf der Flucht 
in die Bundesrepublik gekommen sind. Dis¬ 
kussionsveranstaltung von DGB Dortmund- 
Hellweg, Kurd-Akad - Netzwerk kurdischer 
Akademikerlnnen e. V., Volkshochschule 
Dortmund und Auslandsgesellschaft NRW. 
Moderation: Jutta Reiter, Geschäftsführe¬ 
rin der DGB Region Dortmund-Hellweg. 
Auslandsgesellschaft NRW, Steinstraße 48, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 17. SEPT 


Hamburg: Kai Degenhardt: Lieder gegen 
den rechten Aufmarsch - von damals und 
von dieser Zeit. Polittbüro, Steindamm 45, 
20.00 Uhr. Eintritt: 15,-/erm. 10,- Euro 


FR ★16. SEPT 


Chemnitz: AfD und Neue Rechte. Mit Mar¬ 
kus Bernhard, Autor, Kenner der rechten 
Szene, Journalist für „Unsere Zeit“ und 
„junge Welt“. Rothaus e.V., Lohstraße 2. 
Beginn: 18.00 Uhr 


SO ★IS.SEPT 


Nürnberg: „Das Verbot der KPD“, Tagung 
der Marx-Engels-Stiftung und der DKP 
zu politischen, juristischen und persönli¬ 
chen Aspekten des KPD-Verbots. Nachbar¬ 
schaftshaus Gostenhof, Adam-Klein-Straße 

6,10.30 Uhr bis 18.00 Uhr. 


Dl ★ 20. SEPT 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Freigarten, Doberaner Straße 21, 

19.30 Uhr. 


Das Programm entspricht dem Programmatischen: 

Am Samstag gibt es eine Filmmatinee um 11.30 Uhr:„Den Sieg sichern“ präsen¬ 
tiert vom Kobane-Solidaritätskommitee Nord. Um 16.30 Uhr folgt die Runde: 
„Waffenschmiede Deutschland - tödliche Exporte“, mit Jan van Aken MdB der 
Partei „Die Linke“. 

Ohne „Gossenhauer“ (Rock- und Beat) geht es nicht. Die Band spielt am Freitag 
um 20:45 Uhr. Unter dem Titel „Wölfe mitten im Mai“ gibt es eine Hommage an 
Franz Josef Degenhardt, Lieder und Texte zum rechten Aufmarsch in Europa, ge¬ 
lesen, gesungen und kommentiert von Rolf Becker und Kai Degenhardt (Samstag 
22.30 Uhr). Den Schlusspunkt setzt die „Gruppe Gutzeit“. 

2 i. Methfesselfest - 2 . bis 4 . September 2016 
Else-Rauch-Platz, Hamburg-Eimsbüttel 
methfesselfest.de 


Unsere UZ 

UZ-Rubrik: „Einer von uns“ 


In der vorliegenden Ausgabe erscheint 
nun der zweite Beitrag in der Rubrik 
„Eine(r) von uns“. Es handelt sich dabei 
um eine Reihe mit Kurzbiografien von 
Kommunistinnen und Kommunisten, in 
der wir vor allem die Genossinnen und 
Genossen in Erinnerung rufen wollen, 
denen wir begegnet sind, die uns beein¬ 
flusst haben und vielleicht sogar den 
entscheidenden Impuls gaben, selbst 
Teil der kommunistischen Weltbewe¬ 
gung zu werden. 

Es geht nicht um Heldinnenge¬ 
schichten, auch wenn Antifaschistin¬ 
nen, Friedenskämpferinnen und Be¬ 
rufsverbotene da einiges zu bieten 
haben. Es geht um das, was uns aus¬ 
zeichnet, wie Kommunistinnen und 


Kommunisten im Kleinen und Großen 
arbeiten, was wir machen. 

Das ist schon deshalb interessant, 
weil wir in unserer DKP Erfahrungen 
aus beiden Deutschlands - dem sozia¬ 
listischen und dem real existierenden 
kapitalistischen - gesammelt haben, im 
Widerstand wie an der Macht. 

Die UZ möchte - ganz Parteizei¬ 
tung - ein wenig zur Hebung und For¬ 
mung des kollektiven Gedächtnisses 
beitragen, das auch durch UZ-Online 
nun leichter zugänglich ist und von den 
Datenkraken ä la Google leicht erfasst 
werden kann. Das braucht Genossin¬ 
nen und Genossen, die uns Texte (bis zu 
3 000 Zeichen) und Porträtfotos (Auf¬ 
lösung 300 Pixel) schicken. 


Ml ★ 7. SEPT 


Wuppertal: Heinz Wohlert, langjähriger Vor¬ 
sitzender der DKP Wuppertal, hat die 50er 
Jahre damals als Mitglied der westdeut¬ 
schen FDJ und Jungkommunist miterlebt. 
Er wird im Marx-Engels-Zentrum, Gathe 55, 
über diese Zeit und die Folgen für die Ent¬ 
wicklung der westdeutschen Nachkriegspo¬ 
litik berichten. Wir würden uns freuen, viele 
Genossen und Freunde an diesem interes¬ 
santen Abend begrüßen zu können. Beginn: 
19.00 Uhr 


FR ★ 9. SEPT 


Schweinfurt: „Geben wir uns 5! - Frie¬ 
den, Arbeit, Bildung, Wohnen, Solidarität.“ 
Gruppenabend zum Sofortprogramm der 
DKP. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19.00 Uhr. 


SA ★ 10. SEPT 


Karlsruhe: „Weg mit dem KPD-Verbot!“ 
Zentrale Veranstaltungen der DKP. Kundge¬ 
bung & Demonstration, Ludwigsplatz, 15.00 
Uhr, im Anschluss Veranstaltung im Lokal 
„Walhalla“, Augartenstraße 27. 


Dl H 13. SEPT 


Chemnitz: „Die Freiheit ist unser Gefährte 
...“ Das Verhältnis der Kommunistischen 
Partei Spaniens zu den internationalen Frei¬ 
willigen. Mit Dr. Werner Abel, Historiker. Mu¬ 
sikalische Umrahmung: Quijote. Eine Veran¬ 
staltung der „jNo pasarän!“- Vortragsreihe 
zum Spanischen Bürgerkrieg (1936 -1939). 
Rothaus e.V., Lohstraße 2. Beginn: 18.30 Uhr 


DO ★IS.SEPT 


Dortmund: „Wirschaffen das“ war die Aus¬ 
sage der Kanzlerin, als im vergangenen Jahr 


Ml ★ 21. SEPT 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land zur Bun¬ 
destagswahl 2017 im „Floraheim“ mit Gustl 
Ballin. Beginn um 19 Uhr. 


DO ★ 22. SEPT 


Suhl: „Chinas-Formel des 21. Jahrhunderts 
Wohl des Volkes = Arbeit + Brot + Entwick¬ 
lung + Frieden!“ Bildungs- und Informati¬ 
onsveranstaltung mit Prof. Dr. Eike Robert 
Kopf, Buchautor und ausländischer Exper¬ 
te bei der chinesischen Regierung. 17.00 
Uhr -19.00 Uhr, Gaststätte „Suhler Weiber¬ 
wirtschaft“ , Bahnhofstraße 1. Gemeinsame 
Veranstaltung der DKP Gruppe Suhl und Rot- 
Fuchs Regionalgruppe Suhl und Umgebung 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 

Demokratie verwirklichen! 
Frieden schaffen! 

Nazis, Militaristen und 
Rassisten stoppen! 

Kulturveranstaltung zum 70. Jah¬ 
restag der VVN-BdA in NRW 
29. Oktober 2016 

13.30 bis 18.00 Uhr 
im ZAKK, Düsseldorf, 
Fichtenstraße 40 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,- €/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 



Ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierteljährlich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bei SEPA Einzug möglich 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Milliardenspiele 

Gewinner und Verlierer der sportlichen Großveranstaltungen 


W enige Wochen vor Beginn der 
Olympischen Spiele in Lon¬ 
don erschien 2012 eine Studie 
der Universität Oxford, die sich mit den 
Kosten der Spiele seit 1960 (Rom) be¬ 
fasste. Von den 27 in diesem Zeitraum 
abgehaltenen Veranstaltungen standen 
den Autoren nur über 16 Zahlen zur 
Verfügung. Danach überschritten alle 
erfassten Veranstaltungen die zunächst 
veranschlagten Kosten um ein Vielfa¬ 
ches - im Schnitt um 252 Prozent bei 
den Sommerspielen und 135 Prozent 
bei den Winterspielen. „Rekordhalter“ 
sind Sarajewo 1984 mit 1257 (!) Prozent 
und Montreal mit 1 266 (!) Prozent. 

Die Spiele in Rio sollten ursprüng¬ 
lich 7,21 Mrd. Euro kosten. Nach Unter¬ 
suchungen des brasilianischen Instituto 
Politicas Alternativas para o Cone Sul 
(PACS) war der Stand bei der letzten 
„Anpassung“ vor den Spielen 9,78 Mrd. 
Dollar. Bei diesen Zahlen ist zu berück¬ 
sichtigen, dass die offiziellen Stellen ein 
Interesse haben, die Kosten möglichst 
niedrig darzustellen. Viele Ausgaben 
werden „versteckt“. Angeblich waren 
z.B. die Ausgaben für die brasilianische 
Fußballweltmeisterschaft niedriger als 
für die Spiele von Rio. US-amerika¬ 
nische Wissenschaftler aus Worcester/ 
Massachusetts haben für die Weltmeis¬ 
terschaft allerdings Gesamtkosten von 
13 Mrd. Dollar errechnet. Trotzdem 
kann es natürlich sein, dass die WM 
letztlich billiger war als die Olympia¬ 
de. Fest steht, dass die WM die teuerste 
Fußballveranstaltung aller Zeiten war. 


Der brasilianische Staatshaus¬ 
halt umfasste 2015 Ausgaben von um¬ 
gerechnet 641,2 Mrd. US-Dollar. Dem 
standen Einnahmen von umgerechnet 
631 Mrd. US-Dollar gegenüber. Bei 
einem Defizit von etwas über 10 Mrd. 
Dollar schlagen die beiden sportlichen 
Großveranstaltungen von 2014 und 
2016 nicht unerheblich zu Buche. Das 
wird auch deutlich, wenn als ein Grund 
für die momentane tiefgreifende brasi¬ 
lianische Wirtschaftskrise ein Mangel 
an Investitionen in die Infrastruktur ge¬ 
nannt wird. Es ist eben ein Unterschied, 
ob Bildung, Gesundheit und Verkehrs¬ 
wesen gefördert werden oder ob Stadi¬ 
en gebaut werden, die nun weitgehend 
leer stehen (werden). 

Auch in Brasilien wurde und wird 
behauptet, dass öffentliche und private 
Kosten sich die Waage hielten. Tatsäch¬ 
lich werden auch die privaten Kosten 
über Steuererleichterungen und Sub¬ 
ventionen weitgehend vom brasiliani¬ 
schen Steuerzahler übernommen. Bei 
all dem haben wir noch nicht von den 
Umweltbelastungen oder den Zwangs¬ 
umsiedlungen gesprochen, die vor al¬ 
lem die ärmsten Bevölkerungsschich¬ 
ten belasten. 

Es gibt aber auch Profiteure. Der 
Weltfußballverband FIFA hat bei der 
Weltmeisterschaft in Deutschland etwa 
2,35 Mrd. Dollar eingenommen; über 
3,8 Mrd. in Südafrika 2010 stieg der 
Erlös auf etwa 5 Mrd. Dollar in Brasi¬ 
lien. Das meiste davon durch der Ver¬ 
kauf von TV-Rechten und lizenzierter 


Produkte. Neben diesen Einnahmen 
wird vermutet, dass es auch noch Son¬ 
derzuwendungen der Gastgeberländer 
wie Steuererleichterungen und weitere 
Vorteile gab. 

Dem will das IOC nicht nachstehen. 
Es liegen zwar noch keine abschließen¬ 
den Zahlen vor, aber am Beispiel der 
Fernsehrechte kann man erahnen, um 
welche Summen es geht. Allein der 
US-Sender NBC bezahlte für die Spie¬ 
le von 2014 bis 2020 in Sotschi, Rio, Py- 
eongchang und Tokio 4,38 Mrd. Dollar; 
vor einem Jahr kauften die Amerika¬ 
ner auch die Rechte bis 2032 - diesmal 
legten sich 7,65 Mrd. Dollar ins Körb¬ 
chen des IOC. Trotzdem rechnet sich 
die Ausgabe. Dem Vernehmen nach hat 
der TV-Sender für die Spiele von Rio 
Werbung im Wert von 1,2 Mrd. Dollar 
verkauft. 

Angesichts dieser Verhältnisse, die 
wir hier nur streifen können, kommt 
das erwähnte brasilianische Institut 
bezüglich der Fußballweltmeister¬ 
schaft zu folgendem Fazit: „Die Welt¬ 
meisterschaft dient der FIFA, ihren 
Geschäftspartnern, den brasiliani¬ 
schen Bauunternehmen, die niemals 
zuvor in der Geschichte diese Landes 
so viel verdient haben, und den weite¬ 
ren Beteiligten an diesem Geschäfts¬ 
betrieb, bei dem die Gastgeberstädte 
der Weltmeisterschaft 2014 zur Ware 
wurden.“ Das gilt zweifelsohne auch 
für die gerade abgelaufenen olympi¬ 
schen Spiele. 

Siggi Emmerich 



Im Februar 2015 demonstrieren brasilianische Umweltaktivisten gegen den lOC-Präsidenten Thomas Bach. 


Einer von uns: 

Robert Jung 

Er hat uns gefehlt im Baden-Würt¬ 
temberg-Zelt, beim diesjährigen Pres¬ 
sefest. 

Seit vielen Jahren war er von seiner 
Wahlheimat, dem Portugal der Nelken¬ 
revolution, zum Pressefest angereist, 
hatte uns mit seinem guten portugiesi¬ 
schen Wein bewirtet und mit uns unse¬ 
re alten Kampflieder gesungen. 

Seine Familie bescherte ihm noch 
zu seinem 86. Geburtstag am 19. Mai 
eine beeindruckende Feier. Wir tra¬ 
fen ihn im Pflegeheim - einen kran¬ 
ken Greis, bei dem der kämpferische 
Haudegen erst wieder beim Gesang 
unserer alten Lieder zum Vorschein 
kam. Am 20. Juli dieses Jahres ist er 
gestorben. 

Der Name Robert Jung muss er¬ 
wähnt werden wenn vom 60. Jahrestag 
des KPD-Verbotes die Rede ist. Seine 
Erlebnisse und die seiner Familie ma¬ 
chen deutlich zu was der kapitalistische 
Staat in der Lage war wenn es gegen 
Bewegungen für ein fortschrittliches, 
friedliches und einheitliches Deutsch¬ 
land ging. 

Am 11. Februar 1966 wurde Robert 
im Rahmen der sogenannten Aktion 


Schneehase zusammen mit mehr als 60 
Gesinnungsgenossen verhaftet und in¬ 
haftiert. Die Anklage lautete Staatsge¬ 
fährdung, Geheimbündelei und Spionage 
für die DDR. Ein Jahr lang saß Robert in 
Untersuchungshaft in Stuttgart-Stamm¬ 
heim bis zum Prozessbeginn und der Ur¬ 
teilsverkündung im Gefängnis. 

Dass der Staat ihn zum Feind er¬ 
klärte, bekam auch seine Frau zu spü¬ 
ren, als die Scheidung anstand. Sie und 
ihre Kinder wurden Opfer der Sippen¬ 
haft der Adenauer-Justiz. Als ihr Mann 
verhaftet wurde, kündigte man ihr den 
Arbeitsvertrag und die Wohnung. „Das 
war eine schlimme Zeit für meine Mut¬ 
ter, meinen Bruder und mich“ erinnert 
sich Petra, seine Tochter. Der Filmema¬ 
cher Hermann Abmayr berichtete in 
dem Film „Als der Staat rot sah“ vom 
Schicksal dieser Familie. 

Wozu verbohrter Antikommunismus 
in der Lage ist zeigt, dass Robert zu ei¬ 
nem Scheidungstermin aus dem Gefäng¬ 
nis in Handschellen vorgeführt wurde. 
Der Protest seiner Frau Irene, welche 
ihm immer solidarisch zu Seite stand, 
hatte nur eine impertinente Bemerkung 
des Scheidungsrichters zur Folge. 



Vor Gericht erklärte Robert Jung, 
dass er aus Achtung für die Gradlinig- 
keit eines kommunistischen Betriebs¬ 
rates und dessen furchtloses Eintreten 
für die Belange geschundener Lehrlin¬ 
ge zur KPD kam. - „Wir haben immer 
auf dem Boden des Grundgesetzes ge¬ 
arbeitet. Die KPD wurde verboten weil 
sie gegen die Aufrüstung war.“ Robert 
wurde zu 18 Monaten Gefängnis verur¬ 
teilt. Die Hauptbelastungszeugen wa¬ 
ren ein vom Verfassungsschutz bezahl¬ 
tes Agentenpaar. 

Mit Robert Jung ist einer der letzten 
lebenden direkt Betroffenen des KPD- 
Verbotes gestorben. 

H.Hummler 


Silber für eine Krankheit 

Piotr Malachowski spendete seine Medaille 


Ein Pole, der unlängst in Rio de Janei¬ 
ro eine Silbermedaille gewonnen hatte, 
stiftete sie. Wie wichtig ist diese Nach¬ 
richt? Eine Schlagzeile war sie nirgends 
wert. Ich zählte die Worte, die eine 
Nachrichtenagentur dafür geopfert 
hatte: Es waren 70. Sie lauteten: „Der 
Olympiazweite im Diskuswerfen, Piotr 
Malachowski, hat seine Silbermedail¬ 
le aus Rio de Janeiro zugunsten eines 
krebskranken Dreijährigen verstei¬ 
gert. Das gab der polnische Rivale des 
deutschen Rio-Olympiasiegers Chris¬ 
toph Harting via Facebook bekannt, 


ohne den Erlös der Auktion zu nen¬ 
nen. Dem kleinen Olek werde nun eine 
Augenkrebsbehandlung in New York 
ermöglicht. ,Ich habe in Rio um Gold 
gekämpft 4 , hatte der 33-jährige Mala¬ 
chowski über die Auktion geschrieben: 
,Heute rufe ich euch alle dazu auf, für 
etwas zu kämpfen, was noch wertvol¬ 
ler ist 4 “ 

Ich habe über 17 Olympische Spie¬ 
le berichtet und möglicherweise ist mir 
irgendwann eine solche Nachricht ent¬ 
gangen, aber dafür würde ich mich bei 
allen Lesern entschuldigen! Ich weiß, 
dass Malachowski schon Welt- und 
Europameister war und sicher einen 
Stapel Medaillen zu Hause liegen hat 
und trotzdem hielt ich diese Zeilen für 
schlagzeilenpflichtig. 

Erinnern sie sich noch, was über die 
Olympischen Spiele in Rio des Janei¬ 
ro alles geschrieben worden war? Ich 
habe die Worte nicht gezählt und wür¬ 
de sie auch nicht zählen können - es 
waren zu viele! Ich erinnere zum Bei¬ 
spiel daran: Auf der Segelregattastre¬ 


cke trieben angeblich Berge von Plas¬ 
tiktüten, die die teuren Segelboote in 
Gefahr zu bringen drohten, Toiletten 
im Olympischen Dorf sollen verstopft 
gewesen sein, die ursprünglich zwei¬ 
gleisig geplante U-Bahnstrecke in die 
Stadien fuhr streckenweise nur einglei¬ 
sig und die Olympiabesucher mussten 
also umsteigen, auf den Tribünen sol¬ 
len Plätze leer geblieben sein. Mithin: 
Diese Olympischen Spiele sollen nicht 
gelungen gewesen sein! Behaupteten 
jedenfalls rund um die Welt die Medi¬ 
en, verkündeten die Fernsehkommen¬ 
tatoren. Und 
nun kam ein 
polnischer Dis¬ 
kuswerfer des 
Weges und ver¬ 
steigerte seine 
Silbermedail¬ 
le, um die Au¬ 
genoperation 
eines Kindes 
zu sichern. Der 
Ertrag ward 
nicht verkün¬ 
det, was den 
Schluss zuließ, 
dass er die Un¬ 
kosten deckte. 

Das trieb 
mich zu der 
Frage, wie viel 
eine Olympi¬ 
sche Silber¬ 
medaille wohl 
wert sein mag? 
Eine verbindli¬ 
che Tabelle war 
verständlicher¬ 
weise nirgends 
zu finden. In 
der Bundes¬ 
republik soll 
ein Goldme¬ 
daillengewin¬ 
ner 20 000 

Euro ausge¬ 
zahlt bekommen haben und zwar von 
einer verbindlichen - ich meine staat¬ 
lichen - Kasse. Wir wissen nicht, was 
die Augenoperation gekostet hat, und 
selbst wenn wir es wüssten, ließe sich 
keine Tabelle daraus ableiten. Hinzu 
kämen die Sponsorengeider, die von 
denen gezahlt werden, die durch Mala- 
chowskis Silber ihre Werbung steigern 
konnten, und solche Summen sind erst 
recht unberechenbar. 

Das Internationale Olympische 
Komitee verleiht sehr selten eine „Pi- 
erre-de-Coubertin-Medaille“. Wenn 
ich in diesem Komitee etwas zu sagen 
hätte, wäre ich auf die Idee gekommen, 
sie feierlich Malachowski zu überrei¬ 
chen. Nicht wegen seiner Silberme¬ 
daille, sondern wegen seiner Idee. Auf 
die der 22-fache Goldmedaillenge¬ 
winner, der USA-Schwimmer Phelps, 
nicht gekommen war. Vielleicht hatte 
er auch gar keine Zeit, weil die Ver¬ 
handlungen mit den Sponsoren zu viel 
Zeit kosteten. 

Klaus Huhn 



Der rote Kanal 


Immer vernetzt - Wenn das 
Gehirn überfordert ist 

Google, E-Mails, WhatsApp: Wissen¬ 
schaftler über die Auswirkungen der 
digitalen Überflutung mit Informati¬ 
onen. Das hat Folgen für das Zusam¬ 
menleben und fördert Krankheiten. 
Mir ist auch schon blümerant. 

Sa, 3.9., 21.45 Uhr, Arte 

Der siebte Geschworene 

Ein biederer Bürger ermordet eine 
junge Frau. Niemand verdächtigt ihn, 
ein anderer steht für die Tat vor Ge¬ 
richt, der wahre Täter wird zum Ge¬ 
schworenen ernannt. Große Darstel¬ 
lungskunst von Bernard Blier. 

Mo, 5.9., 20.15 Uhr, Arte 

Der Islamreport 

Daten, Zahlen, Fakten aus der zu 
Recht renommierten „die story“- 


Redaktion. Ein bisschen Wissen über 
den Islam kann nicht schaden. Den 
Aberglauben mit dem Kreuz kennen 
wir besser. 

Mo, 5.9., 22.45, Das Erste 
Die Anstalt 

Endlich wieder Info-Kabarett. Ob 
Max Uthoff und Klaus von Wagner 
das Niveau über die Sommerpause 
gerettet haben? 

Di, 6.9., 22.15 Uhr, ZDF 

Leschs Kosmos 

Der Physiker und Philosoph Ha¬ 
rald Lesch hat die Gabe, Naturwis¬ 
senschaft verständlich darzulegen. 
Und sein Gezappel dabei ist amü¬ 
sant. Diesmal geht’s um die Lust am 
Fleisch und ihre Folgen. 

Di, 5.9., 23.00 Uhr, ZDF 














